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Editorial

Wie gelingt ein friedliches 
Miteinander?

Liebe Leserinnen und Leser,

anlässlich des 75. Jahrestags der Gründung der UN verpflichteten sich die Mitglied-
staaten, die internationalen Beziehungen zum Wohle der heutigen und der kommen-
den Generationen zu stärken. Sie forderten UN-Generalsekretär António Guterres 
auf, einen Bericht mit Empfehlungen vorzulegen. Die von Guterres im September 
2021 vorgestellte ›Unsere gemeinsame Agenda‹ (Our Common Agenda) blickt auf 
die nächsten 25 Jahre und stellt seine Vision der zukünftigen globalen Zusammen-
arbeit dar. Er fordert einen inklusiven und effektiven Multilateralismus, um die 
dringendsten Herausforderungen der Menschheit besser zu bewältigen. Gemeinsa-
me Lösungen zu entwickeln, wird also umso wichtiger. Die Generalversammlung 
beschloss deshalb im September dieses Jahres den von Guterres geforderten ›Zu-
kunftsgipfel‹ (Summit of the Future) im Jahr 2024 abzuhalten. Wie es um eine Kul-
tur des Friedens, des Dialogs, der Kooperation und die Kunst des friedlichen Mit
einanders – dem Jahresthema 2022 der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen – bestellt ist, untersuchen die Autorinnen und Autoren in dieser Ausgabe.

Auch wenn der russische Angriffskrieg auf die Ukraine die meisten Diskussionen 
in den UN überschattet, konnten die Sicherheitsratsmitglieder trotz Meinungsver-
schiedenheiten in anderen Krisensituationen ein Mindestmaß an Zusammenarbeit 
aufrechterhalten, beobachtet Richard Gowan. Martin Sajdik nahm als ehemaliger 
Ständiger Vertreter Österreichs bei den UN aktiv an den Verhandlungen zu den 
Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) teil, mit Schwerpunktsetzung auf das 
Ziel 16 zu Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbekämpfung. Er berichtet über den 
schwierigen Verhandlungsverlauf und welchen Einfluss die SDGs auf die Wirtschaft 
haben. Um die Spannungen zwischen den Großmächten und andere aktuelle Her-
ausforderungen besser bewältigen zu können, braucht es neue Wege der Problemlö-
sung: Nach Meinung von Farwa Aamer und Richard Ponzio sind für einen erfolg-
reichen Zukunftsgipfel auch Stimmen aus der Zivilgesellschaft wichtig. Und trotz 
unterschiedlicher Ansichten müssen möglichst viele Regierungen zusammenarbei-
ten, denn im UN-Kontext wäre es kontraproduktiv, einen globalen Konflikt zwi-
schen Demokratien und Autokratien zu forcieren, argumentieren Pascal Abb, Hanna 
Pfeifer und Jonas Wolff in ihrem Standpunkt.

Ich wünsche eine anregende Lektüre mit kosmopolitischen Einblicken sowie 
besinnliche Feiertage.  

Dr. Patrick Rosenow, 
Leitender Redakteur

Neben dem Online-Angebot auf der Webseite der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN  
www.zeitschrift-vereinte-nationen.de finden Sie regelmäßig aktuelle Kurzbeiträge zu 
UN-Themen auf den Themenportalen der DGVN unter frieden-sichern.dgvn.de, menschen-
rechte-durchsetzen.dgvn.de, nachhaltig-entwickeln.dgvn.de sowie auf unserem Debattenportal 
unter dgvn.de/un-debatte/ zu verschiedenen Schwerpunktthemen.



242 		  VEREINTE NATIONEN  6/2022

Inhalt									         70. Jahrgang  |  2022  |  Heft 6

Vereinte Nationen
Schwerpunkt: Wir müssen reden –  
Über eine Kultur des Friedens

243 Zusammenarbeit trotz  
geopolitischer Spannungen
Richard Gowan

249 Rechtstaatlichkeit in Politik und Wirtschaft
Martin Sajdik

254 Das Beste aus dem Zukunftsgipfel machen
Farwa Aamer · Richard Ponzio

259 Standpunkt | Inklusion statt  
Systemkonkurrenz
Pascal Abb · Hanna Pfeifer · Jonas Wolff

Im Diskurs

260 Die Wahl der Worte im Sicherheitsrat
Ronny Patz · Manfred Stede · Luis Glaser

266 Scheitern mit Ansage
Jana Baldus · Oliver Meier

Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

272 Allgemeines
Generalversammlung | 2021/2022 
Henrike Landré

275 Sozialfragen und Menschenrechte
Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte | 2021
Claudia Mahler

277 Ausschuss zur Beseitigung rassistischer  
Diskriminierung | 2021 
Damaris Uzoma

279 Personalien

282 Dokumente der Vereinten Nationen

Diverses

280 Buchbesprechungen
284 Jahresinhaltsverzeichnis 2022
288 Impressum



VEREINTE NATIONEN  6/2022									          243

DOI: 10.35998/VN-2022-0026	 Zusammenarbeit trotz geopolitischer Spannungen  |  Gowan 

Zusammenarbeit trotz  
geopolitischer Spannungen
Wie haben die Sicherheitsratsmitglieder trotz Meinungsverschiedenheiten über Russlands Krieg 
gegen die Ukraine ein Mindestmaß an Zusammenarbeit in anderen Krisensituationen aufrechterhal-
ten? Nichtwestliche Staaten haben der Ukraine in der UN-Generalversammlung unerwartet viel 
Unterstützung geboten und der Generalsekretär hat sich als diplomatischer Vermittler profiliert.

fangsphase eine ziemlich genaue Vorstellung davon 
haben, wie diese diplomatische Schlacht ablaufen 
wird, denn wir haben sie schon einmal miterlebt.«1 
Im Jahr 2014, nachdem Russland die Krim besetzt 
und anschließend annektiert hatte, gingen die  
Ukraine und ihre Verbündeten zunächst im Sicher-
heitsrat – wo Russland sein Veto einlegte, um eine 
Resolution zu verhindern, die die ukrainische Sou-
veränität über die Halbinsel bestätigte – und an-
schließend in der Generalversammlung gegen Mos-
kaus Aktionen vor. Im Vorfeld der diesjährigen 
russischen Offensive war offensichtlich, dass die 
Ukraine, die USA und die europäischen Mitglieder 
der UN ein relativ ähnliches Vorgehen planten. 
Obwohl das ukrainische Militär weitaus besser da-
stand als von den meisten erwartet, wandte sich die 
Regierung in Kyiv und ihre Verbündeten an den 
Sicherheitsrat2, die Generalversammlung3 und den 
Menschenrechtsrat4, um die russische Regierung 
in den ersten Wochen des Krieges zu verurteilen – 
ganz nach dem Muster aus dem Jahr 2014.

Doch selbst erfahrene UN-Expertinnen und Ex-
perten konnten nicht jeden Aspekt der UN-Diplo-
matie im Zusammenhang mit der Ukraine vorher-
sehen. Eine zentrale Frage im Januar und Februar 
war, ob eine größere diplomatische Auseinander-
setzung zwischen Russland und den westlichen 
Mächten über die Ukraine die Diplomatie bei an-
deren – angeblich nicht damit zusammenhängen-
den – Themen auf der UN-Agenda belasten würde. 
Dies gilt etwa für die humanitäre Hilfe für Afgha-
nistan und Syrien und der Friedenssicherung in Af-
rika. Eine zweite Frage war, ob sich die afrikani-
schen, lateinamerikanischen und asiatischen UN- 
Mitgliedstaaten den USA und den europäischen 
Staaten bei der Verurteilung der russischen Aggres-

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
ist die größte Krise, mit der die Vereinten 
Nationen seit dem Irak-Krieg im Jahr 2003 

konfrontiert sind. Er hat zu einer Spaltung zwi-
schen den fünf ständigen Mitgliedern des Sicher-
heitsrats (Permanent Five – P5) geführt, die mögli-
cherweise erst in einigen Jahren wieder überwunden 
sein wird. Der Krieg hat die Schwächen vieler Ele-
mente des UN-Systems aufgezeigt. Die russische 
Regierung hat ihr Veto gegen Resolutionsentwürfe 
des Sicherheitsrats eingelegt, in denen ihr Verhal-
ten in der Ukraine verurteilt wurde, und die Auf-
forderungen der Generalversammlung, des Inter-
nationalen Gerichtshofs (International Court of 
Justice – ICJ) und des Menschenrechtsrats (Human 
Rights Council – HRC), die Aggression zu beenden, 
schlichtweg ignoriert. Nach einhelliger Auffassung 
müssen die UN nun grundlegende Reformen zur 
Beseitigung dieser Mängel einleiten, da sie sonst in 
einer Zeit des Wettbewerbs der Großmächte lang-
fristig geopolitisch irrelevant werden.

Das alles war zwar schockierend, aber in vieler-
lei Hinsicht durchaus vorhersehbar. Fast genau ei-
nen Monat vor dem Einmarsch der russischen Streit-
kräfte in die Ukraine war klar, dass »UN-Beob- 
achterinnen und -Beobachter zumindest in der An-

   1  Richard Gowan, Guide to the Chess Game at the United Nations on the Ukraine Crisis, Just Security, 21.1.2022, www.justsecurity.org/79938/
guide-to-the-chess-game-at-the-united-nations-on-ukraine-crisis/

   2  UN-Dok. S/2022/155 v. 25.2.2022.
   3  UN-Dok. A/RES/ES-11/1 v. 2.3.2022; A/RES/ES-11/2 v. 24.3.2022.
   4  UN Doc. A/HRC/RES/49/1 v. 7.3.2022.

Richard Gowan      
ist Leiter für UN-Angelegenhei-
ten bei der International Crisis 
Group (ICG) in New York.

  rgowan@crisisgroup.org
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sion anschließen würden oder ob sie einfach versu-
chen würden, nicht in den Konflikt verwickelt zu 
werden. Ein dritter Unsicherheitsfaktor war, ob 
UN-Generalsekretär António Guterres eine maß-
gebliche Rolle dabei einnehmen würde, die inter-
nationale Reaktion auf das russische Vorgehen zu 
koordinieren, oder ob die russische Regierung ihre 
Macht als P5-Mitglied im Rat nutzen würde, um 
das UN-Sekretariat an den Rand zu drängen. 

Zum Zeitpunkt der Abfassung des vorliegenden 
Beitrags scheint sich der Krieg auf unbestimmte 
Zeit hinziehen zu können. Sollte er sich als Lang-
zeitkonflikt erweisen, wird er zweifellos neue Kri-
sen und Herausforderungen für die UN mit sich 
bringen. Diese Analyse kann daher nur eine vor-
läufige Bestandsaufnahme der Arbeit der Institution 
bis Oktober sein. Obwohl das Jahr 2022 von einem 
intensiven diplomatischen Wettstreit in den Verein-
ten Nationen geprägt war, hat sich das UN-System 
als Rahmen für den Umgang mit internationalen 
Spannungen als widerstandsfähiger und nützlicher 
erwiesen, als es ursprünglich vorausgesagt wurde.5

Politische Eindämmung

Am Vorabend des russischen Generalangriffs auf 
die Ukraine, dem 23. Februar 2022, waren selbst 

viele Mitglieder des Sicherheitsrats nicht sicher, 
wie der Rat auf die drohende Krise reagieren wür-
de. Nach Russlands erstem Angriff im Jahr 2014 
konnten die Regierung in Moskau und die P5 ihre 
Differenzen beilegen und ihre Auseinandersetzun-
gen über die Ukraine und die Zusammenarbeit in 
anderen Fragen voneinander trennen. Ende des 
Jahres 2021 und Anfang des Jahres 2022 hoff- 
ten die Sicherheitsratsmitglieder, dass sie ihre Ar-
beit auf verschiedenen diplomatischen Ebenen 
auf diese Weise fortsetzen könnten. Andere sag-
ten voraus, dass die Zusammenarbeit schnell schei-
tern würde.6

Dieser Pessimismus hat sich, zumindest bisher, 
als übertrieben herausgestellt. Die Sicherheitsrats-
mitglieder waren erstaunlich gut in der Lage, eine 
minimale Zusammenarbeit in anderen Fragen in 
den UN aufrechtzuerhalten – und das, obwohl der 
Krieg schon viel länger andauert und sich als noch 
brutaler erweist, als es im ersten Quartal des Jah-
res möglich schien. Russland hat von seinem Veto 
bei anderen Themen als der Ukraine nur selten Ge-
brauch gemacht. Dem Rat ist es gelungen, einige 
innovative Resolutionen zu Themen wie der Rolle 
der UN im Umgang mit den Taliban in Afghanis-
tan und der Stabilisierungsmission der Afrikani-
schen Union (AU) in Somalia zu verabschieden.7 Im 
Oktober einigte sich der Rat auf ein völlig neues 

   5  Richard Gowan, The UN is Another Casualty of Russia’s War, Foreign Affairs, 10.3.2022, www.foreignaffairs.com/articles/west-africa/2022-03-10/
un-another-casualty-russias-war

   6  Ebd.
   7  UN-Dok. S/RES/2626v. 17.3.2022; S/RES/2628 v. 31.3.2022.

dafür
dagegen
Enthaltung
nicht abgestimmt

Die UN-Generalversammlung verabschiedete mit 143 zu fünf Stimmen die Resolution A/RES/ES-11/4, in der die Souveränität 
und territoriale Integrität der Ukraine bekräftigt und der »Versuch der rechtswidrigen Annexion« durch Russland verurteilt wird.  
Quelle: Crisis Group, 12. Oktober 2022

Votum der UN-Mitgliedstaaten gegen Russlands Versuch einer rechtswidrigen Annexion der Ukraine
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Mandat mit dem Ziel, Sanktionen gegen bewaff-
nete Gruppen zu verhängen, die in Haiti Unheil 
stiften.8

Es gibt eine Reihe möglicher Erklärungen dafür, 
weshalb der Rat auf diesem Niveau weiterarbeiten 
konnte. Eine davon ist, dass die westlichen Mitglie-
der des Rates häufig unnötige Auseinandersetzun-
gen mit Russland in sensiblen Fragen vermieden 
und bestehende Mandate des Rates in vielen Fällen 
nur mit geringfügigen Änderungen verlängert ha-
ben. Insbesondere Frankreich hat häufig davor ge-
warnt, die russische Regierung zu unnötigen Vetos 
zu zwingen, eine Haltung, die es auch schon vor 
dem Krieg eingenommen hatte. China hat sowohl 
auf Russland als auch auf andere Ratsmitglieder 
eingewirkt, um Auseinandersetzungen zu vermei-
den, die den gemeinsamen Interessen zuwiderlau-
fen könnten. So warnte es beispielsweise im März 
davor, die Ukraine mit Afghanistan zu verknüpfen. 
Für Russland selbst könnte es sich als sinnvoll er-
weisen, den Sicherheitsrat als Instrument für Ge-
spräche mit dem Westen über andere Themen als 
die Ukraine weiter zu nutzen, um eine noch weiter-
gehende diplomatische Isolation zu vermeiden und 
in Fragen wie etwa Syrien ein gewisses Druckmit-
tel den USA und ihren Verbündeten gegenüber in 
der Hand zu behalten. Weder Russland noch die 
anderen P5 wollen denjenigen Staaten Argumente 
liefern, die behaupten, das Gremium sei unrettbar 
zerrüttet und irrelevant. Auch die Generalversamm-
lung signalisierte im April, dass sie Russlands Blo-
ckadetaktik genau beobachtete, und stimmte einer 
›Veto-Initiative‹ zu, die die P5 auffordert, ihre Ve-
tos vor der Generalversammlung zu erläutern.9

Dennoch wirkt sich der Unmut über die Ukraine 
in vielerlei Hinsicht negativ auf die Arbeit des Ra-
tes aus. Russland mag zwar nicht viele Resolutio-
nen vereiteln, es hat den Rat jedoch daran gehin-
dert, Erklärungen des Präsidenten und Presse- 
erklärungen abzugeben, bei denen es sich um nach-
rangige diplomatische Angelegenheiten handelt und 
die einen Konsens unter den Mitgliedern des Gre-
miums zu Themen wie dem Friedensprozess in Ko-
lumbien erfordern – aus Gründen, die indirekt mit 

der Ukraine zusammenhängen.10 China und Russ-
land haben sich außerdem bei der Abstimmung von 
Resolutionen zunehmend der Stimme enthalten, was 
nach allgemeiner Auffassung der Ratsmitglieder die 
Glaubwürdigkeit der Beschlüsse des Gremiums un-
tergräbt.11 Die P5 führen zermürbende Auseinan-
dersetzungen über Fragen wie die Ernennung von 
UN-Sonderbeauftragten und Sachverständigen, die 
die Durchsetzung der Sanktionen überprüfen sol-
len. Einige dieser Streitigkeiten sind bereits vor 
dem russischen Krieg gegen die Ukraine aufgetre-
ten, haben sich aber durch diesen noch verschärft.12

Nichtwestliche Sichtweisen des Krieges 

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine hat unge-
wöhnlich viel internationale Aufmerksamkeit auf 
die Generalversammlung gelenkt, da die nicht-
westlichen Regierungen über eine Reihe von Reso-
lutionen zu diesem Krieg abgestimmt haben. Diese 
wurden weithin als Test für die weltweite Meinung 
über den Krieg angesehen, und sowohl die Ukraine 
als auch Russland haben sich intensiv bemüht, die 
Abstimmungergebnisse zu beeinflussen. Im Januar 
war nicht offensichtlich, ob afrikanische, asiatische 
und lateinamerikanische Staaten Kyiv in einem 
Krieg mit Russland langfristig unterstützen wür-
den. Auch ein Blick zurück auf die Beispiele des 
Jahres 2014, als nur 100 UN-Mitgliedstaaten eine 
Resolution der Generalversammlung unterstütz-
ten13, die die Souveränität der Ukraine über die 
Krim bestätigte, legte diese Prognose nahe: »Der 
Großteil der UN-Diplomatinnen und -Diplomaten 
zieht es vor, sich nicht in die Auseinandersetzungen 
zwischen Russland und dem Westen einzumischen, 

   8  UN-Dok. S/RES/2653 v. 21.10.2022.
   9  UN-Dok. A/RES/76/262 v. 28.4.2022.
10  Die Entscheidung Russlands, die Erklärung des Sicherheitsrates zu Kolumbien zu blockieren, war eine Reaktion auf die kritischen Äußerungen 

des damaligen kolumbianischen Präsidenten Ivan Duque zum Angriff auf die Ukraine, siehe Colum Lynch, Moscow Strikes Back at the Countries 
That Cross it, Foreign Policy, 18.4.2022, foreignpolicy.com/2022/04/18/russia-war-united-nations-threat-colombia-genocide-security-council/

11  Bis zum 31. August hatten sich Russland und China bei den Abstimmungen im Rat im Jahr 2022 jeweils achtmal der Stimme enthalten. Im 
gesamten Jahr 2021 gab es sieben russische Enthaltungen und sechs chinesische. Zum Vergleich: Im gesamten Jahr 2012 enthielt sich Russland 
nur zweimal (und China einmal) der Stimme, research.un.org/en/docs/sc/quick/meetings/

12  Im Fall von Libyen wurde durch diese Taktiererei die Ernennung eines Sondergesandten fast ein Jahr lang verhindert, sodass die UN-Vermitt-
lungsbemühungen ins Stocken gerieten.

13  UN-Dok. A/RES/68/262 v. 27.3.2014.

Der russische Angriff hat ungewöhnlich viel 
internationale Aufmerksamkeit auf die  
Generalversammlung gelenkt.
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da sie zu Recht der Meinung sind, dass die UN nicht 
viel dagegen tun können.«14

Diese Einschätzung war teilweise richtig, aber 
letztendlich zu pessimistisch. Im März dieses Jah-
res stimmten 141 Mitglieder der Generalversamm-
lung für eine Resolution, in der die russische Ag-
gression verurteilt wurde.15 Die europäische und 
US-amerikanische Diplomatie feierte dies zu Recht 
als großen Fortschritt gegenüber dem Beschluss im 
Jahr 2014. Doch in den darauffolgenden Monaten 
wurden die nichtwestlichen Diplomatinnen und 
Diplomaten vorsichtiger, wenn es darum ging, Russ-
land in der Generalversammlung zu häufig oder 
direkt zu kritisieren. Europäische Regierungsver-
treterinnen und -vertreter beklagten, dass ihre Kol-
leginnen und Kollegen aus anderen Regionen zu-
nehmend unter ›Ukraine-Müdigkeit‹ litten. Ende 
März – kurz nachdem die Generalversammlung 
für die Suspendierung Russlands vom HRC ge-
stimmt hatte – wies die International Crisis Group 
auf einige der Gründe für diese Müdigkeit hin. Sie 
nannte unter anderem »drohende Schocks bei den 
Lebensmittelpreisen, die Afrika und den Mittleren 
Osten besonders hart treffen dürften, da beide Re-
gionen wichtige Importeure von Getreide aus 
Russland und der Ukraine sind, sowie die Wahr-

scheinlichkeit, dass die USA und die europäischen 
Geber Entwicklungs- und humanitäre Hilfe zur 
Unterstützung der Ukraine und ukrainischer Flücht-
linge umleiten müssen, was zu Finanzierungseng-
pässen an anderer Stelle führt.«16 Angesichts die-
ses Drucks, den einige westliche UN-Mitglied- 
staaten im Frühjahr 2022 nur zögerlich zur Kennt-
nis nahmen, schien es wahrscheinlich, dass die Un-
terstützung für die Ukraine nachlassen würde.

In dem Bemühen, das Ausmaß dieser ›Ukraine-
Müdigkeit‹ während der Generaldebatte der Gene-
ralversammlung im September zu quantifizieren, 
haben Tess Gibson und Raquel Alberto de la Fuen-
te die Erklärungen nichtwestlicher Staats- und Re-
gierungschefs daraufhin untersucht, was sie über 
die Ukraine sagten. Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) und der Nordatlantikvertrags-
Organisation (NATO) verurteilten Russland ein-
hellig und ließen alle Differenzen über den Umgang 
mit dem Krieg außer Acht. Im Gegensatz dazu ver-
traten die nichtwestlichen Regierungen eine breite 
Palette von Positionen zum Krieg und zu seiner 
Beendigung, wobei einige das Thema ganz igno-
rierten. Tatsächlich geht aus einer Analyse hervor, 
dass etwa 54 der 156 UN-Mitglieder, die weder 
der EU noch der NATO angehören, den Krieg 
überhaupt nicht erwähnten. Weitere 38 bezogen 
sich auf die Ukraine, nannten aber Russland nicht 
als Akteur in dem Konflikt, vermutlich um über-
mäßige Spannungen mit Moskau zu vermeiden. 64 
erwähnten Russland namentlich. Von den außer-
europäischen Rednerinnen und Rednern bezogen 
sich die Vertreter aus Lateinamerika und der Kari-
bik am häufigsten ausdrücklich auf die Rolle Russ-
lands. Von den 53 afrikanischen Sprechern taten 
dies nur 18 (siehe Grafik).17

Diejenigen afrikanischen, asiatischen und latein-
amerikanischen Rednerinnen und Redner, die den 
Krieg thematisierten, favorisierten im Allgemeinen 
eine schnelle diplomatische Lösung. 38 von ihnen 
plädierten entweder für einen Waffenstillstand, eine 
Verhandlungslösung oder ähnliche Optionen wie 
einen ›Dialog‹. Nur wenige forderten ausdrücklich 
den Rückzug Russlands. Viele machten eher vage 
Vorschläge, etwa indem sie eine Seite oder beide 
Seiten aufforderten, Zurückhaltung zu üben.

Dennoch sind die UN-Mitgliedstaaten weiter-
hin eher bereit, der Ukraine beizustehen, als diese 
Daten vermuten lassen. Im Oktober dieses Jahres, 

14  Gowan, Guide to the Chess Game, a.a.O. (Anm. 1).
15  UN-Dok. A/RES/ES-11/1, a.a.O. (Anm. 3).
16  ICG, Maintaining a Coalition in Support of Ukraine at the UN, 31.3.2022, www.crisisgroup.org/europe-central-asia/eastern-europe/ukraine/

maintaining-coalition-support-ukraine-un
17  Tess Gibson/Raquel Alberto de la Fuente, Reaffirming Ukraine’s Sovereignty and Territorial Integrity at the UN, ICG, 5.10.2022,  

www.crisisgroup.org/global/reaffirming-ukraines-sovereignty-and-territorial-integrity-un

NATO- und EU-Staaten               haben nicht gesprochen               kein Bezug auf die Ukraine

Bezug auf die Ukraine, aber nicht auf Russland               Bezug auf die Ukraine und Russland

São Tomé und Principe waren vertreten, haben aber nicht gesprochen. Afghanistan 
und Myanmar waren nicht vertreten. Quelle: Crisis Group, 5. Oktober 2022

Wie der Ukraine-Krieg in der Generalversammlung  
angesprochen wurde
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nachdem Russland erklärt hatte, dass es die von 
ihm kontrollierten Regionen der Ukraine annek-
tiert hatte, unterstützten 143 Mitgliedstaaten der 
Generalversammlung eine neue Resolution, in der 
sie das Vorgehen der russischen Regierung verur-
teilten und ihre Unterstützung für die territoriale 
Integrität der Ukraine klar zum Ausdruck brachten.18 
Die europäischen Staaten sowie die USA zeigten sich 
erfreut, dass es ihnen gelungen war, die ursprüng-
liche Koalition von Staaten, die Kyiv im März un-
terstützt hatten, wiederzubeleben und sogar noch 
auszuweiten. Dies machte deutlich, dass die UN-
Mitgliedstaaten nach wie vor an den Grundprinzi
pien festhalten, die in Artikel 2 der UN-Charta ver-
ankert sind: Souveränität und territoriale Integrität. 
Die ›Ukraine-Müdigkeit‹ unter den UN-Mitgliedern 
bleibt jedoch ein ernstzunehmendes Problem.

Der Generalsekretär wird aktiv 

Diplomatinnen und Diplomaten in New York heg-
ten zu Beginn dieses Jahres keine großen Erwar-
tungen, dass Guterres eine wichtige diplomatische 
Rolle im Russland-Ukraine-Krieg spielen könnte. 
Während seiner ersten Amtszeit von 2017 bis 2021 
erwarb sich der Generalsekretär den Ruf, im Um-
gang mit Kriegen und Krisen, insbesondere solchen, 
an denen die Großmächte beteiligt sind, äußerst 
vorsichtig zu sein.19 Diese Tendenz schien sich zu-
nächst auch im Hinblick auf die Ukraine abzuzeich-
nen. Im Vorfeld der russischen Offensive beschwer-
ten sich westliche Vertreterinnen und Vertreter, dass 
Guterres ihre Bitten, mit dem russischen Präsiden-
ten Wladimir Putin über seine Kriegspläne zu spre-
chen, ignorierte. Sie sagten unter vier Augen, dass 
ihr Chef, wie viele andere Beobachterinnen und 
Beobachter für europäische Angelegenheiten, nicht 
glaubte, dass Russland tatsächlich einen umfassenden 
Krieg gegen Kyiv führen würde. In den ersten zwei 
Monaten der militärischen Intervention schien Gu-
terres wie gelähmt zu sein. Er verurteilte Russlands 
Kriegshandlungen, leitete aber keine öffentlichkeits-
wirksamen Initiativen ein, um dagegen vorzugehen. 

Nichtsdestotrotz wurde Guterres Ende April 
nach Russland und in die Ukraine eingeladen, und 
er leitete eine Reihe wichtiger diplomatischer Initi-
ativen ein, um die Auswirkungen des Krieges abzu-
mildern. Diese begannen mit einer Einigung über 
die Evakuierung von Zivilpersonen aus dem bela-

gerten Stahlwerk Asow-Stahl in Mariupol und führ-
ten im Juli trotz einer anhaltenden russischen See-
blockade zum Schwarzmeerabkommen über die 
Ausfuhr von Getreide aus Odesa und anderen ukra
inischen Häfen. Bis zur hochrangigen Sitzung der 

UN-Generalversammlung im September war  
Guterres eine der wenigen internationalen Persön-
lichkeiten, die im Zuge des russisch-ukrainischen 
Krieges an diplomatischer Glaubwürdigkeit gewon-
nen und Putin einige echte, wenn auch begrenzte 
Zugeständnisse abgerungen hatten. Trotz mögli-
cher Rückschläge lohnt es sich, die Frage zu stellen, 
wie es dem Generalsekretär gelungen ist, seine 
marginale Rolle in den ersten Monaten des Krieges 
zu überwinden und eine zentrale Rolle in der Diplo-
matie zu spielen.

Die Erfolge des Generalsekretärs beruhen eher 
auf einer realpolitischen Strategie als auf Appellen 
an die Werte und Grundsätze der Vereinten Natio-
nen. Vermutlich wollte Russland die Zivilbevölke-
rung aus Asow-Stahl evakuieren, um den endgül
tigen Angriff auf die Fabrik vorzubereiten. Das 
Getreideabkommen war so angelegt, dass es so-
wohl dem russischen als auch dem ukrainischen 
Agrarsektor zugutekam, und Russland unterstütz-
te das Abkommen wahrscheinlich auch, um sich 
das Wohlwollen der Länder des Globalen Südens 
zu sichern, die über die steigenden Lebensmittel-
preise besorgt sind.20 Die Regierung in Moskau 
hat signalisiert, dass der Generalsekretär seine Gu-
ten Dienste nicht für die Suche nach einer politi-
schen Lösung des Krieges nutzen sollte, sondern, 
dass er lediglich dazu beitragen sollte, bestimmte 
Aspekte des Krieges abzumildern. Während der 
mexikanische Präsident Andrés Manuel López Ob-
rador im September dieses Jahres einen Appell an 
Guterres richtete, gemeinsam mit dem Papst und 
dem indischen Premierminister Narendra Modi in 
der Ukraine zu vermitteln, stellte der Generalse-
kretär die Chance auf ein baldiges Friedensabkom-

18  UN-Dok. A/RES/ES-11/4 v. 12.10.2022.
19  Richard Gowan, Explaining the UN Secretary-General’s Cautious Crisis Diplomacy, ICG, 5.3.2021, www.crisisgroup.org/global/explaining-un-

secretary-generals-cautious-crisis-diplomacy
20  Oleg Ignatov et al., Who are the Winners in the Black Sea Grain Deal?, ICG, 3.8.2022, www.crisisgroup.org/europe-central-asia/eastern-europe/

ukraine/who-are-winners-black-sea-grain-deal

Die Erfolge des Generalsekretärs beruhen eher 
auf einer realpolitischen Strategie  
Russlands als auf Appellen an UN-Grundsätze. 
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men infrage. Aber er ist seinen Ruf der Untätigkeit 
bis zu einem gewissen Grad losgeworden, und nicht-
westliche Diplomatinnen und Diplomaten würden 
es begrüßen, wenn er sich in den kommenden Jah-
ren stärker bei anderen Krisen – wie dem Krieg in 
Jemen und der Sicherheitskrise in der Sahelzone – 
engagieren würde.

Bisherige Lehren für die UN

Dieser Überblick über die UN-Reaktion auf Russ-
lands Krieg gegen die Ukraine legt nahe, dass die 
Krise nicht zur Irrelevanz der Weltorganisation ge-
führt hat. Der Sicherheitsrat ist nicht völlig funkti-
onsunfähig geworden, nichtwestliche Staaten ha-
ben sich in der Generalversammlung mehrheitlich 
an die Seite der Ukraine gestellt und der Generalse-
kretär hat in der Krise eine bemerkenswerte diplo-
matische Rolle gespielt.21 Auch wenn die Vereinten 
Nationen im weiteren Kriegsverlauf weiter unter 
Druck geraten werden, lassen sich drei Lehren für 
die Zukunft des internationalen Dialogs und der 
Zusammenarbeit im UN-System ziehen: 
n	 Die UN-Mitgliedstaaten – einschließlich der 

stärksten Mächte – sind immer noch der An-
sicht, dass die UN-Diplomatie ihren gemeinsa-
men nationalen Interessen dient. Die Tatsache, 
dass es dem Sicherheitsrat in diesem Jahr gelun-
gen ist, trotz der enormen Spannungen wegen der 
Ukraine eine Reihe von Kompromissen zu The-
men wie Afghanistan und Haiti zu schließen, 
deutet darauf hin, dass Russland, die USA und 
die anderen Großmächte im Sicherheitsrat die 
UN immer noch als ein Forum für die Zusam-

menarbeit schätzen. Dies liegt nicht daran, dass 
sie die Zusammenarbeit um ihrer selbst willen 
schätzen, sondern daran, dass sie erkennen, dass 
die UN nach wie vor ein Instrument zum Schutz 
einiger ihrer gemeinsamen Interessen ist, die sie 
trotz ihrer Meinungsverschiedenheiten verfol-
gen können, wie etwa, den völligen Zusammen-
bruch des afghanischen Staates zu verhindern.

n	 Eine überwiegende Mehrheit der UN-Mitglied-
staaten hält an den Gründungsprinzipien der 
Organisation fest: Die Tatsache, dass 143 UN-
Mitglieder bereit waren, ihre ›Ukraine-Müdig-
keit‹ zu überwinden und im Oktober für die Sou-
veränität und territoriale Integrität des Landes 
zu stimmen, zeigt, dass die Gründungsprinzipien 
der Organisation nach wie vor überzeugend sind. 

n	 Der Generalsekretär bleibt ein wichtiger Akteur 
auf der Weltbühne: Trotz der Bedenken über sei-
ne übermäßige Vorsicht ist es António Guterres 
gelungen, sich auf innovative und konstruktive 
Weise in die diplomatischen Bemühungen um 
die Ukraine einzubringen. Es ist klar, dass seine 
Rolle noch immer sehr stark eingeschränkt ist – 
er hat sich auf die Abmilderung der Folgen des 
Krieges konzentriert und nicht auf die Friedens-
vermittlung –, aber nur wenige andere internati-
onale Persönlichkeiten hätten diese Vermittler-
rolle bei Themen wie beim Schwarzmeerab- 
kommen über die Ausfuhr von Getreide über-
nehmen können.
Keine dieser verhalten positiven Schlussfolge-

rungen sollte von weniger erfreulichen Tatsachen 
ablenken: Vor allem scheinen die P5 auf eine Ära 
ausgedehnter Konfrontation zuzusteuern, die den 
Vereinten Nationen langfristig nur schaden kann. 
Die Menschen in der Ukraine haben jedes Recht, 
das Versagen der UN bei der Gewährleistung ihrer 
Sicherheit mit Enttäuschung und Abscheu zu be-
trachten. Allerdings gebührt den Diplomatinnen 
und Diplomaten sowie den internationalen Funkti-
onären des UN-Systems ein gewisses Maß an An-
erkennung dafür, dass sie ihr Bestes getan haben, 
um die Organisation in dieser Krise arbeits- und 
handlungsfähig zu halten. Der Krieg hat die UN  
in eine schwere Krise geführt, aber es hätte noch 
schlimmer kommen können.

Aus dem Englischen von Angela Großmann

21  Siehe auch: Manuela Scheuermann, UNtätig im Russland-Ukraine-Krieg?, Vereinte Nationen (VN), 70. Jg., 5/2022, S. 213–218.
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In den Jahren 2013 und 2014 nahm Martin Sajdik als damaliger Ständiger Vertreter Österreichs bei 
den UN aktiv an den Verhandlungen zu den Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) teil, mit 
Schwerpunktsetzung auf das Ziel 16 zu Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbekämpfung. Er 
beschreibt in einem persönlichen Erfahrungsbericht den schwierigen Verhandlungsverlauf und 
welchen Einfluss die SDGs auf die Wirtschaft haben.

Während meiner Zeit als Österreichs Stän-
diger Vertreter bei den Vereinten Natio-
nen hatte ich das Glück, Teil der Ver-

handlungen zu den Zielen für nachhaltige Ent- 
wicklung (Sustainable Development Goals – 
SDGs) und der damit verbundenen Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung (Agenda 2030) zu 
sein. In meiner von Januar 2014 bis Juli 2015 dau-
ernden Funktion als Vorsitzender des Wirtschafts- 
und Sozialrats der Vereinten Nationen (Economic 
and Social Council – ECOSOC) oblag mir auch in 
diesen beiden Jahren die damit verbundene Lei-
tung des Hochrangigen Politischen Forums für 
Nachhaltige Entwicklung (High Level Political 
Forum on Sustainable Development – HLPF), der 
zentralen Plattform für Folgemaßnahmen, und die 
Überprüfung der SDG-Umsetzung sowie der 
Agenda 2030.

Mit dieser Erfahrung im Gepäck halte ich seit 
Herbst 2015 jedes Jahr Vorlesungen zur ›Globalen 
Nachhaltigen UN-Entwicklungsagenda‹ an der 
Wiener Diplomatischen Akademie. Aufgrund des 
großen Interesses der Studierenden an dieser The-
matik wurde im Laufe der Jahre die Stundenan-
zahl des Kurses verdoppelt, was eine profunde 
Beschäftigung und Auseinandersetzung mit dieser 
weltumfassenden Agenda ermöglicht.

Besonders faszinierend gestalten sich im Rah-
men dieser Vorlesungen die Diskussionen zu den 
SDGs unter den Studierenden selbst, vor allem 
wenn sich darunter Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aus dem Globalen Süden befinden, die oft 

Martin Sajdik      
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sehr anschaulich die Probleme schildern, die es in 
ihrer jeweiligen Heimat zu meistern gilt und die 
sich in den SDGs widerspiegeln.

Ich legte Wert darauf, meine Vorlesungen zur 
nachhaltigen Entwicklung auch in den Jahren 2015 
bis 2019 zu halten, in denen ich als Sondervertre-
ter des Vorsitzes der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (OSCE) für die 
Ukraine die Verhandlungen in Minsk zwischen 
Russland und der Ukraine leitete und all die Zeit 
in Kyiv lebte. Ich war dabei mit viel menschlichem 
Elend und Leid, wie auch mit offener Menschen-
verachtung – die sich in der jetzigen Phase des 
Krieges zwischen den beiden Ländern beinahe ins 
Unendliche vervielfacht – konfrontiert, weshalb 
das Vermitteln der positiven Inhalte der Agenda 
2030 und die Interaktion mit den Studierenden 
dazu ein entscheidender Kontrapunkt in dieser für 
mich sehr herausfordernden Periode meiner diplo-
matischen Tätigkeit war. Bei diesen Vorlesungen 
lege ich einen besonderen Schwerpunkt auf zwei 
realitätsnahe Fragenbereiche, die für die Studie-
renden in ihrem späteren Berufsleben – sei es in 
der Wirtschaft oder der Verwaltung – von ent-
scheidender Bedeutung sein werden. Das sind zum 
einen die Nachhaltigkeitsthematik in der Geschäfts-
philosophie und -praxis von Großunternehmen und 
zum anderen Rechtsstaatlichkeit und Korrupti-
onsbekämpfung.

Die SDGs bleiben eine wichtige 
Orientierung

Auch mehr als acht Jahre nach ihrer Annahme im 
Konsens auf Arbeitsebene durch die Offene Ar-
beitsgruppe der UN-Mitgliedstaaten haben die 
meisten Unterziele der SDGs nichts an Aktualität 
eingebüßt. Sie faszinieren weiterhin mit ihrer visio-
nären Kraft und inspirieren Menschen aus aller 
Welt mit ihrer Weit- und Einsicht. Die COVID-
19-Pandemie mit ihrer rasend schnellen weltweiten 
Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus verleiht den 
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SDGs, so bitter das in der Realität auch ist, ein un-
leugbares Mehr an Aktualität. Sie bekräftigen den 
verschiedentlich kritisierten globalen Ansatz der 
Ziele, trifft die Pandemie doch Entwicklungs-, 
Schwellen- und Industrieländer gleichermaßen. Die-
se Einsicht greift nicht nur im akademischen Um-
feld der Studierenden der Wiener Diplomatischen 
Akademie um sich, sondern findet Eingang auch in 
breitere Bevölkerungsschichten, denen die SDGs 
als solche zwar nicht geläufig sein mögen, aber de-
ren Inhalte dennoch zu ihnen durchdringen. Kli-
mawandel, gute Regierungsführung und Verwal-
tung, Rechtsstaatlichkeit und ein globales friedliches 

Umfeld ebenso wie der Kampf gegen die Pandemie 
bedürfen schlicht eines allumfassenden, weltweiten 
Ansatzes, um Probleme zu meistern und echte, 
spürbare Fortschritte zu erzielen. Gleichzeitig stellt 
die COVID-19-Pandemie wegen der mit ihrer Be-
kämpfung und Stabilisierung des Umfelds verbun-
denen exorbitanten Kosten, wie etwa Gesundheits-
ausgaben, Arbeitsplatzsicherung, Migration, welt- 
weit eine gigantische Herausforderung für alle Re-
gierungen dar – unabhängig vom jeweiligen Ent-
wicklungsgrad der betroffenen Staaten.

Großunternehmen und die SDGs

Ein Schwerpunkt der Vorlesungen liegt im Mitwir-
ken des Geschäftssektors am Werden der SDGs 
wie auch die Auswirkungen der Agenda 2030 auf 
Großunternehmen weltweit. Bei den Verhandlun-
gen zu den SDGs kamen Wirtschaftsvertreterinnen 
und -vertreter der Internationalen Handelskammer 
wiederholt zu Wort, geleitet von den zehn Prinzipi-
en des Globalen Paktes der Vereinten Nationen 
(UN Global Compact). Letzterer entstand noch in 
der Ära des charismatischen UN-Generalsekretärs 
Kofi Annan, inspiriert von einem ebenso überzeu-
genden und im positiven Sinne des Wortes umtrie-
bigen Deutschen, Georg Kell. Selbiger fiel nach ver-

schiedenen Verwendungen im UN-System Annan 
auf, der ihn zu sich ins UN-Sekretariat holte. Dort 
schuf Kell ab dem Jahr 2000 in kurzer Zeit den 
eindrücklichen Globalen Pakt und kreierte darü-
ber hinaus ein weltumspannendes Netzwerk von 
diese Ideen mittragenden Großunternehmen. Heu-
te ist Kell, dessen Einsatz und Hingabe auch mich 
in meiner Zeit in New Yorker beeindruckt hatte, 
unter anderem Sprecher des Nachhaltigkeitsbeirats 
von Volkswagen.1

Eine entscheidende Rolle im Globalen Pakt hat-
te zum Zeitpunkt der Verhandlungen zu den SDGs 
der frühere Geschäftsführer des britisch-nieder-
ländischen Konzerns Unilever, Paul Polman, inne, 
dessen klare Identifikation mit der Agenda 2030 
nachhaltigen Eindruck in der internationalen Ge-
schäftswelt hinterließ.

In Deutschland sind es nunmehr rund 740 Un-
ternehmen, die der nationalen Gliederung des Glo-
balen Paktes angehören, in Österreich rund 163 
und in der Schweiz, gemeinsam mit Liechtenstein, 
279 – Tendenz in allen vier Ländern steigend.2

Die Entschlossenheit, für Nachhaltigkeit auch im 
Wirtschaftssektor einzutreten, greift immer mehr 
unter jungen Unternehmerinnen und Unterneh-
mern, aber auch in den Führungsetagen um sich. Bei 
Aufnahmegesprächen für Neueinstellungen, so ein 
Aufsichtsratsvorstand eines Pharmazeutika-Unter-
nehmens, stellen die Kandidatinnen und Kandida-
ten oft mehr Fragen an die Interviewerinnen und 
Interviewer als umgekehrt. Ein sich dabei ständig 
wiederholender Themenbereich sind Nachhaltigkeit 
und die entsprechenden Praktiken in Unternehmen.

SDGs und die nichtfinanzielle 
Informationspflicht

Im Unterziel 6 des Hauptziels 12 der SDGs ›Nach-
haltiger Konsum und Produktion‹ werden insbe-
sondere transnationale Großunternehmen ermutigt, 
nachhaltige Praktiken einzuführen und Nachhal-
tigkeitsinformationen in ihre Berichtszyklen zu in-
tegrieren. In einer Mitteilung vom 5. Juli 2017 leg-
te die Kommission der Europäischen Union (EU) 
unter direkter Bezugnahme auf Ziel 12 europäi-
schen Unternehmen nahe, die in der EU-Richtlinie 
2014/95 vereinbarte, nichtfinanzielle Information 
für Unternehmen ab einer Mitarbeiteranzahl von 
über 500 um Nachhaltigkeitsaspekte zu erweitern. 
Im Juni 2022 einigten sich nun der Rat der EU und 

   1  Volkswagen Aktiengesellschaft, Nachhaltigkeitsbeirat, www.volkswagenag.com/de/sustainability/strategy-policy-engagement/engagement/
sustainability-council.html

   2  Global Compact, Netzwerk Deutschland, www.globalcompact.de/ueber-uns; Global Compact Network Austria, globalcompact.at/,  
Global Compact, Switzerland & Liechtenstein, www.unglobalcompact.org/engage-locally/europe/switzerland%20&%20liechtenstein 

Die Entschlossenheit, für Nachhaltigkeit  
einzutreten, greift in immer mehr  
Unternehmen um sich.
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das Europäische Parlament, nicht nur diesem Vor-
schlag der Europäischen Kommission zu entspre-
chen, sondern auch den Kreis der Unternehmen, 
die zur Berichtslegung verpflichtet werden, um 
börsennotierte Klein- und Mittelbetriebe sowie um 
Unternehmen aus Nicht-EU-Mitgliedstaaten ab ei-
nem in der EU getätigten Umsatz von mehr als 150 
Millionen Euro zu erweitern. Eine wesentliche wei-
tere Neuerung ist die Verpflichtung der Zertifizie-
rung der Berichterstattung durch eine unabhängige 
Prüfung. Gleich blieb im Wesentlichen, dass die 
Berichtspflicht für Unternehmen ab einem Mitar-
beiterstand von über 500 gelten soll.3

»Diese Einigung ist eine hervorragende Nach-
richt [...]. Unternehmen müssen ihrer Rolle in der 
Gesellschaft in vollem Umfang gerecht werden. 
Greenwashing ist Geschichte. Mit diesem Text 
setzt sich Europa im internationalen Wettlauf um 
Standards an die Spitze, indem es im Einklang mit 
unseren ökologischen und sozialen Ambitionen 
hohe Standards festlegt«4, so kommentierte Bruno 
Le Maire, Frankreichs Wirtschafts- und Finanz-
minister, die erzielte Einigung.

Schon bisher veröffentlichen europäische Groß-
unternehmen einmal im Jahr sogenannte nicht
finanzielle Informationen, deren Lektüre nicht nur 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kritischer 
nichtstaatlicher Organisationen (NGOs) obliegen 
sollte, sondern auch die interessierte Öffentlich-
keit täte gut daran, sich die oft über hundert Seiten 
langen Berichte zu Gemüte zu führen. Natürlich 
sind die Ausführungen vom Bestreben der berich-
tenden Firmen dominiert, ihre Bemühungen in Be-
zug auf Nachhaltigkeit in der Geschäftstätigkeit in 
einem möglichst positiven Licht darzustellen, was 
den oft geäußerten Vorwurf der Unredlichkeit, des 
›Greenwashing‹, nährte. Andererseits ist nicht von 
der Hand zu weisen, dass die Geschäftswelt gerade 
durch die EU-Rechtssetzung gezwungen wurde, 
sich mit einem schonenderen Umgang mit Ressour-
cen auseinander zu setzen, was Unternehmen nun 
– auch angesichts der Entwicklungen in Folge des 
russischen Angriffskrieges auf die Ukraine vor al-
lem im Hinblick auf einen allfällig notwendigen, 
sparsameren Einsatz von Energie in der Produktion 
– sogar zugutekommen mag.

Dass Großbetriebe auch verpflichtet sind, über 
die Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf die Men-
schenrechte zu berichten, spannt den Bogen zum 

Ziel 16 der SDGs zum Thema ›Friedliche und in-
klusive Gesellschaften für eine nachhaltige Ent-
wicklung fördern, allen Menschen Zugang zur 
Justiz ermöglichen und leistungsfähige, rechen-
schaftspflichtige und inklusive Institutionen auf 
allen Ebenen aufbauen‹.

Die Mühen um und mit dem Ziel 16

Vergleicht man die SDGs mit ihren Vorgängern, 
den Anfang unseres neuen Jahrtausends formulier-
ten acht Millenniumsentwicklungszielen (Millen-
nium Development Goals – MDGs), so stellt die 
Existenz eines eigenen Entwicklungsziels zu ›Frie-
den, Gerechtigkeit und starke Institutionen‹ einen 
wahren Quantensprung in der globalen Denkweise 
zur Entwicklung unserer Welt bis zum Jahr 2030 
dar. In den MDGs war nicht einmal indirekt eine 
Referenz zur Notwendigkeit leistungsfähiger, re-
chenschaftspflichtiger und inklusiver Institutionen, 
Rechtsstaatlichkeit und Eliminierung von Korrup-
tion zu finden. Wenn man sich ferner in Erinne-
rung ruft, dass im September 2015 neben dem Papst 
und dem US-Präsidenten Barack Obama unter  

Zwei der 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs): Ziel 16 – Friedliche und 
inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen 
Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und 
inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen – und Ziel 4 – Inklusive, gleich-
berechtigte und hochwertige Bildung und Möglichkeiten lebenslangen Lernens für 
alle fördern.   FOTO:  UN PHOTO/MANUEL ELÍAS

   3  Europäische Rat der Europäischen Union, Neue Vorschriften für die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen: vorläufige politische 
Einigung zwischen Rat und Europäischem Parlament, Pressemitteilung, 21.6.2022, www.consilium.europa.eu/de/press/press-relea-
ses/2022/06/21/new-rules-on-sustainability-disclosure-provisional-agreement-between-council-and-european-parliament/

   4  Bundeskanzleramt, Vorläufige politische Einigung: Neue Vorschriften für die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, 21.6.2022, 
www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/europa-aktuell/2022/vorlaeufige-politische-einigung-neue-vorschriften-fuer-die-nachhaltigkeitsbericht-
erstattung-von-unternehmen.html
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anderen auch der russische Präsident Waldimir Pu-
tin und der chinesische Staatspräsident Xi Jinping 
im hehren Saal der UN-Generalversammlung der 
Annahme der SDGs, also auch des Zieles 16, zu-
stimmten, so scheint aus heutiger Sicht kaum nach-
vollziehbar, wie die Aufnahme eines derart 
ambitionierten politischen Zieles in den Verhand-
lungen erreicht werden konnte. Papier sei geduldig, 
vor allem in den Vereinten Nationen, kann einge-
wendet werden, andererseits ist Ziel 16 ein unver-
rückbarer, unteilbarer Bestandteil der Agenda 
2030 und kann nicht marginalisiert oder gar elimi-
niert werden. Während der Verhandlungen zu den 
SDGs waren sich die Beteiligten in der Tat stets der 
politischen Tragweite der Aufnahme des Gedan-
kens von guter Regierungsführung und Rechts-
staatlichkeit in die Agenda 2030 bewusst.

Österreich hatte sich in dieser Thematik von 
Anfang an klar positioniert, hatte es doch den 
Vorsitz und die Koordination der informellen 
›Gruppe der Freunde der Rechtsstaatlichkeit‹ 
(Group of Friends of the Rule of Law) inne. Diese 
Formation war von einem meiner Vorgänger als 
Leiter der Ständigen Vertretung in New York, 
Gerhard Pfanzelter, in den 2000er Jahren im Vor-
feld von Österreichs Mitgliedschaft im UN-Si-
cherheitsrat für die Jahre 2009 bis 2010 ins Leben 
gerufen worden. Ihr gehörten auf Basis der Frei-
willigkeit Staaten aus allen Kontinenten und Re
gionalgruppen an, Entwicklungsländer wie eben 
auch entwickelte Staaten, jeweils kleinere und 
mittlere. Aufgrund dieser Zusammensetzung, aber 
vor allem auch wegen des ehrlichen und zutiefst 
persönlichen Engagements einzelner Ständiger 
Vertreterinnen und Vertreter in der Sache erlangte 
diese Gruppierung im Laufe der SDG-Verhandlun-
gen innerhalb kurzer Zeit eine beachtliche Glaub-
würdigkeit und Resonanz. Auch ich selbst identifi-
zierte mich voll mit den Ideen der Freundesgruppe, 
schon aufgrund meiner vieljährigen, in der Sowjet
union und danach im postsowjetischen Raum wie 
auch während meiner Zeit als Botschafter in Chi-

na, mitakkreditiert in der Mongolei und Nord
korea, gemachten Beobachtungen und Erfahrun-
gen. In einer Sitzung der mit der Ausarbeitung der 
SDGs betrauten Offenen Arbeitsgruppe forderte 
ich Anfang Februar 2014 im Namen der Gruppe 
der Freunde der Rechtsstaatlichkeit nicht nur ein 
eigenes Ziel für gute Regierungsführung und 
Rechtsstaatlichkeit, sondern auch die Aufnahme 
des Begriffs Rechtsstaatlichkeit (Rule of Law) in 
den Titel dieses Zieles.5 Aufgrund der schon vor-
erwähnten ausgewogenen Zusammensetzung der 
Freundesgruppe verfing der sonst übliche Vorwurf, 
man vertrete mit dem Mäntelchen der Menschen-
rechte und Demokratie verbrämte Großmachtinte-
ressen, nicht. Dennoch formierten sich rasch Kräf-
te gegen diese Anliegen. So ließ sich Nicaragua, 
unterstützt von Brasilien, im April 2014 dahinge-
hend verlauten, dass die Vorschläge der Freundes-
gruppe eine »Ablenkung (seien), die das Risiko mit 
sich bringt, uns von den eigentlichen sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Herausforderungen 
abzubringen, die anzusprechen wir beauftragt wor-
den sind«.6 Auch China und Indien machten aus 
ihrer Gegnerschaft keinen Hehl. Vor allem die of-
fene Ablehnung durch den damaligen Ständigen 
Vertreter Brasiliens, Antonio Patriota, schmerzte 
und verstörte, vertrat er nicht nur eine der bevöl-
kerungsstärksten Demokratien der Welt, sondern 
war als der damalige Außenminister seines Landes 
zum Zeitpunkt der Konferenz der Vereinten Nati-
onen über nachhaltige Entwicklung (United Na-
tions Conference on Sustainable Development – 
UNCSD; Rio+20) im Juni 2012 einer der geistigen 
Väter des Prozesses, der zu den SDGs führte.

Doch die Gruppe der Freunde der Rechtsstaat-
lichkeit zeigte sich nicht entmutigt. In den letzten 
Tagen und Stunden der Verhandlungen im Rah-
men der Offenen Arbeitsgruppe im Juli 2014 über-
nahm ein Trio, bestehend aus den Staaten Liech-
tenstein, Timor-Leste und Österreich, die Koor- 
dination der ›Rechtstaatlichkeitsaktivisten‹, das 
sich als weit gewichtiger erwies, als die jeweilige 
Landesgröße vermuten ließe. Liechtensteins Ver-
treter bei den UN, Christian Wenaweser, damals 
schon seit zwölf Jahren auf seinem Posten, verfüg-
te aufgrund seines kontinuierlichen Eintretens für 
eine Verrechtlichung internationaler Beziehungen, 
insbesondere den Internationalen Strafgerichtshof 
(International Criminal Court – ICC), über großes 
Ansehen unter den Delegationen in New York. 
Unübertrefflich erwies sich auch die Glaubwür-

Doch die Gruppe der Freunde der Rechts-
staatlichkeit zeigte sich nicht entmutigt.

   5  Macharia Kamau/Pamela S. Chasek/David C. O'Connor, Transforming Multilateral Diplomacy, The Inside Story of the Sustainable Development 
Goals, London/New York, 2018, S. 202, 309f.

   6  Ebd.
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digkeit der Missionschefin Timor-Lestes, Sofia 
Mesquita Borges, die mit dem Verweis auf die Er-
fahrungen ihres jungen Landes davon überzeugte, 
dass Resilienz und Frieden unabdingbar dafür sind, 
Armut auszumerzen sowie nachhaltige und inklu-
sive Entwicklung zu erzielen. Die Botschafterin 
aus dem kleinen Timor-Leste erwuchs damit zum 
nicht zu unterschätzenden, lusitanischen Gegenge-
wicht zu ihrem Amtskollegen aus dem ›großen‹ 
Brasilien. 

Als mehr als 90 UN-Mitgliedstaaten im Ver-
handlungsfinale die Forderung des Trios unter-
stützten, den Begriff Rechtsstaatlichkeit in den 
Titel des Zieles 16 einzufügen, übten die Gegen-
kräfte rund um China, Brasilien und Indien, aber 
auch Kuba und Saudi-Arabien, starken Druck auf 
die beiden Vorsitzenden der Offenen Arbeitsgrup-
pe, Macharia Kamau aus Kenia und Csaba Körösi 
aus Ungarn, aus, diesem Ansinnen in der Endre-
daktion des Zieles 16 nicht zu entsprechen. Der 
Terminus Rechtsstaatlichkeit fand sich schließlich 
im Unterziel 16.3 wieder. Nur bedingt von Erfolg 
gekrönt waren auch die vor allem von mir selbst in 
der Schlussphase getragenen Bemühungen, die Spra-
che zu Korruption zu verschärfen. Ich verlangte, 
im Unterziel 16.5 vom ›Ausmerzen‹ (eradicate) der 
Korruption zu sprechen, ebenso wie das Einfügen 
eines Zieldatums, etwa bis zum Jahr 2030. An-
statt »ausmerzen« heißt es nun »erheblich reduzie-
ren«, eine Zeitschwelle wurde gar nicht aufgenom-
men. Der vergleichsweise zahme Wortlaut von 
16.5 ist nun: »Korruption und Bestechung in allen 
ihren Formen erheblich reduzieren«.

Als die Schlussformulierung des Zieles 16 auf 
dem Tisch lag und sich das Vereinigte Königreich 
ohne vorherige Absprache mit den anderen EU-
Mitgliedern, aber auch die USA mit der finalen 
Kompromissphrasierung einverstanden erklärten, 
stand unserer Dreiergruppe die Enttäuschung ins 
Gesicht geschrieben. Erst Monate später lernten 
wir, uns mit dem Erreichten zufrieden zu geben, 
im Bewusstsein, insgesamt mit dem Ziel 16 Histo-
risches erzielt zu haben.

Koordiniertes Vorgehen ist elementar

Zurück zu den Vorlesungen zur ›Globalen Nach-
haltigen UN-Entwicklungsagenda‹ an der Wiener 
Diplomatischen Akademie: Ich widme – schon auf-
grund meines eigenen oben erwähnten Engage-
ments bei der Formulierung von Unterziel 16.5 – 
einen nicht unwesentlichen Teil derselben dem 
Kampf gegen Korruption. Dabei gehe ich davon 
aus, dass die Absolventen in ihrem späteren Berufs-
leben, egal ob als Diplomatinnen und Diplomaten 
oder Wirtschaftstreibende, mit dieser Problematik 

konfrontiert werden könnten. Im Zentrum der 
Aufmerksamkeit steht dabei neben dem Unterziel 
16.5 das im Jahr 2005 verabschiedete Überein-
kommen der Vereinten Nationen gegen Korruption 
(United Nations Convention Against Corruption 
– UNCAC), das seltsamerweise über keine Defini
tion des Begriffs Korruption verfügt, weil unter den 
verhandelnden Delegierten dazu keine Einigung 
erzielt werden konnte. Dennoch wurde es ratifiziert 
und ist die Grundlage jedweder Korruptionsbe-
kämpfung. Vorgestellt wird den Studierenden auch 
die im Schloss Laxenburg bei Wien untergebrachte 
Internationale Anti-Korruptionsakademie (IACA). 
Die IACA ist sowohl eine internationale Organisa-
tion im völkerrechtlichen Sinne als auch eine post-
sekundäre Bildungseinrichtung. Ihre Kernmission 
ist es, Vertretern des öffentlichen wie privaten Sek-
tors praxisnahes Wissen im Bereich Korruptions-
bekämpfung zu vermitteln.

Das alles geschieht im Bewusstsein, dass Kor-
ruption bedauerlicherweise ein globales Phänomen 
ist, das Entwicklungsländer genauso trifft wie die 
Staaten der entwickelten Welt. Deshalb erscheint 
mir ein koordiniertes Herangehen ja so wichtig. 
Genau dieses koordinierte Vorgehen postulieren 
die SDGs und der weltweite Prozess ihrer Umset-
zung, der im HLPF und ECOSOC zusammenläuft. 
Und dafür lohnte es sich, sich in den politischen 
Verhandlungen einzusetzen sowie zu schätzen, Teil 
des Werdens der SDGs und des Prozederes ihrer 
Umsetzung gewesen zu sein und dies jetzt noch 
den Studenten an der Wiener Diplomatischen 
Akademie vermitteln zu können.
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In einer Welt, die noch mit den Folgen der COVID-
19-Pandemie zu kämpfen hat, mussten sich in die-
sem Jahr führende Politikerinnen und Politiker 

der Welt fragen, wie sie die Dinge angesichts einiger 
der größten Herausforderungen für die heutigen 
und künftigen Generationen am besten anpacken. 
Die immer deutlicheren Auswirkungen des Klima-
wandels sowie die schwerwiegenden politischen und 
sozioökonomischen Auswirkungen der anhaltenden 
russischen Aggression gegen die Ukraine, haben die 
Fortschritte zur Erreichung der Ziele für nachhalti-
ge Entwicklung (Sustainable Development Goals – 
SDGs) weltweit stark beeinträchtigt.

Leider muss sich die Weltpolitik heute mit noch 
mehr als ›nur‹ mit Konflikten, dem Klimawandel 
und der COVID-19-Pandemie auseinandersetzen. 
Neben einer sich ständig und rasant ändernden 
geopolitischen Lage inmitten einer hypervernetzten 
Weltwirtschaft, muss die Welt auf den wachsenden 
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Bevölkerungsdruck und auf Schwierigkeiten bei der 
Wahrung grundlegender Menschenrechte reagieren. 
Dies bedeutet, dass politische Entscheidungsträge-
rinnen und -träger sowie multilaterale Foren wie  
die UN, einige Prioritäten neu gewichten und Raum 
für innovative neue Lösungen für dringende globale 
Probleme schaffen müssen. Vor diesem Hintergrund 
rief UN-Generalsekretär António Guterres letztes 
Jahr in seinem wegweisenden Bericht ›Unsere ge-
meinsame Agenda‹ (Our Common Agenda) dazu 
auf, einen ›Zukunftsgipfel‹ (Summit of the Future) 
einzuberufen, um gemeinsam und rechtzeitig welt-
weit besser handeln zu können.1

Im September dieses Jahres einigten sich die 
UN-Mitgliedstaaten darauf, den Zukunftsgipfel 
für September 2024 einzuberufen – im Vorfeld der 
Generaldebatte der UN-Generalversammlung, wenn 
diese ihre 79. Sitzungsperiode beginnt.2 Mit dem 
Titel ›Multilaterale Lösungen für eine bessere Zu-
kunft‹ soll der Gipfel »eine wichtige Rolle bei der 
Bekräftigung der UN-Charta spielen, den Multila-
teralismus wiederbeleben, die Umsetzung beste-
hender Verpflichtungen fördern und die Einigung 
auf konkrete Lösungen für Herausforderungen und 
die Wiederherstellung des Vertrauens zwischen den 
Mitgliedstaaten ermöglichen [...].«3 Zu den poten-
ziell weitreichendsten Ergebnissen des Gipfels, an 
den hohe Erwartungen geknüpft sind, gehören ein 
umfassendes Übereinkommen für die Zukunft, eine 
Erklärung über die kommenden Generationen, ein 
globaler Digitalpakt4 und eine neue Agenda für 
den Frieden. Diese sehr ehrgeizigen Ziele des Gip-
fels bieten die einmalige Chance, relativ schnell be-
deutende Erfolge zu erzielen und so eine Dynamik 
zu erzeugen, die die Weichen für weiterreichende 
internationale Governance-Innovationen in den 
folgenden Jahren stellt.
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Die Herausforderungen des Gipfels

Der Zukunftsgipfel wird daran gemessen werden, 
wie gut er das ›Gipfeltreffen über die Ziele für nach-
haltige Entwicklung‹ im September 2023 in New 
York ergänzen kann. Er steht somit vor einer Mam-
mutaufgabe. Um das Potenzial des Zukunftsgipfels 
voll ausschöpfen zu können, muss es ein sorgfältig 
ausgehandeltes Schlussdokument geben, ein Über-
einkommen für die Zukunft. Dieses muss das mul-
tilaterale System aufwerten und den Herausforde-
rungen von heute und morgen begegnen können. 
Laut Guterres soll sich das Übereinkommen darauf 
konzentrieren, die bestehenden Verpflichtungen im 
Rahmen der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick- 
lung (Agenda 2030) und des Klimaübereinkom-
mens von Paris zu erfüllen. Es soll sich mit den Be-
drohungen des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit auseinandersetzen und ehrgeizige Ziele in 
den Bereichen Menschenrechte, internationale Ge-
rechtigkeit und der Geschlechtergleichstellung ver-
wirklichen.5 Aufbauend auf der ›UN75‹-Erklärung6 
und dem ›UN75‹-Gespräch des Generalsekretärs im 
Jahr 2020 wird das Übereinkommen für die Zu-
kunft auch vom Einsatz neuer Konzepte und Ins-
trumente profitieren. Es wird zum Beispiel Guterres’ 
Ideen eines neuen Gesellschaftsvertrags bereichern, 
eines neuen weltweiten Übereinkommens und eines 
vernetzten und inklusiven Multilateralismus, wie 
er sie in ›Unsere gemeinsame Agenda‹ vorstellt.

Der Zukunftsgipfel könnte Innovationen, Ver-
änderungen und eine bessere Weitsicht für die UN 
und die Welt insgesamt hervorbringen, doch der 
Weg dorthin ist mit politischen, praktischen und 
organisatorischen Stolpersteinen aller Art gepflas-
tert. Große Verwerfungen haben zu Zwietracht 
zwischen den Großmächten geführt, Differenzen 
zwischen und unter den Ländern des Globalen 
Nordens und Südens verursacht und sogar das Ver-
trauen zwischen den UN-Mitgliedstaaten und den 
zivilgesellschaftlichen Organisationen erschüttert. 
Im Hinblick auf den bald beginnenden formellen 
Vorbereitungsprozess für den Gipfel gibt all dies 
Anlass zur Sorge.7 Kurz gesagt gibt es jede Menge 
Unsicherheit, Unübersichtlichkeit und in manchen 
Kreisen sogar offenen Widerstand gegen eine wirk-
same Agenda zur Stärkung der Global Governance 
und für Innovationen.

Weltweite Herausforderungen erfordern weltwei-
te Lösungen, doch diese sind schwer zu erreichen, 
wenn nukleare Konfrontationen drohen, Men-
schenrechte verletzt und die Demokratie in vielen 
Regionen weiter untergraben werden. Die Debat-
ten der UN-Generalversammlung Anfang 2022 
zeigten deutlich, dass die Spannungen zwischen den 
Großmächten gestiegen sind. Es haben sich zwei 
Blöcke gebildet, in denen man nun viele große und 
kleine UN-Themen durch die Brille des Russland-
Ukraine-Krieges sieht. Sollte sich dieser Trend fort-
setzen, könnte sich eine Welt entwickeln, in der die 
Polarisierung zwischen pro-autoritären und pro-
liberalen demokratischen Kräften zunimmt.8

Auch die Perspektiven der führenden Länder des 
Globalen Nordens und Globalen Südens gehen 
auseinander. Der Präsident der 76. Generalver-
sammlung, Abdulla Shahid, hatte im Februar und 
März 2022 zu Dialogen eingeladen, um ›Unsere 
gemeinsame Agenda‹ zu diskutieren. Hier wurde 

deutlich, dass die Idee eines Zukunftsgipfels bei 
mehreren aufstrebenden Staaten wie Ägypten, Bra-
silien, Iran und Sri Lanka auf gemischte Reaktio-
nen und Skepsis stieß, während viele westliche 
Staaten, vor allem aus der Europäischen Union 
(EU), den Gipfel mit Nachdruck unterstützten.9

Darüber hinaus haben zivilgesellschaftliche 
Gruppen – was angesichts der in den letzten Jahr-
zehnten erzielten Fortschritte eher überraschend ist 
– immer wieder Schwierigkeiten, sich einen Platz am 
globalen Entscheidungstisch zu sichern. Auch hier 
zeigt sich die Kluft zwischen dem Globalen Norden 
und dem Globalen Süden: Große und gut ausgestat-
tete zivilgesellschaftliche Organisationen aus dem 
Globalen Norden können sich zum Beispiel im Ver-
gleich zu ihren Mitstreitern aus dem Globalen Sü-
den meist sehr viel aktiver an internationalen politi-
schen Entscheidungsprozessen beteiligen.

   5  António Guterres Envisages ›Pact for Future‹ during UNGA high-level week, Business Standard, 5.8.2022, www.business-standard.com/article/
international/antonio-guterres-envisages-pact-for-future-during-unga-high-level-week-122080500144_1.html

   6  UN-Dok. A/RES/75/1 v. 28.9.2020.
   7  William Durch (Ed.), Road to 2023: Our Common Agenda and the Pact for the Future, Stimson Center, 17.6.2022, www.stimson.org/2022/

road-to-2023-our-common-agenda-and-the-pact-for-the-future/
   8  Siehe dazu auch den Beitrag von Pascal Abb, Hanna Pfeifer und Jonas Wolff in diesem Heft.
   9  Durch (Ed.), Road to 2023, a.a.O. (Anm. 7).

Der Zukunftsgipfel könnte Innovationen, Ver-
änderungen und eine bessere Weitsicht für die 
UN und die Welt insgesamt hervorbringen.
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Neue Optionen und die Rolle der 
Zivilgesellschaft

Obwohl zahlreiche Streitpunkte dazu führten, dass 
die Mitgliedstaaten den Zukunftsgipfel nun von 
September 2023 auf September 2024 verschoben 
haben, ergaben sich aus dem, was einige zunächst 
als Rückschlag empfanden, einige potenzielle Vor-
teile.10 Mehr Zeit bedeutet zunächst einmal eine 
gründlichere inhaltliche Vorbereitung und mehr 
Möglichkeiten für Konsultationen mit Interessen-
gruppen, die eventuell in thematischen Ausschüs-
sen zusammengefasst werden können. Hier könn-
ten beispielsweise die Bereiche Frieden, Sicherheit 
und humanitäre Maßnahmen eine Gruppe bilden, 
nachhaltige Entwicklung und COVID-19-Wieder-
aufbau eine weitere, und Menschenrechte, partizi-
pative Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit 
sowie Klimaschutz-Governance eine dritte. Darü-
ber hinaus könnten begleitende Arbeitsgruppen zu 
der bereits erwähnten Erklärung über die kommen-
den Generationen, dem globalen Digitalpakt und 
der neuen Agenda für den Frieden einen Beitrag zu 
diesem Prozess leisten.

Wenn der Zukunftsgipfel ein Jahr nach dem mit 
vielen Erwartungen verbundenen Gipfel zu den 
SDGs stattfindet, verschafft dies auch genug Zeit, 
um die Ergebnisse des Gipfels in die Planung des 
Zukunftsgipfels einzubeziehen. Unabhängige For-
schungsarbeiten können in Auftrag gegeben wer-
den, die die Arbeit der thematischen Ausschüsse 
und Arbeitsgruppen untermauern können. Außer-
dem können so die inhaltlichen Beiträge und Pers-
pektiven weiterer und unterschiedlichster Akteure 
aus der Zivilgesellschaft einbezogen werden.

Im Hauptergebnisdokument des Übereinkom-
mens für die Zukunft und mit den entsprechenden 
Instrumenten des Zukunftsgipfels, sollte sich auf 
einen Konsens bezüglich institutioneller, politi-
scher, rechtlicher, operativer und normsetzender 
Vorschläge zur Stärkung der Global Governance 

konzentrieren. Damit das Übereinkommen für die 
Zukunft nicht zu sperrig wird, muss es eng mit den 
Verpflichtungen der ›UN75‹-Erklärung verknüpft 
bleiben, sowie mit den Vorschlägen aus ›Unsere  
gemeinsame Agenda‹ und denen des hochrangigen 
Beratungsausschusses für einen wirksamen Multi-
lateralismus. Die Mitgliedstaaten könnten dazu 
aufgefordert werden, ihre Vorschläge nach Kriterien 
zu ordnen, wie zum Beispiel nach Attraktivität, po-
litischer Auswirkung, Dringlichkeit, Kosten oder 
Durchführbarkeit.11

Zur besseren Bewältigung der weltweiten Her-
ausforderungen sind – ähnlich wie beim UN-Welt-
gipfel im Jahr 2005 – erstens neue konzeptionelle 
Instrumente, zweitens neue politische Rahmenbe-
dingungen und drittens institutionelle Reformen 
erforderlich. Nur so können sich die älter werden-
den, aber unverzichtbaren Vereinten Nationen an 
die aktuellen Krisen anpassen. Die zwei Jahre bis 
zum Gipfel im Jahr 2024 sind eine einmalige 
Chance, die Global Governance zu erneuern und 
sich den kollektiven moralischen und praktischen 
Anforderungen der Zeit zu stellen.

Zu Guterres wichtigsten Konzepten in ›Unsere 
gemeinsame Agenda‹, die im Übereinkommen für 
die Zukunft aufgenommen werden sollten, gehö-
ren seine Forderungen nach einem neuen Sozialver-
trag, einem zweiten Weltsozialgipfel und einem glo-
balen ›New Deal‹. In einem neuen Gesellschafts- 
vertrag könnte eine Vision für ein Umdenken in 
den Beziehungen zwischen Staaten und ihren Bür-
gern und Bürgerinnen entwickelt werden. Staatli-
che Institutionen würden hier auf ihre Pflicht hin-
gewiesen, die Menschen in ihren jeweiligen Ländern 
zu stärken und zu schützen, um so die universellen 
Menschenrechte besser zu schützen. 

Der von den UN-Mitgliedstaaten für September 
2025 angedachte zweite Weltsozialgipfel und der 
globale ›New Deal‹ werden dazu beitragen, die Vi-
sion eines neuen Gesellschaftsvertrags zu verwirk-
lichen. Beide würden dazu beitragen, die SDGs 
und andere Maßnahmen erfolgreich umzusetzen, 
und so zu einem grüneren, gerechteren und umfas-
senden Wandel nach der COVID-19-Pandemie 
führen. Diese programmatischen Neuerungen deu-
ten auf eine Agenda hin, in der moralische und 
ethische Werte im Vordergrund stehen, und der 
deshalb auf dem Zukunftsgipfel ernsthafte Auf-
merksamkeit geschenkt werden sollte. 

Drei internationale politische Rahmenprogram-
me, die im Übereinkommen für die Zukunft sicher 

10  Richard Ponzio/Joris Larik, The UN’s Summit of the Future: Advancing Multilateralism in an Age of Hypercompetitive Geopolitics, Just Security, 
16.9.2022, www.justsecurity.org/83082/the-uns-summit-of-the-future-advancing-multilateralism-in-an-age-of-hypercompetitive-geopolitics/

11  Stimson Center, Rethinking Global Cooperation. Three New Frameworks for Collective Action in an Age of Uncertainty, Global Governance 
Innovation Network, September 2022, www.stimson.org/wp-content/uploads/2022/09/GGIN-Report-0091722-17.pdf

Neue konzeptionelle Instrumente, neue  
politische Rahmenbedingungen und  
institutionelle Reformen sind erforderlich.
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eine Rolle spielen werden, sollten besondere Auf-
merksamkeit erhalten: die neue Agenda für den 
Frieden, der globale Digitalpakt und die Erklärung 
über die kommenden Generationen.12 Um die The-
men dieser wichtigen politischen Plattformen vor-
anzubringen, folgen die Autoren den Erkenntnis-
sen von Vertretern wie Danilo Türk.13 In diesem 
Dialog geht es um die Stärkung von Menschen-
rechten, humanitäre Maßnahmen, nachhaltigen 
Handel und Abrüstungszusammenarbeit. Daraus 
ergeben sich folgende Empfehlungen:
n	 In der neuen Agenda für den Frieden sollte zum 

Thema Abrüstung ein transparenterer Vertrag 
über den Waffenhandel im Vordergrund stehen. 
Dieser sollte sich an noch strengeren rechtlichen 
und ethischen Standards orientieren und die 
Unzulässigkeit von Kernwaffen beziehungswei-
se die Bewältigung des nuklearen Dilemmas be-
handeln. Außerdem bedarf es eines Abkommens 
über tödliche autonome Waffensysteme.

n	 Der globale Digitalpakt sollte den Zugang zu 
Daten regeln und sicherstellen. Er sollte sich am 
Gemeinwohl orientieren, um ein besseres Gleich-
gewicht zwischen den Interessen des Privatsek-
tors und den Bedürfnissen der Armen herzustellen.

n	 Die Erklärung über die kommenden Generatio-
nen muss dazu beitragen, in die Jugend von heu-
te zu investieren und die vollständige Umset-
zung der Agenda 2030 voranzutreiben.14 Die 
SDGs bilden hier die Basis für die vielen jungen 
Menschen von heute und bestimmen die Chan-
cen, die sie als die Erwachsenen von morgen ha-
ben werden. In dieser Erklärung muss diese Ver-
antwortung gegenüber den jungen Menschen 
verankert sein. 

Der Zukunftsgipfel sollte sich außerdem gründlich 
mit folgenden, überfälligen institutionellen Reform-
ideen für die Global Governance befassen:
n	 Stärkere Repräsentation im Sicherheitsrat für 

eine starke kollektive Sicherheit: Der Rat muss 
die heutige geopolitische Realität widerspiegeln. 
Der Zukunftsgipfel, der durch die russische In-
vasion in die Ukraine sehr aktuell geworden ist, 
könnte einen politischen Impuls geben und ei-
nen Zeitpunkt festlegen, um den Missbrauch 
des Vetorechts der ständigen fünf Mitglieder 
(Permanent Five – P5) einzudämmen. Die Zahl 
der gewählten Mitglieder des Rates könnte um 
sechs auf insgesamt 21 Staaten erhöht und 

gleichzeitig die sofortige Wiederwahl aller nicht- 
ständigen Mitglieder ermöglicht werden.

n	 Ein gerechterer sozioökonomischer Aufschwung 
durch einen alle zwei Jahre stattfindenden Welt-
wirtschaftsgipfel: Dieser Gipfel könnte zwischen 
der Gruppe der 20 (G20), den 193 UN-Mitglied-
staaten, dem Generalsekretär und den internati-
onalen Finanzinstitutionen (IFIs) einberufen 
werden, und zwar während der jährlichen Gene-
raldebatte der Generalversammlung. So könnte 
eine nachhaltigere, widerstandsfähigere Weltwirt-
schaft gefördert werden. Genauso wichtig wäre 
ein kleines, hauptamtliches UN-G20-IFI-Sekre-
tariat, das den alle zwei Jahre stattfindenden 
Gipfel begleitet und die Erkenntnisse und Werte, 
auf die man sich geeinigt hat, zwischen den Gipfel-
treffen pflegt, verbreitet und aufbewahrt. 

n	 Die Arbeit der UN-Gremien für eine bessere 
Klimaschutzpolitik überdenken: Die Vertrags-
parteien des Rahmenübereinkommens der Ver-
einten Nationen über Klimaänderungen (United 
Nations Framework Convention on Climate 
Change – UNFCCC) und die jährliche Konfe-
renz der Vertragsstaaten (Conference of the Par-
ties – COP) sollten fast einstimmige Beschlüsse, 
wie die auf der COP-26 über den Ausstieg aus 
der Kohleproduktion, annehmen können, ohne 
dass Sperrminoritäten dies verhindern können. 
Auch müssen sich zivilgesellschaftliche Interes-
sensgruppen sowie Städte und Gemeinden stär-
ker engagieren können, um eine strengere Re-
chenschaftslegung für multilaterale Klimaver- 
einbarungen zu gewährleisten.

n	 Umwandlung der Kommission für Friedenskon-
solidierung (Peacebuilding Commission – PBC) 
in einen gestärkten Rat für Friedenskonsolidie-
rung mit erweiterten Befugnissen: Dieser Rat 
sollte das Mandat erhalten, bei der Entwicklung 
von Konfliktpräventionsstrategien und der Frie-
denskonsolidierung die Führung zu überneh-
men. Er sollte Ressourcen für Fälle mobilisieren 
und koordinieren können, die nicht direkt vom 
Sicherheitsrat behandelt werden. Der neue Rat 
könnte ein eigenes Instrument einsetzen, um die 
Nachhaltigkeit von Friedensmaßnahmen und 
Konfliktprävention zu prüfen, ähnlich wie bei der 
Allgemeinen Regelmäßigen Überprüfung (Uni-
versal Periodic Review – UPR) des Menschen-
rechtsrats (Human Rights Council – HRC).

12  UN, United Nations Secretary-General’s Report, ›Our Common Agenda‹, Kapitel 3, a.a.O. (Anm. 1), www.un.org/en/content/common-agenda-
report/assets/pdf/Our_Common_Agenda_English_Section_3.pdf

13  Global Governance Innovation Network, Global Policy Dialogue on Evidence-Based Solutions and the Road to 2023: Strengthening Human 
Rights, Humanitarian Action, Sustainable Trade & Disarmament Cooperation, 24.6.2022, Genf, ggin.stimson.org/wp-content/uploads/2022/08/
June-2022-GPD_Synthesis-Report.pdf

14  UN, Transforming Our World: The 2030 Agenda for Sustainable Development, sdgs.un.org/2030agenda
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n	 Bekämpfung von Korruption durch einen inter-
nationalen Anti-Korruptionsgerichtshof (Inter-
national Anti-Corruption Court – IACC):  Ziel 
wäre es dabei, Korruption direkt zu bekämpfen, 
das Vertrauen in Regierungen aufzubauen, Un-
gleichheit zu reduzieren und Sicherheitsrisiken 
zu verringern. Ähnlich wie der Internationale 
Strafgerichtshof (International Criminal Court – 
ICC) würde der IACC die internationale Verfol-
gung von Korruptionsfällen ermöglichen, wenn 
die nationale Gerichtsbarkeit nicht in der Lage 
oder nicht willens ist, diese zu verfolgen.
Um diese und weitere potenziell wirkungsvollen 

Konzepte, politischen Instrumente und institutio-
nellen Reformideen zu fördern, muss die Zivilge-
sellschaft eine entscheidende Rolle spielen. Von der 
Wissenschaft bis hin zur Politikberatung, könnten 
zivilgesellschaftliche Akteure innovatives Denken 
einbringen und mit gleichgesinnten Staaten zusam-
menarbeiten, um sowohl den Vorbereitungspro-
zess als auch den Gipfel selbst anspruchsvoller und 
ehrgeiziger zu gestalten.

Um erfolgreich zu sein, braucht der Gipfel ma-
ximale Transparenz und Raum für verschiedene 
Stimmen und Ansichten. Dazu gehört, dass bei den 
zwischenstaatlichen Verhandlungen inhaltliche Bei-
träge von nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) 
berücksichtigt werden. Außerdem müssen die for-
mellen Verhandlungen für die Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden und nationale, regionale 
und globale Foren im Vorfeld des Gipfels unter-
stützt werden. Nicht zuletzt sollte die Zivilgesell-
schaft dazu ermutigt werden, sich bei den nationa-
len Delegationen zu engagieren, die den Gipfel 
vorbereiten werden. 

Mit dem eingebrachtem zivilgesellschaftlichen 
Engagement können sich alle Beteiligten sicher 
sein, dass die im nächsten Jahr gefassten Beschlüs-
se fundiert sein und eine breite gesellschaftliche 
Akzeptanz erfahren werden. Außerdem entsteht so 
ein stärkeres Gefühl der Mitverantwortung, wenn 
es darum geht, die Beschlüsse umzusetzen.  

Der Weg zum Zukunftsgipfel

Es wird nicht einfach sein, bei der Agenda des Zu-
kunftsgipfels im September 2024 zwischen natio-
nalen Interessen, der Nutzung von globalen Ge-
meinschaftsgütern und einer aufgeklärten inter- 
nationalen Führung das richtige Gleichgewicht zu 
finden. Das für den Gipfel vorgeschlagene Überein-
kommen für die Zukunft und die damit verbunde-
nen Instrumente werden die massiven Probleme 
von heute nicht über Nacht lösen können. Das 
Übereinkommen könnte jedoch eine Reihe von Er-
eignissen in Gang setzen und eine umfangreichere 
und wirksamere Umgestaltung unseres internatio-
nalen Systems und der ihm zugrunde liegenden Ge-
setze und Normen ermöglichen. Mit einem dyna-
mischen und partizipativen Prozess könnten die 
Ideen, Netzwerke und Fähigkeiten eines breiten 
Spektrums von Menschen und Institutionen zu-
sammengebracht werden – aus Regierungen, Zivil-
gesellschaft, Privatsektor und internationalen Or-
ganisationen. So könnte das Übereinkommen für 
die Zukunft die dringendsten Anforderungen und 
Ansprüche von heute erfüllen und künftigen Gene-
rationen einen lebenswerten und friedlichen Plane-
ten hinterlassen.

Trotz der vielen politischen und operativen Stol-
persteine, die in den nächsten zwei Jahren zu er-
warten sind, ist klar, dass sich weltweit Milliarden 
von Menschen einen Wandel wünschen. Sie möch-
ten ein weltweites Global-Governance-System, das 
Kooperation über Zwietracht, und eine internatio-
nale Politik, die wissenschaftliche Erkenntnisse über 
Fragmentierung und Desinformation stellt. Vor 
allem möchten sie eine Welt, die die Menschwürde 
anerkennt und in der ein stabiler Frieden herrscht. 
Doch ohne die notwendigen institutionellen und 
normsetzenden Reformen, die nur durch eine ehr-
geizige Koalition von Staaten, Unternehmen und 
Partnern aus der Zivilgesellschaft in Gang gesetzt 
werden müssen, wird »die Zukunft, die wir wol-
len« bald unerreichbar und für die Nachwelt end-
gültig verloren sein.

Aus dem Englischen von Regine Eickhoff
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Dr. Pascal Abb ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- 
und Konfliktforschung (HSFK), Prof. Dr. Hanna Pfeifer und Prof. Dr. Jonas Wolff arbeiten ebenfalls 
an der HSFK sowie an der Goethe-Universität Frankfurt. Sie argumentieren, dass es im UN-Kon-
text kontraproduktiv wäre, einen globalen Konflikt zwischen Demokratien und Autokratien zu 
forcieren.

In Reaktion auf den russischen Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine befindet sich die deutsche Außen- 
und Sicherheitspolitik derzeit im Stadium einer 

Neuorientierung. Ein prominentes Element ist da-
bei die Diagnose, dass der russische Angriff auf den 
autoritären Charakter des dortigen Regimes zu-
rückzuführen sei; umgekehrt könne der interna- 
tionale Frieden nur von (liberalen) Demokratien 
garantiert und verteidigt werden. Auch die jüngs-
ten Strategiedokumente der Nordatlantikvertrags-
Organisation (NATO) und der USA sind vom Nar-
rativ einer Zweiteilung der Welt in friedliebende 
Demokratien und aggressive Autokratien geprägt. 
Es geht dabei nicht nur um die Einordnung und 
Erklärungsversuche des russischen Angriffskriegs 
und unmittelbare Unterstützung westlicher Staa-
ten für die Ukraine. Vielmehr steht die Frage im 
Raum, wie man sich am besten für eine regelba-
sierte, friedliche internationale Ordnung einsetzt – 
deren Aufrechterhaltung ein Hauptzweck der Ver-
einten Nationen ist. Ist auch auf dieser Ebene ein 
offener Systemwettbewerb zwischen Demokratien 
und Autokratien angezeigt oder ist dessen Logik 
mit dem universalen, bewusst regimeübergreifen-
den Charakter der UN unvereinbar?

Erstens ist offensichtlich: Sortiert man die UN-
Mitgliedstaaten nach Regimetypus, bilden die De-
mokratien eine klare Minderheit. Dem Demo- 
kratiebericht im Jahr 2022 des V-Dem-Instituts 
zufolge umfasst der Club der liberalen Demokra
tien ganze 34 Staaten, die zusammen 13 Prozent 
der Weltbevölkerung repräsentieren. Addiert man 
die ›elektoralen Demokratien‹, kommt man auf 89 
Staaten und 29 Prozent der Weltbevölkerung. Nicht 
zufällig haben sich deshalb die westlichen Regie-
rungen im Rahmen der UN-Generalversammlung 
für eine breite, regimeübergreifende Allianz gegen 
den russischen Angriffskrieg eingesetzt. Wiederum 

nach den Regimekategorien von V-Dem stimmten 
je rund 40 autoritär regierte Staaten für die bisher 
drei Resolutionen zur Verurteilung Russlands (ES-
11/1, ES-11/2, ES-11/4). Zwischen neun und 20 
Demokratien stimmten den Resolutionen übrigens 
nicht zu.

Zweitens und damit zusammenhängend: Weil 
die weltweiten Mehrheitsverhältnisse sind, wie sie 
sind, und im Sicherheitsrat bekanntlich sowohl 
China als auch Russland über ein Vetorecht verfü-
gen, richteten sich frühere Debatten um eine ›Alli-
anz der Demokratien‹ weniger auf als vielmehr ge-
gen die Vereinten Nationen. Diese Konzepte, wie 
sie vor allem in den USA nach dem 11. September 
2001 diskutiert wurden, sollten eine exklusive Al-
ternative zum UN-System darstellen und waren 
deshalb weder mit der Vorstellung einer multilate-
ralen Weltordnung noch der kollektiven Bearbei-
tung globaler Herausforderungen kompatibel.

Drittens: Wettbewerb in den UN sollte nicht 
zwischen umfassenden Systementwürfen gedacht 
werden, sondern zwischen konkreten Lösungsvor-
schlägen für Fragen von globaler Dimension. Hier 
erzeugt eine Fixierung auf Regimetypen nur den 
Eindruck, dass für westliche Staaten ideologische 
statt praktische Fragen im Vordergrund stehen, 
während letztere gerade in Staaten des Globalen 
Südens aktuell sehr viel wichtiger sind, etwa die 
Anpassung an den Klimawandel. Speziell China 
bedient diese Felder bereits mit eigenen Vorschlä-
gen und starkem Engagement in zahlreichen UN-
Organisationen, wodurch es zunehmend in die 
Rolle eines Normenmachers wächst und zur plau-
sibelsten Quelle alternativer, nichtliberaler Ord-
nungsansätze geworden ist. Der Umgang mit die-
sen Ideen erfordert eine detaillierte Auseinander- 
setzung auf der Sachebene statt einer reflexhaften 
Ablehnung aufgrund ihres autoritären Ursprungs.

Inklusion statt  
Systemkonkurrenz

Foto: HSFK

Foto: Kristin Langholz

Foto: HSFK
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Mit dem russischen Angriff auf die Ukraine 
ist der UN-Sicherheitsrat zuletzt wieder 
stärker in das Bewusstsein der Öffentlich-

keit gerückt. Die Debatten rund um den Angriffs-
krieg Russlands gehören in Ton und Inhalt zu den 
kontroversesten der letzten Jahrzehnte im Sicher-
heitsrat. Der Konflikt ist in Worten und Gestik 
deutlich sichtbar und die zentralen Konfliktlinien 
sind es auch. Die Rede des kenianischen Botschaf-
ters, Martin Kimani, über die historische Bedeu-
tung von postkolonialen oder postimperialen 
Grenzen als Kontext des Krieges in der Ukraine 
wurde auf Twitter tausende Male geteilt. Gleich-
zeitig wurden die Reden von Brasilien, Indien oder 
China detailliert analysiert, weil sich diese BRICS-
Länder nicht eindeutig auf die Seite der Ukraine 

Die Wahl der Worte im  
Sicherheitsrat
Wenn Staaten im UN-Sicherheitsrat sprechen, treffen sie auch Entscheidungen darüber, welche 
Begriffe sie verwenden und welche sie ignorieren. Mithilfe bestimmter Methoden lässt sich 
beobachten, wie sich die Wort- und Begriffswahl im Rat zwischen Staaten unterscheidet –  
zum Beispiel in den Debatten zu Frauen, Frieden und Sicherheit (WPS).
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oder Russlands stellen und Russland nicht als Ag-
gressor hervorheben wollten. Ihre Wortwahl wird 
von der Weltöffentlichkeit stets auf die metaphori-
sche Goldwaage gelegt, um aus den Worten ein 
mögliches Stimmverhalten bei russlandverurteilen-
den Resolutionen einschätzen zu können.

Diese öffentliche Exegese von Sicherheitsrats
reden zeigt, dass die genaue Wortwahl, der Fokus 
auf bestimmte Begriffe des Völkerrechts oder die 
Erwähnung und Nichterwähnung von Konflikt-
parteien Hinweise darauf geben können, wie Staa-
ten über einen Konflikt denken. Sie geben Hinwei-
se darauf, welche Aspekte eines Konflikts sie als 
besonders relevant ansehen. Die Wortwahl be-
stimmt auch die Rahmensetzung (Framing), die die 
Mitglieder des Sicherheitsrats durchsetzen wollen. 
Das gilt für die fünf ständigen Mitglieder des Si-
cherheitsrats (Permanent Five – P5) genauso wie 
für die nichtständigen Mitglieder. Es gilt auch für 
den UN-Generalsekretär und seine Sondergesand-
ten, die häufig zu Beginn einer Sitzung des Sicher-
heitsrats durch ihre Berichte und Reden ihre Sicht-
weise darlegen.

Was aber, wenn der Sicherheitsrat nicht über so 
offensichtlich kontroverse Themen wie den An-
griffskrieg eines ständigen Mitglieds auf einen sou-
veränen anderen Staat diskutiert? Wer abseits der 
großen Kontroversen nicht regelmäßig die öffentli-
chen Sitzungen des UN-Sicherheitsrats schaut oder 
in die Feinheiten globaler Diplomatie eingearbeitet 
ist, erkennt nicht unbedingt, welche zentralen 
Konfliktlinien es in einer Debatte gerade gibt. An-
ders als in klassischen Parlamentsdebatten sind Re-
den im Sicherheitsrat häufig nicht durch intensives 
Argumentieren oder Widersprechen geprägt. Statt-
dessen werden vorab geschriebene Reden verlesen, 
die sich implizit oder explizit auf zum Teil Jahre 
oder Jahrzehnte zurückgehende Diskussionen be-
ziehen. Der Kern der inhaltlichen Debatte spiegelt 
sich daher vor allem in der diplomatischen Wahl 
einzelner Worte, Begriffe oder Argumentations-
muster in diesen Reden wider. Die Verwendung 
eines einzelnen Begriffs oder der Verweis auf eine 
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vergangene Sicherheitsratsresolution kann schon 
einen tiefgreifenden Unterschied von einem Redner 
oder einer Rednerin zur nächsten darstellen. Aber 
wie ist zu erkennen, welche Wortwahl besonders 
konfliktträchtig und welche Begriffe einigend sind?

Computerlinguistische Methoden

An dieser Stelle können computerlinguistische Me-
thoden Unterstützung leisten. Natürlich ersetzt 
nichts die jahrelange Befassung mit oder sogar 
Teilnahme an Sicherheitsratssitzungen und das da-
mit gewachsene Gefühl über Argumentationsmus-
ter, politische Konflikte und Themenpräferenzen 
der Staaten. Aber selbst ohne große Vorkenntnisse 
lassen sich bedeutsame Unterschiede in Sicherheits-
ratsreden über lange Zeiträume untersuchen.1 Mit 
der Methode der Themenmodellierung (›topic mo-
deling‹) lässt sich unter anderem zeigen, dass der 
UN-Generalsekretär sowie seine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Sicherheitsrat Themen setzen 
und zum Teil sogar Debatten langfristig beeinflus-
sen können. Neueste Forschung zeigt dies am Bei-
spiel der Sicherheitsratsdebatten zum Afghanistan-
Konflikt,2 ein zentraler Fokus deutscher Reden im 
Sicherheitsrat seit dem Jahr 2001 und auch ein 
Thema, das seit der Rückkehr der Taliban nach 
Kabul im Sommer 2021 neue Relevanz erhalten 
hat.

Die Erkennung von Eigennamen

Neben der Methode der Themenmodellierung 
lassen sich weitere computerlinguistische Metho-
den dafür einsetzen, die Sprache und Wortwahl in 
Sicherheitsratsreden zu analysieren. Während die 
Themenmodellierung hilft, in einem Datensatz 
mit vielen Sicherheitsratsreden zu erkennen, wel-
che großen Makro-Themenbereiche es gibt, kon-
zentriert sich die Methode der Eigennamenerken-
nung (›named entity recognition‹) stärker auf die 
konkrete Wortwahl. Hierbei geht es vor allem um 

die Verwendung von Eigennamen, die sich auf 
konkrete Staaten, Personen, Institutionen, Völ-
kerrechtsbegriffe und spezifische politikrelevante 
Konzepte beziehen. Die Eigennamenerkennung 
stellt aber nicht nur fest, dass ein bestimmtes 
Wort verwendet wird, sondern ermittelt für wich-
tige Begriffsklassen auch den Typ des Wortes, 
etwa ›Person‹, ›Institution‹, ›geografische Einheit‹ 
oder ›Berufsbezeichnung‹. Diese automatische 
Kategorisierung versucht, für mehrdeutige Begrif-
fe (zum Beispiel ›Müller‹ als Beruf oder als Fami-
lienname) die im Kontext gemeinte Lesart zu be-
stimmen. Darüber hinaus kann die Eigennamen- 
erkennung auch durch Analysemethoden ergänzt 
werden, in denen unterschiedliche Bezeichnungen 
desselben Konzepts als äquivalent oder eng ver-
wandt erkannt werden. Damit werden erheblich 
aussagekräftigere Zählungen möglich als mit ei-
ner reinen Stichwortsuche, etwa ob sich die Kon-
flikte eher auf der Ebene von geografischen oder 
völkerrechtlichen Begriffen und Eigennamen ab- 
spielen.

Für die hier vorliegende Analyse wurde ein öf-
fentlicher Datensatz aller Sicherheitsratsreden aus 
den Jahren 1995 bis 2020 genutzt.3 Dieser eng-
lischsprachige Datensatz wurde durch die Auto-
ren erweitert: In der ebenfalls öffentlich zugäng
lichen Version (›UNSC-NE‹) sind fast 2,4 
Millionen Eigennamen und Begriffe inklusive 
Mehrfachnennungen in den mehr als 80 000 Si-
cherheitsratsreden digital markiert.4 Die Eigenna-
men stammen aus einer Datenbank,5 in der Wiki-
pedia-Daten strukturiert für die Datenanalyse 
bereitgestellt werden.6 Der Vorteil einer solchen 

   1  Es wurde bereits mithilfe der Methode der Themenmodellierung (›topic modeling‹) gezeigt, welchen unterschiedlichen allgemeinen Themenfo-
kus die P5 und Deutschland im Zeitraum von 1995 bis 2017 in Sicherheitsratsdebatten hatten: Steffen Eckhard/Ronny Patz/Mirco Schönfeld, 
Keine Spur von Sprachlosigkeit im Sicherheitsrat, VEREINTE NATIONEN (VN), 68. Jg., 5/2020, S. 219–224.

   2  Steffen Eckhard et al., International Bureaucrats in the UN Security Council Debates: A Speaker-topic Network Analysis, Journal of European 
Public Policy, 11.11.2021, S. 1–20, doi.org/10.1080/13501763.2021.1998194

   3  Mirco Schönfeld et al., The UN Security Council Debates, Harvard Dataverse, Version 5, 2019, doi.org/10.7910/DVN/KGVSYH
   4  Luis Glaser/Patz Ronny/Manfred Stede, UNSC-NE: A Named Entity Extension to the UN Security Council Debates Corpus, Harvard Dataverse, 

Version 1, Cambridge 2021, doi.org/10.7910/DVN/OV1FLX
   5  Siehe DBpedia, www.dbpedia.org/about/
   6  Die methodischen Details finden sich in Luis Glaser/Patz Ronny/Stede Manfred, UNSC-NE: A Named Entity Extension to the UN Security Council 

Debates Corpus, Proceedings of the 1st Workshop on Computational Linguistics for Political Text Analysis, Cambridge 2021, S. 79–88.

Mit computerlinguistischen Methoden lassen 
sich bedeutsame Unterschiede in Sicherheits
ratsreden über lange Zeiträume untersuchen.
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Datenbank ist, dass sie eine große Zahl von Be-
griffen aus allen möglichen Themengebieten ent-
hält, die auch über inhaltliche Beziehungen mit
einander verbunden sind. Dies ermöglicht, dass 
auch ohne vorab genau zu wissen, worüber im 
Sicherheitsrat im Einzelnen gesprochen wird, die 
Wort- und Eigennamenwahl in den Reden aus ei-
ner breiten Palette von Themen analysiert werden 
kann, die durch die Wikipedia abgedeckt werden.

Zur Veranschaulichung dieser Methode soll die 
relative Häufigkeit der Verwendung von ausge-
wählten Eigennamen und feststehenden Begriffen7  
durch die Mitglieder des Sicherheitsrats über alle 
Tagesordnungspunkte (›agenda items‹) hinweg ver-
glichen werden. Daraufhin nehmen wir die Wort-
wahl in Debatten zum Thema Frauen, Frieden und 
Sicherheit (Women, Peace and Security – WPS) in 
den Blick. Dabei soll insbesondere der Zeitraum 
von 2014 bis 2020 berücksichtigt werden. In die-
sem Zeitraum hat sich die Zahl der jährlichen Re-
den im Sicherheitsrat deutlich erhöht, von 50 bis 80 
pro Jahr und Mitglied vor dem Jahr 2018 auf 180 
bis 200 Reden pro Jahr und Mitglied in den Jahren 
2018 bis 2019. Im Jahr 2020 kam es zu einer leich-
ten Reduzierung der Anzahl der Reden aufgrund 
der COVID-19-Pandemie.

Für die aktuelle Analyse im Zeitraum 2014 bis 
2020 stehen die Reden der P5 – China, Frankreich, 
Russland, das Vereinigte Königreich und die USA – 
sowie von Deutschland (zuletzt nichtständiges 
Mitglied in den Jahren 2019 und 2020), Schweden 
(zuletzt 2017 und 2018) und Kanada (zuletzt 1999 
und 2000) im Mittelpunkt. Letztere drei Staaten 
waren im Rahmen ihrer feministischen Außenpoli-

tik auch außerhalb ihrer Sicherheitsratsmitglied-
schaften in den WPS-Debatten aktiv und trugen 
zur Etablierung der WPS-Agenda im Sicherheitsrat 
maßgeblich bei. Die Resolution 1325 wurde im 
Jahr 2000 nicht zuletzt auf Initiative Kanadas 
während seiner bis dato letzten nichtständigen 
Mitgliedschaft verabschiedet. Für Deutschland 
war das WPS-Thema während seiner letzten Mit-
gliedschaft ebenfalls ein besonderes Fokusthema 
im Sicherheitsrat,8 sodass hier Deutschlands Wort- 
und Themenwahl in diesen Debatten auch im Kon-
trast zu den P5 und den beiden WPS-Vorreitern 
(Schweden und Kanada) verglichen werden sollen.

Eigennamen im Sicherheitsrat

Betrachtet man die Verwendung von ausgewählten 
häufigen Eigennamen in allen Sicherheitsratsreden 
in den Jahren 2014 bis 2020, findet man unter den 
häufigsten Begriffen institutionelle Referenzen – 
›Vereinte Nationen‹, ›Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen‹ oder ›Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen‹ –, die nicht nur in vielen Reden vorkom-
men, sondern auch in vergleichbarer Zahl von al-
len Rednerinnen und Rednern verwendet werden 
(Abbildung 1). Das ist für Debatten im Sicherheits-
rat nicht weiter überraschend, zeigt aber, dass die 
Eigennamenerkennung gut funktioniert. Würde 
man sich zum Beispiel die Reden in der Generalde-
batte der UN-Generalversammlung anschauen, wäre 
zu erwarten, dass Referenzen zum Sicherheitsrat eher 
seltener vorkämen – vermutlich am ehesten im Zu-
sammenhang mit Reformvorschlägen.

Abbildung 1: Häufige institutionelle Eigennamen in Sicherheitsratsreden (Auswahl) 

   7  Relative Häufigkeit bedeutet die Anzahl der Erwähnungen eines Eigennamens geteilt durch die Anzahl der Reden.
   8  Jasmin Blessing/Nicola Popovic, Deutschlands Einsatz für Frauen, Frieden und Sicherheit, VN, 69. Jg., 1/2021, S. 15–19; Richard Gowan, Bilanz 

der deutschen Amtszeit im UN-Sicherheitsrat, VN, 69. Jg., 1/2021, S. 3–8.

   7  Relative Häufigkeit bedeutet die Anzahl der Erwähnungen eines Eigennamens geteilt durch die Anzahl der Reden.
   8  Jasmin Blessing/Nicola Popovic, Deutschlands Einsatz für Frauen, Frieden und Sicherheit, VN, 69. Jg., 1/2021, S. 15–19; Richard Gowan, Bilanz 

der deutschen Amtszeit im UN-Sicherheitsrat, VN, 69. Jg., 1/2021, S. 3–8.
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Ebenfalls häufig werden Länderbezeichnungen 
erkannt (Abbildung 2), wobei es hier schon die ers-
ten interessanten Unterschiede gibt: China und 
Russland reden in ihren Reden häufiger über Syri-
en als die anderen Mitglieder. Kanada, das in den 
Jahren 2014 bis 2020 kein Mitglied im Sicherheits-
rat war, meldete sich in den Jahren nur als Gast zu 
Wort, insbesondere in den WPS-Debatten und den 
Afghanistan-Sitzungen des Sicherheitsrats, weswe-
gen der Anteil der Afghanistan-Nennungen hoch 
ist. Auch Deutschland sprach regelmäßig zur Ta-
gesordnung, wenn es um Afghanistan ging, auch 
wenn es nicht Mitglied war. Ebenfalls nicht über-
raschend, aber eindeutig zu beobachten, ist, dass 
Iran stärker im Blickpunkt der USA und des Verei-
nigten Königreichs stand als für China oder Russ-
land.

Eine dritte Kategorie, die mithilfe einer thema-
tisch sehr breiten Datenbank erkannt werden 
kann, sind politische und völkerrechtliche Themen 
(Abbildung 3), die nicht im engeren Sinne Eigenna-
men sind, aber Konzepte mit geopolitischer Rele-
vanz darstellen, die auch durch die Wikipedia ab-
gedeckt werden. So reden die nichtständigen und 

Nichtmitglieder Deutschland, Kanada und Schwe-
den viel häufiger über Menschenrechte als die P5, 
und innerhalb der P5 die P3 viel häufiger als China 
und Russland. Für den Begriff ›Zivilgesellschaft‹ 
sieht das fast identisch aus (hier nicht abgebildet). 
Russland und die USA vermeiden den Begriff ›glo-
bale Erwärmung‹ im Sicherheitsrat, während 
Deutschland häufiger dieses Klimathema hervor-
hebt als die anderen. Dafür weisen China und 
Russland viel häufiger auf die Gefahren des Terro-
rismus hin und verwenden auch den Begriff ›Terro-
rismusbekämpfung‹ häufiger.

Was sich über die hier ausgewählten Beispiele 
zeigt, ist, dass sich beim Fokus auf bestimmte Staa-
ten, Konflikte und Metathemen die Mitgliedstaa-
ten des Sicherheitsrats in ihrer Wortwahl deutlich 
unterscheiden. In Debatten zum Israel-Palästina-
Konflikt reden manche Staaten eher über ›Jerusa-
lem‹, andere über ›Ost-Jerusalem‹ (oder beide Be-
griffe), manche eher über die ›Palästinensische 
Autonomiebehörde‹ und andere über den ›Gaza
Streifen‹. Jede dieser Entscheidungen – spricht man 
über bestimmte Begriffe, lässt sie ganz weg oder 
ersetzt sie durch Alternativen – ist wohlgewählt 

Abbildung 2: Häufige Ländernamen in Sicherheitsratsreden (Auswahl)

Abbildung 3: Häufige politische Konzepte in Sicherheitsratsreden (Auswahl)
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und repräsentiert unterschiedliche Weltsichten oder 
den Versuch, Themen auf die Agenda des Sicher-
heitsrats zu setzen oder sie dort zu vermeiden.

Frauen, Frieden und Sicherheit

Mit Blick auf die einzelnen Tagesordnungspunkte 
des Sicherheitsrats, zum Beispiel die Debatten zu 
WPS, lassen sich weitere interessante Unterschiede 
bei der Verwendung von Eigennamen entdecken. 
Auffällig ist etwa der Unterschied beim Verweis 
auf die Sicherheitsratsresolution 1325 über alle Sit-
zungen hinweg und dann während der offenen De-
batten zu WPS (Abbildung 4).

In allen Reden im Sicherheitsrat wird deutlich, 
dass Kanada, Deutschland oder Schweden im 
Durchschnitt häufiger auf diese Resolution verwei-
sen als die P5. Das liegt daran, dass sie als Nicht-
mitglieder vor allem in den offenen Debatten zu 
WPS zu Wort kommen, zu anderen Themen aber 
seltener oder gar nicht sprechen. Schaut man sich 
aber die Erwähnung der Resolution 1325 in den 
offenen Debatten zu WPS an, bezieht sich Russ-
land häufiger auf diese Resolution 1325 als sogar 
Deutschland, Kanada und Schweden.

Hier wird deutlich, wie unterschiedlich der Ver-
weis auf einen Eigennamen – zum Beispiel eine 
konkrete Resolution – in verschiedenen Sicher-
heitsratsdebatten ist. Während der Schwerpunkt 
der drei nichtständigen Mitglieder auf diese Reso-
lution vor allem ein Ausdruck der Unterstützung 
der gesamten WPS-Agenda darstellt, nimmt Russ-
land in seinen WPS-Reden Bezug auf diese Resolu-
tion – etwa gleich dreimal in der Sicherheitsratsde-
batte vom 25. Oktober 2018 –, um die Ausweitung 

der Themenpalette der WPS-Agenda im Sicher-
heitsrat zu kritisieren. Für Beobachter der WPS-
Debatten ist das keine Überraschung, aber die Ei-
gennamenerkennung ermöglicht solche Beobach- 
tungen zu systematisieren.

Auch sonst zeigen sich geografische und thema-
tische Unterschiede in der Wortwahl innerhalb der 
P5 sowie zwischen den P5-Staaten und den drei 
nichtständigen Mitgliedern (Abbildung 5). Wäh-
rend Kanada, die USA und das Vereinigte König-
reich in den WPS-Debatten im Zeitraum 2014 bis 
2020 häufiger auf den Islamischen Staat (Da’esh – 
IS) hinwiesen, fokussierten sich Frankreich als ehe-
malige Kolonialmacht und Deutschland als Emp-
fängerland vieler syrischer Geflüchteter stärker auf 
Syrien. Während China in den WPS-Debatten fast 
nicht über konkrete Staaten spricht, macht es aber 
seine Betonung auf Afrika sichtbar. Im Bereich der 
politischen Wortwahl ist zu erkennen, dass der Be-
griff der ›sexualisierten Gewalt‹ sich als Konsens-
begriff bei allen durchgesetzt hat.

Die P5 verweisen mit gleicher Häufigkeit auf die 
Rolle von Friedensmissionen, während Deutsch-
land in seinen WPS-Reden diesem Themengebiet 
keine besondere Aufmerksamkeit schenkt. Chinas 
besonderer Fokus auf Terrorismus, der sich durch 
alle Sicherheitsratsreden zieht (Abbildung 3), wird 
in den WPS-Debatten noch einmal deutlicher (Ab-
bildung 5). In den Reden geht es China dabei nicht 
zwingend um konkrete Fälle von Terrorismus, son-
dern um die allgemeine Gefährdung von Frauen 
durch Terroristen. Ähnlich wie bei Russland ist 
auch im Falle Chinas zu erkennen, dass es sich ins-
besondere auf Sicherheitsaspekte im engeren Sinne 
konzentriert.9

Schlussfolgerungen

Wenn in Sicherheitsratsreden bestimmte geografi-
sche, institutionelle oder sonstige Eigennamen und 
Begriffe mit völkerrechtlicher und geopolitischer 
Relevanz verwendet werden, dann ist das immer 
auch Teil des diplomatischen Ringens um Bedeu-
tungshoheit. Die Wortwahl ist ein Signal an andere 
Staaten, mit denen man freundschaftlich oder 
feindlich verbunden ist. Anhand der sich verän-
dernden Wortwahl lassen sich geopolitische Ver-
schiebungen beobachten, zum Beispiel, wenn sich 
Begriffe im Sicherheitsrat durchsetzen, die lange 
keine Beachtung fanden (›sexuelle Gewalt‹) oder 
wenn sich der geografische Fokus von Debatten 

Abbildung 4: Häufigkeit des Verweises auf die Resolution 1325

   9  Dass China sein Vorgehen in Xinjiang mit Terrorismus begründet, kann einer der Hintergründe für den Fokus auf diesen Begriff – bei dessen gleichzeitiger 
Unbestimmtheit – sein.
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verschiebt (von ›Afghanistan‹ zur ›Ukraine‹). Wenn 
bestimmte Schlagworte von einzelnen Staaten über 
alle Tagesordnungspunkte des Sicherheitsrats hin-
weg immer wieder betont werden (›Nichteinmi-
schung‹, ›globale Erwärmung‹), lässt sich strategi-
sche Themensetzung erkennen. Die Methode der 
Eigennamenerkennung kann dazu beitragen, solche 
Beobachtungen über große Zeiträume und über 
alle Rednerinnen und Redner sowie Tagesordnungs-
punkte hinweg zu tätigen, ohne dass man allen Sit-
zungen im Detail folgen oder die Hintergründe von 
allen Debatten kennen muss.

Die hier aufgeführten Einblicke repräsentieren 
dabei nur eine Auswahl. Je nach Interesse und Fra-
gestellung ist es möglich, sich auf bestimmte Eigen-
namenkategorien – beispielsweise Staaten – zu 
konzentrieren. Untersuchbar ist auch, wann ein 
Eigenname zum ersten Mal erwähnt wird und wie 
kontrovers seine Verwendung ist. Die Herausarbei-
tung von Ursache und Wirkung von fundamenta-
len und kleineren Unterschieden in der Wort- und 
Begriffswahl zwischen den ständigen und nicht-
ständigen Mitgliedern ist ebenso denkbar, etwa 
um zu verstehen, wie größere geopolitische Ver-
werfungen auf die diplomatische Sprache in den 
verschiedenen Themenbereichen wirken.

Der Vorteil der Eigennamenerkennung ist, dass 
sie eingängige, überprüfbare und leicht vergleich-
bare Ergebnisse produziert. Wird diese Methode 
noch um Daten erweitert, die auch die Bedeutungs-
zusammenhänge zwischen Eigennamen aufzeigen, 
sind komplexere Beobachtungen möglich. Wenn 
beispielsweise einzelne Staaten Begrifflichkeiten 
verwenden, die eine Handlung so beschreiben, 

dass sie als Kriegsverbrechen gekennzeichnet wird, 
während andere Staaten die gleiche Handlung mit 
Begriffen beschreiben, die als normale Kriegs-
handlung auszulegen sind, sind Daten erforderlich, 
wie sich der Begriff ›Kriegsverbrechen‹ zu den be-
nannten Handlungen bezieht. Solche Daten liegen 
auch im Rahmen der hier verwendeten Eigenna-
mendatenbank vor. Die aktuelle Grundlagenfor-
schung der Autoren rund um die politische Rah-
mensetzung und Argumentation arbeitet bereits 
mit diesen Daten.10 In naher Zukunft stehen diese 
erweiterten Methoden dann auch für die Praxisan-
wendung in Außenministerien, Denkfabriken oder 
in nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) zur 
Verfügung.

Abbildung 5: Geografische und thematische Eigennamen in WPS-Debatten

10  Siehe Luis Glaser/Ronny Patz/Manfred Stede, UNSC-NE: A Named Entity Extension to the UN Security Council Debates Corpus; Proceedings of 
the 1st Workshop on Computational Linguistics for Political and Social Sciences (CPSS), German Society for Computational Linguistics and 
Language Technology (GSCL), Potsdam 2021, angcl.ling.uni-potsdam.de/pdfs/glaser-etal-2021.pdf
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erschwerten in mehrfacher Hinsicht die Erreichung 
dieser Ziele.4 Der argentinische Vorsitzende Gusta-
vo Zlauvinen hatte die eigentlich für das Frühjahr 
2020 anberaumte Konferenz wegen der COVID-
19-Pandemie viermal verschieben müssen, bevor sie 
im August 2022 vollumfänglich über vier Wochen 
durchgeführt werden konnte. Vor allem aber der 
russische Angriffskrieg gegen die Ukraine führte 
dazu, dass die Erwartungen an das Treffen niedrig 
waren.

Angesichts eines überwiegend sachlichen Ver-
laufs und großer Kompromissbereitschaft der Nicht-
kernwaffenstaaten hatten viele bis zum letzten Tag 
der Konferenz gehofft, dass die teilnehmenden 151 
Delegationen sich auf ein Abschlussdokument eini-
gen könnten. Am Ende war das russische Veto ein 
deutliches Signal, dass die internationale Gemein-
schaft sich auf eine Blockadehaltung seitens Russ-
lands in multilateralen Abrüstungsforen einstellen 
muss. Immerhin: Die Diskussionen in New York 
und einige der im Abschlussdokument enthaltenen 
Kompromisse bieten Ansatzpunkte zur Reduzie-
rung der Rolle und Anzahl von Kernwaffen.

Nach der Generaldebatte in der ersten Konfe-
renzwoche arbeiteten die Delegationen in den fol-
genden zwei Wochen in jeweils drei Haupt- und 
Unterausschüssen. Diese Ausschüsse spiegelten 
thematisch die drei Säulen des NPT: Abrüstung, 
Nichtverbreitung und friedliche Nutzung. Wie in 
der Vergangenheit blieb ein Teil dieser Debatten 
für die teilnehmenden zivilgesellschaftlichen Grup-
pen unzugänglich.

Russlands Aggression gegen die Ukraine und 
die Folgen für die nukleare Ordnung dominierten 
die Konferenz über alle Ausschussgrenzen hinweg. 
Nicht nur westliche Staaten thematisierten Mos-
kaus nukleare Drohungen, den Bruch des Budapes-
ter Memorandums, in dem die drei NPT-Deposi-

Am Abend des 26. August 2022 scheiterte die 
zehnte Überprüfungskonferenz (ÜK) des 
Vertrags über die Nichtverbreitung von 

Kernwaffen (Treaty on the Non-Proliferation of 
Nuclear Weapons – NPT) an der Weigerung Russ-
lands, das ausverhandelte Abschlussdokument zu 
akzeptieren.1 Die russische Delegation begründete 
ihr Veto damit, dass es die Formulierungen zur 
Ukraine nicht mittragen konnte, darunter die For-
derung nach einer Wiederherstellung der Kontrolle 
ukrainischer Behörden über das Atomkraftwerk 
Saporischschja.2

Bei den alle fünf Jahre stattfindenden ÜKs ha-
ben die 191 NPT-Mitgliedstaaten die Aufgabe, 
»die Wirkungsweise […] des Vertrags zu überprü-
fen, um sicherzustellen, dass die Ziele der Präam-
bel und die Bestimmungen des Vertrags verwirk-
licht werden.«3 Die Umstände der zehnten ÜK 

Scheitern mit Ansage
Die zehnte Überprüfungskonferenz des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NPT) 
scheiterte an der Weigerung Russlands, das ausverhandelte Abschlussdokument zu akzeptieren. 
Diese Entwicklung wirft Bemühungen um Abrüstung und Nichtverbreitung trotz steigender nuklea-
rer Gefahren zurück.

   1  Jana Baldus und Oliver Meier waren als Beraterin und Berater Teil der deutschen Delegation bei der 10. Überprüfungskonferenz des NPT in New 
York. Der Beitrag gibt ihre persönliche Meinung wieder.

   2  UN Doc. DC/3850 v. 26.8.2022.
   3  NPT, Artikel VIII.3. 
   4  Oliver Meier, Gedämpfte Erwartungen an die NPT-Überprüfungskonferenz, VEREINTE NATIONEN (VN), 68. Jg., 2/2020, S. 57–61.
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tarstaaten Russland, die USA und das Vereinigte 
Königreich im Jahr 1994 die Unverletzlichkeit der 
Grenzen der Ukraine zugesichert hatten, und vor 
allem die dramatische Situation im während der 
Konferenz umkämpften Atomkraftwerk Saporisch-
schja.

Minenfeld Abrüstung

Diskussionen im ersten Hauptausschuss konzen
trierten sich auf die Erfüllung der in Artikel 6 des 
NPT festgeschriebenen Verpflichtung zur nuklearen 
Abrüstung. Vor dem Hintergrund des angespann-
ten internationalen Klimas gewannen die nukleare 
Risikoreduzierung, negative Sicherheitsgarantien 
und kernwaffenfreie Zonen erneut an Bedeutung.

Der am 22. Januar 2021 in Kraft getretene Ver-
trag über das Verbot von Kernwaffen (Treaty on 
the Prohibition of Nuclear Weapons – TPNW) 
stellte eine neue, für die Abrüstungsdebatte wichti-
ge Entwicklung dar. TPNW-Staaten betonten die 
Komplementarität zwischen TPNW und NPT und 
argumentierten, dass der TPNW selbst ein subs-
tanzieller Beitrag zur Umsetzung der im NPT ent-
haltenen nuklearen Abrüstungsverpflichtungen sei.5 

Deutschland, das an der ersten TPNW-Vertrags-
staatenkonferenz im Juni 2022 als Beobachter teil-
genommen hatte, trat für eine Überwindung der 
Polarisierung ein und bot an, bei Themen wie der 
Hilfe für Opfer von Kernwaffenprogrammen und 
der Sanierung von Umweltschäden durch Kernwaf-
fenaktivitäten Unterstützung zu leisten.6 

Die fünf vom NPT anerkannten Kernwaffen-
staaten und zugleich ständigen Mitglieder im UN-
Sicherheitsrat China, Frankreich, Russland, die USA 
und das Vereinigte Königreich (Permanent Five – 
P5) – und die meisten ihrer Verbündeten – lehnten 
den Vertrag weiterhin als kontraproduktiv ab und 
führten das schwierige internationale strategische 
Umfeld als Grund dafür an, dass weitere Abrüs-
tungsschritte momentan unmöglich seien. Sie wehr-
ten sich einmütig gegen die Forderung vieler Nicht-
kernwaffenstaaten, nach konkreten, messbaren 
Referenzwerten und Zeithorizonten für weitere 
Maßnahmen zur Reduzierung der Rolle und An-
zahl von Kernwaffen. 

Angesichts der gestiegenen Gefahr eines Atom-
kriegs standen Maßnahmen zur Reduzierung der 
Gefahr eines Kernwaffeneinsatzes weit oben auf 
der Agenda. Viele sahen die Reduzierung nukle
arer Risiken als vielversprechendes Brücken
thema, bei dem trotz schwieriger Beziehungen zwi-
schen Kernwaffenstaaten ein Mindestmaß an Fort- 
schritten erzielt oder zumindest Rückschritte ver-
mieden werden könnten.7 Insbesondere blockfreie 
Staaten (NAM) äußerten jedoch die Befürchtung, 
dass die Kernwaffenstaaten die Risikoreduzierung 
als Feigenblatt nutzten, um von fehlenden Abrüs-
tungsschritten abzulenken. Sie forderten, dass Ab-
rüstungsinitiativen nicht hinter Risikoreduzierungs-
maßnahmen zurückstehen dürften.8 Die P3-Staa- 
ten, also Frankreich, die USA sowie das Vereinigte 
Königreich, und Russland hingegen betonten die 
Bedeutung »strategischer Risikoreduzierung« im 
Kontext einer Stabilisierung nuklearer Abschre-
ckungsbeziehungen.9 Am Ende einigten sich die 
Delegationen darauf, dass Maßnahmen zur nukle-
aren Risikoreduzierung »weder ein Ersatz noch eine 
Voraussetzung«10 für weitere Abrüstungsschritte 
sein dürfen. Viele Nichtatomwaffenstaaten sowie 

   5  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.61 v. 29.6.2022.
   6  Auswärtiges Amt, Statement by Foreign Minister Annalena Baerbock at the 10th Review Conference of the Parties to the Treaty on the 

Non-Proliferation of Nuclear Weapons, 1.8.2022, www.auswaertiges-amt.de/en/newsroom/news/-/2545450
   7  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.9 v. 14.5.2021.
   8  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.75 v. 26.8.2022.
   9  Noch zwei Monate vor Russlands Angriff auf die Ukraine hatten die P5 ein gemeinsames Arbeitspapier zur nuklearen Risikoreduzierung 

eingebracht, siehe UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.33 v. 7.12.2021.
10  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.75, a.a.O. (Anm. 8), Para. 187(36).

Die Unterstützungs- und Hilfsmission der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEA) für das Kernkraftwerk Saporischschja unter der Leitung von IAEA-General
direktor Rafael Mariano Grossi besichtigte am 1. September 2022 das ukrainische 
Werksgelände.   FOTO:  FREDRIK DAHL / IAEA
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China und Russland kritisierten die nukleare 
Teilhabe der Nordatlantikvertrags-Organisation 
(NATO), in deren Rahmen die USA Kernwaffen in 
Belgien, Deutschland, Italien, den Niederlanden 
und der Türkei stationieren. TPNW- und NAM-
Staaten, aber auch China und Russland, forderten, 
dass »Staaten, die Teil von nuklearen Allianzen 
sind«, sich verpflichten, an der Reduzierung der 
Rolle von Kernwaffen in Sicherheitsdoktrinen mit-
zuwirken. Die NATO-Staaten hielten dem entge-
gen, dass so, neben der im Vertrag angelegten Un-
terscheidung von Kern- und Nichtkernwaffen- 
staaten, eine dritte Kategorie von NPT-Mitglie-
dern geschaffen würde, und erwirkten schließlich 
eine Streichung der Formulierung.

Nukleare Nichtverbreitung und 
friedliche Nutzung 

Die neunte Überprüfungskonferenz im Jahr 2015 
war an der Frage gescheitert, wie der Prozess zur 
Schaffung einer Zone frei von Kernwaffen und an-
deren Massenvernichtungswaffen im Nahen Osten 
gestaltet werden könnte.11 Diesmal wurden Dis-
kussionen zu Regionalthemen früh in informelle 
Runden zwischen einigen Hauptakteuren verla-
gert. Die USA suchten eine Einigung mit Ägypten 
zum Nahen Osten. Zu Nordkorea bildete sich eine 
informelle Gruppe, der, neben den P5, Japan und 
Südkorea angehörten.

Diese Kleingruppen erarbeiteten mühsam Kon-
senspositionen, allerdings auf Kosten der Inklusivität 
dieser Diskussionen. Dieses Vorgehen verhinderte De-
batten über die erzielten Kompromisse zur massenver-
nichtungswaffenfreien Zone, zu Nordkorea und an-
deren Regionalthemen, wie Iran und Syrien.

Ein neues Konfliktfeld im Nichtverbreitungs-
ausschuss ergab sich aus der Rüstungszusammen-
arbeit zwischen Australien, den USA und dem Ver-

einigten Königreich zur Entwicklung nuklearbe- 
triebener U-Boote für Australien (AUKUS). China 
begründete seine Ablehnung der Kooperation un-
ter anderem mit deren nichtverbreitungspolitischen 
Folgen, dürfte aber tatsächlich auch seine strategi-
schen Interessen im Blick gehabt haben.12 Im Er-
gebnis nahm der Entwurf des Abschlussdokuments 
AUKUS lediglich zur Kenntnis, ohne den weiteren 
Umgang mit den proliferationsrelevanten Aspekten 
zu beschreiben.13

Im dritten Hauptausschuss bestanden die größten 
Aussichten auf eine Einigung. Gustavo Zlauvinen 
hatte im Vorfeld der ÜK für gemeinsame Initiativen 
zur Förderung der friedlichen Nutzung von Kern-
energie insbesondere durch die Internationale Atom-
energie-Organisation (International Atomic Ener-
gy Agency – IAEO) geworben. Letztlich scheiterte 
ein gemeinsamer Textentwurf an der Beschreibung 
der Lage in Saporischschja.

Dramatisches Konferenzende

Am Ende konnten die Vorsitzenden der Ausschüsse 
keine konsentierte Sprache als Grundlage für ein 
Abschlussdokument an Zlauvinen weiterleiten. Dem 
ÜK-Präsidenten blieb die Aufgabe, auf der Grund-
lage der persönlichen Entwürfe der Ausschussvor-
sitzenden einen möglichst ausgewogenen Gesamt-
entwurf des ÜK-Abschlussdokuments zu erarbeiten, 
den alle Delegationen mittragen könnten.

Dabei hielt Zlauvinen an dem Ziel fest, ein voll-
ständiges Abschlussdokument zu erarbeiten – statt 
beispielsweise lediglich eine kurze politische Erklä-
rung. Bereits in der dritten Konferenzwoche hatte 
der Konferenzpräsident den finnischen Botschafter 
Jarmo Viinanen beauftragt, informelle Beratungen 
in kleiner Runde zu koordinieren, um eine Eini-
gung auf ein Gesamtpaket zu erleichtern.14 Wäh-
rend des Wochenendes vor der letzten Konferenz-
woche trafen sich etwa 20 Delegationen in der 
finnischen Ständigen Vertretung zu Gesprächen 
über die Konturen eines Abschlussdokuments, die 
dem Vernehmen nach lebhaft und direkt waren. 
Andere Kleingruppen suchten gleichzeitig nach 
Kompromissen zu AUKUS oder Nordkorea. Die 
parallel stattfindenden Plenardiskussionen vergli-
chen manche Diplomatinnen und Diplomaten vor 
diesem Hintergrund mit Schattenspielen.

11  Harald Müller, Stillstand in der nuklearen Abrüstung: Warum die 9. Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags scheiterte, VN, 63. Jg., 
4/2015, S. 152–157.

12  Laura Rockwood, The Australia-UK-U.S. Submarine Deal: Submarines and Safeguards, Arms Control Today, 51. Jg., 10/2021, S. 18–22.
13  UN Doc. NPT/CONF.2020/CRP.1/Rev.2 v. 25.8.2022, Para. 36.
14  Gabriela Rosa, Updates from the 10th NPT Review Conference, Arms Control Now, 26.8.2022, www.armscontrol.org/blog/2022/updates-10th-

NPT-RevCon
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Während der letzten Konferenzwoche überar-
beitete Zlauvinen seinen Entwurf des Abschluss-
dokuments. Um die Tür für einen Konsens offen-
zuhalten, senkte der Vorsitzende das Ambitions- 
niveau, vor allem im Abrüstungsteil, bis an die 
Schmerzgrenze einiger TPNW-Unterstützer ab.

In der Frage der Beschreibung des Krieges gegen 
die Ukraine aber verhärteten sich die Positionen. 
Viele europäische Staaten unterstützen eine Verur-
teilung Russlands, waren sich aber bewusst, dass 
eine direkte Nennung kaum durchzusetzen war. 
Die Regierung in Moskau hingegen drängte auf eine 
Abschwächung der Formulierungen und verlangte 
unter anderem eine abstrakte Beschreibung der 
Verantwortung für die Kämpfe um Saporischschja, 
möglicherweise um die Ukraine sowie ihre Ver-
bündeten zu nötigen, einen Konsens zu verweigern.

Bis Freitagmittag blieb der Ausgang der Konfe-
renz vollkommen offen. Am frühen Nachmittag 
aber sickerte durch, dass Russland sein Veto an
gekündigt hatte. Zlauvinen versuchte bis in den 
Abend, Russland in intensiven Beratungen zum 
Einlenken zu bewegen. Viermal wurde die Ab-
schlussdebatte verschoben. Um 20:30 Uhr legte 
Zlauvinen schließlich das Abschlussdokument zur 
Annahme vor. Wie befürchtet, sprach sich die rus-
sische Delegation gegen die Verabschiedung aus. 

Der russische Versuch, die Schuld für das Schei-
tern zu verteilen, schlug jedoch fehl. In der Ab-
schlussdebatte stellte sich keine Delegation an die 
Seite Russlands. Selbst Iran, Kuba und Syrien, die 
im Laufe der Konferenz immer wieder die russi-
sche Argumentation übernommen hatten, teilten 
mit, dass sie den Konsens zumindest nicht gebro-
chen hätten. China dankte dem Präsidenten gar 
überschwänglich für die Herkulesaufgabe, die die-
ser erfüllt hätte.

Inflexibilität und Fragmentierung

Die Hälfte der bisher zehn ÜKs konnte sich nicht 
auf ein Abschlussdokument einigen. Das Jahr 2022 
markiert aber das erste Mal, dass zwei Konferen-
zen in Folge scheiterten. Wenn sich die Vertrags-
staaten im Jahr 2026 auf der elften ÜK treffen, 
werden 16 Jahre seit den letzten Beschlüssen ver-
gangen sein.15

Verlauf und Ergebnis der ÜK belegen auch zwei 
andere besorgniserregende Entwicklungen im nu-
klearen Nichtverbreitungsregime: Erstens schei-
nen wichtige Vertragsparteien und vor allem Kern-

waffenstaaten immer weniger kompromissbereit. 
Die Stärke des NPT, unterschiedliche Interessen in 
den drei Säulen Abrüstung, Nichtverbreitung und 
friedliche Nutzung auszutarieren, kommt durch 
diese ›Rosinenpickerei‹ kaum noch zur Geltung.

Die Kernwaffenstaaten lehnten die Erwähnung be-
stimmter, ihnen nicht genehmer Themen ab. Frank-
reich etwa verlangte, ohne Erfolg, dass der TPNW im 
Konferenzergebnis nicht erwähnt wird. China sperrte 
sich mit Erfolg gegen Forderungen nach mehr Trans-
parenz bei den Kernwaffenprogrammen. Und Russ-
land ließ die Konferenz an der Frage des Umgangs mit 
dem eigenen Angriff auf die Ukraine letztlich schei-
tern. Die USA konnten sich angesichts dieser Dyna-
mik meist darauf beschränken, besonders kontro-
versen Positionen Chinas und Russlands entgegen- 
zutreten und ansonsten im Hintergrund an der 
Kompromisssuche mitzuwirken.

Der Dogmatismus der Kernwaffenstaaten stand 
im Kontrast zur geschmeidigeren und doch prinzi
piengeleiteten Haltung vieler Nichtkernwaffenstaa-
ten. In einer gemeinsamen Erklärung hoben 145 
Staaten hervor, dass angesichts der katastrophalen 
Folgen eines jeden Kernwaffeneinsatzes die umfas-
sende nukleare Abrüstung die einzig nachhaltige 
Lösung nuklearer Dilemmata sei.16 Es gab aber kein 
Indiz, dass ein Nichtkernwaffenstaat die Konferenz 
an dem Fehlen von festen Referenzwerten für nukle-
are Abrüstungsschritte hätte scheitern lassen.

Beunruhigend ist, zweitens, dass die Fragmen-
tierung der NPT-Mitgliedschaft zunimmt. Der ab-
nehmende Zusammenhalt jener (über-)regionalen 
Gruppen, die üblicherweise Interessen der NPT-
Mitglieder bündeln, erschwert eine Ausbalancie-
rung der unterschiedlichen Prioritäten der Vertrags-
staaten in und zwischen den drei Säulen des NPT.

So scheiterten die 16 Nichtkernwaffenstaaten 
der Stockholm-Initiative gleich zu Beginn der Ta-
gung daran, sich auf eine Bewertung des russischen 
Überfalls auf die Ukraine zu einigen. Äthiopien, 
Indonesien und Kasachstan scherten aus einer ge-
meinsamen Stellungnahme aus, die die damalige 
schwedische Außenministerin Ann Linde dann nur 

15  Harald Müller, Der Nukleare Nichtverbreitungsvertrag nach der Überprüfung, HSFK-Report 3/2010, Hessische Stiftung für Friedens- und 
Konfliktforschung (HSFK).

16  UN Doc. NPT/CONF.2020/63 v. 25.8.2022.
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im Namen der verbliebenen 13 Staaten vortragen 
konnte.17 In der Folge koordinierten die Mitglieder 
der Initiative ihr Vorgehen zwar. Die Entwicklung 
gemeinsamer Positionen gelang aber nicht mehr.

Der russische Angriff auf die Ukraine führte 
auch zu einer Paralyse der P5. Noch im Januar hat-
ten die fünf Staaten in einer vielbeachteten Stel-
lungnahme betont, dass ein Atomkrieg »nicht ge-
wonnen werden kann und niemals geführt werden 
darf.«18 Diese von den amerikanischen und sowje-
tischen Staatschefs Ronald Reagan und Michail 
Gorbatschow im Jahr 1987 gefundene Formulie-
rung gilt gemeinhin als die normative Basis für die 
Ablehnung nuklearer Kriegsführung. Der Konflikt 
der westlichen P3 mit Russland einerseits und Chi-
na andererseits machte ein gemeinsames Auftreten 
der P5 in New York aber undenkbar. Frankreich, 
die USA und das Vereinigte Königreich kritisierten 
stattdessen einmütig chinesische Intransparenz 
und nukleare Drohungen Russlands unter ande-
rem, indem sie in einem gemeinsamen Arbeitspa-
pier Prinzipien für »verantwortungsvolles« Verhal-
ten von Kernwaffenstaaten beschrieben.19

Trotz der chinesisch-russischen Übereinstim-
mung bei Einzelthemen wurde deutlich, dass beide 
Delegationen keineswegs gemeinsam agierten. Neu 
war, wie China immer wieder aktiv in Debatten 
eingriff und eigene Themen setzte. So kritisierten 
China und Russland zwar beide die nukleare Teil-
habe der NATO. Anders als die russische Delega
tion, ging es China dabei offenbar weniger um die 
bestehende Praxis der NATO als um die Folgen für 
strategische Stabilität im Indopazifik, sollten die 
USA ein ähnliches Arrangement in Asien aufbau-
en. Auffällig war, dass die chinesische Delegation 

im gesamten Konferenzverlauf keine Stellung zum 
russischen Krieg gegen die Ukraine bezog. Und dem 
Vernehmen nach kritisierte China am letzten Konfe-
renztag die russischen Kollegen hinter den Kulissen 
deutlich für die Ablehnung des Abschlussdokuments, 
mit dem die chinesische Delegation offenbar gut 
hätte leben können. In New York wurde klar, dass 
der Weg zu erfolgreichen NPT-Überprüfungskonfe-
renzen künftig nur über China führen dürfte.20

Sachliche Diskussionen trotz politischer 
Differenzen

Trotz des Scheiterns der ÜK, gab es in New York 
auch einige positive Entwicklungen zu beobachten. 
Viele Debatten verliefen jenseits aller politischen 
Rhetorik überwiegend sach- und lösungsorientiert. 
Die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer wa-
ren sich der Bedeutung der Konferenz und der 
Tragweite eines möglichen Scheiterns bewusst und 
fanden in hunderten Absätzen des 36-seitigen Ent-
wurfs des Abschlussdokuments Kompromisse zu 
einer großen Anzahl an Themen. 

Die Vertragsstaaten begannen auch eine Diskus-
sion über die Bedeutung einer Geschlechterpers-
pektive  für Fortschritte bei nuklearer Abrüstung 
und Nichtverbreitung.21 Deutlich wurde, wie un-
terschiedlich die Ausgangspositionen und Einstel-
lungen in der internationalen Gemeinschaft zum 
Thema Gender sind. Positiv war, dass viele Staaten 
die Gelegenheit ergriffen, um für eine Einbeziehung 
von Geschlechterfragen in den NPT zu plädieren 
– und andere Delegationen zumindest nicht um-
hinkonnten, zu diesem Thema Stellung zu bezie-
hen. Am Ende forderte der Entwurf des Abschluss-
dokuments immerhin eine Berücksichtigung der 
Geschlechterperspektive in künftigen NPT-Treffen.22

Wie weiter?

Deutschland und andere Staaten betonten in der 
Abschlussdebatte, den Entwurf des Abschlussdo-
kuments trotz des Scheiterns als Grundlage für ihr 

17  Permanent Mission of Sweden to the United Nations, Statement by H.E. Ann Linde on Behalf of Members of the Stockholm Initiative for Nuclear 
Disarmament at the 10th Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, 3.8.2022,  
www.swedenabroad.se/en/embassies/un-new-york/current/news/statement-by-sweden-at-the-10th-npt-review-conference/

18  The White House, Joint Statement of the Leaders of the Five Nuclear-Weapon States on Preventing Nuclear War and Avoiding Arms Races, 3.1.2022,  
www.whitehouse.gov/briefing-room/statements-releases/2022/01/03/p5-statement-on-preventing-nuclear-war-and-avoiding-arms-races/

19  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.70 v. 29.7.2022.
20  Siehe Oliver Meier/Michael Staack, Chinas Rolle in der multilateralen Rüstungskontrolle, Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 2022,  

library.fes.de/pdf-files/iez/19346.pdf
21  Joint Statement on Gender, Diversity and Inclusion on Behalf of 67 States at the 10th NPT Review Conference: Delivered by Canada, 4.8.2022.
22  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.75, a.a.O. (Anm. 8), Para. 154 und 187(41) sowie United Nations Institute for Disarmament Research (UNIDIR), 

Gender Perspectives, unidir.org/gender-perspective
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politisches Handeln nehmen zu wollen.23 Trotz-
dem gibt es keinen Grund, das Ergebnis schönzure-
den. Die Kernwaffenstaaten haben schon die im 
politisch verbindlichen Aktionsplan des Jahres 2010 
enthaltenen Zusagen größtenteils nicht erfüllt. Das 
gescheiterte Abschlussdokument wird kaum eine 
größere Verbindlichkeit entwickeln. Aus Sicht der 
TPNW-Staaten waren die Kompromissbeschlüsse 
ohnehin so verwässert, dass sie den nuklearen Ge-
fahren nicht gerecht wurden. Sie warben nach dem 
Fehlschlag der ÜK für einen Beitritt zum Verbots-
vertrag, weil dieser gehaltvollere Abrüstungsver-
pflichtungen enthalte.

Die NPT-Überprüfungskonferenz war auch ein 
Lackmustest für Russlands weitere Kompromiss-
bereitschaft in multilateralen Abrüstungsforen. 
Das Land ist im nuklearen Nichtverbreitungs
regime als NPT-Kernwaffenstaat privilegiert. Aber 
trotz dieser herausgehobenen Stellung hat sich die 
russische Delegation am Ende gegen den Rest der 
NPT-Mitglieder gestellt. Die internationale Ge-
meinschaft muss sich darauf einstellen, dass Russ-
land weiter versuchen wird, multilaterale Abrüs-
tungsforen zu blockieren. Immerhin kann es als 
kleiner Erfolg (westlicher) Diplomatie gewertet 
werden, dass Russland in seiner Ablehnung am 
Ende allein blieb.24

Ein weiterer Hoffnungsschimmer: Der prozedu-
rale Abschlussbericht enthält Verfahren für die 
nächsten Vertragsstaatentreffen. Einem Vorschlag 
des Vorsitzenden folgend wird die elfte ÜK 2026 in 
New York tagen und die nächsten drei Vorberei-
tungskonferenzen der Vertragsstaaten in den Jah-
ren 2023 in Wien, 2024 in Genf und 2025 in New 
York stattfinden.25

Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Ent-
scheidung, eine Arbeitsgruppe zur Stärkung des 
Überprüfungszyklus einzusetzen, die sich vor der 
ersten Vorbereitungskonferenz treffen soll. Zumin-
dest zwei Themen dürften auf der Tagesordnung 
stehen: mehr Transparenz und bessere Berichts-
pflichten der Kernwaffenstaaten. So enthielt das 
Abschlussdokument eine Verpflichtung der Kern-
waffenstaaten, zweimal im Überprüfungszyklus 
nationale Berichte über die Umsetzung von Abrüs-
tungsverpflichtungen vorzulegen.26 Es ist zu hof-
fen, dass die Arbeitsgruppe diese Verpflichtung 
ebenso aufgreift, wie das Versprechen der Kern-
waffenstaaten, nukleare Risiken zu reduzieren, 

etwa indem Kontakte zwischen den Militärs ausge-
baut und Kommunikationskanäle gestärkt werden. 
Diskussionen über diese wichtigen Themen könn-
ten den jährlichen Vertragsstaatentreffen zusätzli-
che Substanz geben.

Zu hoffen ist auch, dass sich das Verhältnis von 
TPNW und NPT weiter entspannt. Frankreich 
lenkte am Ende ein und akzeptierte, dass der Ent-
wurf des Abschlussdokuments den TPNW sowie 
das erste Vertragsstaatentreffen erwähnte. Eine 
Hürde für einen konstruktiveren Dialog zwischen 
den beiden Vertragsprozessen ist damit aus dem 
Weg geräumt. Die TPNW-Mitglieder hatten auf 
ihrer ersten Vertragskonferenz im Juni Irland und 
Thailand beauftragt, den Dialog mit den NPT-
Mitgliedern zu suchen.27 Die Arbeitsgruppe der 
NPT-Staaten könnte diesen Faden aufnehmen und 
eine solchen Austausch forcieren.

Klar ist, dass solche Maßnahmen und Schritte 
aktuellen nuklearen Bedrohungen nicht gerecht 
werden. Russland hat verhindert, dass der NPT als 
Rahmen zur Bearbeitung dieser Gefahren effekti-
ver genutzt werden kann. An dieser Blockadehal-
tung dürfte sich auf absehbare Zeit nichts ändern. 
Es wird die Aufgabe der anderen Vertragsstaaten 
sein, kreative Lösungen zu finden, damit Russland 
den NPT nicht auf Dauer lähmt.

23  Closing Statement of Germany, 10th NPT Review Conference, 26.8.2022.
24  Gaukhar Mukhatzhanova, 10th NPT Review Conference: Why It Was Doomed and How It Almost Succeeded, Arms Control Today, 52. Jg., 8/2022, 

S. 20–24.
25  UN Doc. NPT/CONF.2020/DEC.2 v. 26.8.2022.
26  UN Doc. NPT/CONF.2020/WP.75, a.a.O. (Anm. 8), Para. 187 (35)a–d.
27  UN Doc. TPNW/MSP/2022/CRP v. 22.06.2022, Para 2(k).
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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Am 14. September 2021 wurde die 
76. Sitzungsperiode der General-
versammlung am UN-Amtssitz in 

New York eröffnet. Den Vorsitz als Prä-
sident übernahm der frühere Außenmi-
nister der Malediven, Abdulla Shahid. 
Als Repräsentant der asiatisch-pazifi-
schen Staaten war er angetreten, um 
sich besonders für die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Teilhabe junger 
Menschen einzusetzen. Das offizielle Mot-
to lautete: ›Stärkung der Widerstandsfä-
higkeit durch Hoffnung – um sich von 
COVID-19 zu erholen, nachhaltig Wie-
deraufbau zu betreiben, den Bedürfnis-
sen des Planeten gerecht zu werden, die 
Rechte der Menschen zu achten und die 
Vereinten Nationen neu zu beleben.‹ 

Die jährliche Generaldebatte fand vom 
21. bis zum 27. September 2021 statt, 
wie schon im Vorjahr in hybrider Form. 
Dieses Mal waren 100 Staats- und Re-
gierungschefs vor Ort, wenngleich mit 
deutlich reduzierten Delegationen. Alle 
anderen Länder schalteten sich online zu.

Generalsekretär António Guterres er-
öffnete die Debatte mit einer denkbar 
düsteren Einschätzung der Gesamtlage: 
Die Welt befinde sich »am Rande des 
Abgrunds«. Am 10. September hatte er 
bereits mit »Unsere gemeinsame Agen-
da« ein ambitioniertes Aktionsprogramm 

für ein »stärkeres, besser vernetztes und 
inklusiveres multilaterales System« vor-
gelegt – einschließlich einer detaillierten 
Analyse und einer Vielzahl an Hand-
lungsempfehlungen (A/75/982). 

In seiner Rede pries der brasilianische 
Präsident Jair Bolsonaro die umfassen-
den Erfolge und Fortschritte seines Lan-
des an. Seine sonst zur Schau getragene 
Geringschätzung für den Multilateralis-
mus unterließ er dieses Mal. Ähnlich 
sah auch Chinas Staatspräsident Xi Jin-
ping sein Land in einer globalen Vorrei-
terrolle, vor allem auf dem Gebiet der 
Entwicklungspolitik. Der russische Au-
ßenminister Sergei Lawrow war weni-
ger konfliktscheu und attackierte direkt 
die USA und ihre westlichen Verbünde-
ten für ihre Versuche, die Welt zu spal-
ten. US-Präsident Joe Biden wartete wie 
von vielen erhofft rhetorisch mit einem 
Kontrapunkt zu seinem Amtsvorgänger 
auf. »Unerbittlich« müsse man auf Ver-
handlungen und internationale Diplo-
matie setzen, aber auch »endlose Krie-
ge« beenden – damit rechtfertigte er 
indirekt den unilateral beschlossenen Ab-
zug aus Afghanistan. Für Deutschland 
trat erstmalig Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier an das Rednerpult 
mit der Zusicherung, ein verlässlicher 
und verantwortungsvoller Partner zu 

sein. Den Fall von Kabul bezeichnete er 
als »Zäsur«. Ab sofort müsse umso »ehr-
licher« und »klüger« vorgegangen werden, 
notwendig seien ferner »Verhandlungs- 
wie Verteidigungsstärke«. Ein Rückzug 
von der Welt käme nicht infrage.

Der Bericht des Generalsekretärs über 
die Tätigkeit der UN wurde am 24. Ja-
nuar 2022 von der Generalversammlung 
angenommen (A/76/1; vgl. Henrike Lan- 
dré, VN, 5/2022, S. 225). Insgesamt 
traten in dieser Sitzungsperiode Vertre-
terinnen und Vertreter der Mitgliedstaa-
ten bis zum 31. Dezember 2021 in insge-
samt 54 Sitzungen sowie zwischen Janu- 
ar und September 2022 in insgesamt 47 
Sitzungen zusammen; sie verabschiedeten 
307 Resolutionen und 583 Beschlüsse.

Sondertreffen

Noch während der Generaldebatte, am 
22. September 2021, wurde eine erste 
politische Erklärung zum Thema Rassis-
mus im Rahmen eines hochrangigen Tref-
fens verabschiedet (A/RES/76/1). Anlass 
war der 20. Jahrestag der Verabschie-
dung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban. Verstärkt durch 
die Folgen der COVID-19-Pandemie 
nähmen rassistische Diskriminierung 
und Gewalt, Stigmatisierung, Fremden-
feindlichkeit und Intoleranz zu; betrof-
fen seien insbesondere Menschen afrika-
nischer Abstammung. Das Thema Anti- 
semitismus wurde nur am Rande erwähnt. 
Dies wurde kritisiert und war durchaus 
heikel im Durban-Kontext. Immerhin 
wurde die Leugnung des Holocaust spä-
ter in einer eigenständigen Resolution 
ausdrücklich verurteilt (A/RES/76/250). 

Allgemeines
Generalversammlung  |  76. Tagung 2021/2022 

n  Sondertreffen zu Ernährung und Energie
n  Kampf gegen Rassismus und Menschenhandel
n  Weltraum als Motor für Entwicklung

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen  |  Allgemeines



VEREINTE NATIONEN  6/2022									          273

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen  |  Allgemeines

Geeint zeigte sich die Generalversamm-
lung bei der Debatte um Maßnahmen 
im Kampf gegen Rassismus am 24. De-
zember 2021 (A/RES/76/226); dabei leg-
te sie besonderen Wert auf öffentlichkeits-
wirksame Initiativen, um das Bewusst- 
sein für die Problematik zu schärfen. 

Am 23. September 2021 wurde der 
UN-Gipfel für Ernährungssysteme ab-
gehalten. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer einigten sich auf fünf Aktions-
gebiete; unter anderem gelte es, Resi- 
lienzen aufzubauen und sogenannte 
»naturbasierte« Lösungen zu fördern. 
Vielen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
gingen die Maßnahmen nicht weit ge-
nug. So litten 811 Millionen Menschen 
im Jahr 2020 weltweit an Hunger, da-
von 70 Prozent Frauen, wie die General-
versammlung später spezifizierte (A/RES/ 
76/264). Verschärft würde die Lage durch 
Hungersnöte, einen »beispiellosen« An-
stieg der internationalen Nahrungsmit-
tel-, Energie- und Brennstoffpreise und 
nicht zuletzt die COVID-19-Pandemie. 

Am 24. September 2021 folgte die 
nächste Zusammenkunft auf hoher Ebe-
ne, erstmalig zum Thema Energie. Der 
Dialog drehte sich um einen globalen 
Fahrplan, um bis zum Jahr 2030 die 
Ziele für saubere und erschwingliche 
Energie im Einklang mit dem Klima-
übereinkommen von Paris zu erreichen. 
35 Staaten verpflichteten sich in Ener-
giepakten zu mehr Investitionen in er-
neuerbare Energie und Verbesserungen 
der Energieeffizienz; insgesamt 440 Mil-
liarden US-Dollar wurden zugesagt. Am 
17. Dezember 2021 griff die Generalver-
sammlung die zentrale Forderung nach 
einem sicheren Zugang zu bezahlbarer, 
verlässlicher, nachhaltiger und moder-
ner Energie für alle im Detail auf (A/
RES/76/210).

Wirtschaft und Entwicklung

Mit der ›Weltraumagenda 2030‹ legte 
der Ausschuss für die friedliche Nutzung 
des Weltraums der Generalversammlung 
(Committee on the Peaceful Uses of  
Outer Space – COPUOS) eine Zukunfts-
strategie samt Umsetzungsplan vor (A/
RES/76/3). Weltraumtätigkeiten und 
-instrumente wurden als »Wegbereiter 
und Motor für nachhaltige Entwick-

lung« begriffen. Neben sieben themati-
schen Prioritäten wie Ordnungspolitik, 
Forschung und Innovation, Gesundheit 
oder Wetter gruppierten sich vier Ziele 
entlang der Säulen Weltraumwirtschaft, 
-gesellschaft, -diplomatie und Zugäng-
lichkeit des Weltraums. Unter anderem 
wurde erläutert, wie das Potenzial des 
Weltraums zur Lösung von Alltagspro-
blemen oder zur Vertiefung wissenschaft-
licher Erkenntnisse über die Umwelt ge-
nutzt werden könnte.

Wie schon beim Ernährungsgipfel der 
Fall nahm auch die Generalversamm-
lung den steigenden Bedarf an humani-
tärer Nothilfe angesichts einer Rekord-
zahl an gewaltsam Vertriebenen und 
hungerleidenden Menschen mit Besorg-
nis auf (A/RES/76/124). An den Gene-
ralsekretär erging die Aufforderung, die 
Arbeit der humanitären Koordinatorin-
nen und Koordinatoren sowie der Lan-
desteams stärker zu unterstützen, zum 
Beispiel bei der Ausbildung und Aus-
wahl des Personals. Flüchtlingen müsse 
der faire, gerechte, rasche und er-
schwingliche Zugang zu Impfstoffen ge-
währt werden. 

Abrüstung

In Ergänzung zur ›Weltraumagenda 
2030‹ konkretisierten die Mitgliedstaa-
ten Maßnahmen zur Verhinderung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum (A/RES/ 
76/230). Aufgrund des andauernden Still-
stands in der Arbeit der Abrüstungskon-
ferenz riefen sie zur sofortigen Auf- 
nahme von Verhandlungen über eine 
rechtsverbindliche internationale Über-
einkunft auf, die beispielsweise die Ein-
bringung von Waffen in den Weltraum 
untersagt. In einer weiteren Resolution 
wurden Weltraumbedrohungen wie Welt-
raummüll, aber auch der Einsatz von 
Technologien für Raumfahrtsysteme 
problematisiert. Sie sollen durch Nor-
men, Regeln und Grundsätze für ver-
antwortungsvolles Verhalten verringert 
werden (A/RES/76/231). 

Frieden und Sicherheit

Für die zwölf laufenden Friedenssiche-
rungseinsätze wurden am 30. Juni 2022, 

buchstäblich in letzter Minute, für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis zum 30. 
Juni 2023 insgesamt 6,45 Milliarden US-
Dollar bewilligt (A/C.5/76/27); eine Stei-
gerung um 75 Millionen beziehungswei-
se knapp neun Prozent. Die höchsten 
operationsbezogenen Kosten entfielen 
auf die Stabilisierungsmissionen in Mali 
mit 1,25 Milliarden US-Dollar (A/RES/ 
76/288) und der Zentralafrikanischen 
Republik mit 1,12 Milliarden (A/RES/ 
76/282); gefolgt von der Stabilisierungs-
mission in der Demokratischen Repu
blik Kongo (A/RES/76/284) und der 
Mission in Südsudan (A/RES/76/291) 
mit jeweils knapp über einer Milliarde 
US-Dollar. Diese vier Missionen waren es 
auch, die neue Negativrekorde mit Blick 
auf säumige Beitragszahlungen erreich-
ten: 450 Millionen US-Dollar waren es 
allein bei der Mission in Südsudan.

Auf den Prüfstand kommen sollten  
die Besonderen Politischen Missionen 
(Special Political Missions – SPMs) (A/
RES/76/83). Der Generalsekretär wurde 
beauftragt zu erarbeiten, wie die Wirk-
samkeit, Transparenz, Rechenschafts-
pflicht, geografische Vertretung, Ge-
schlechterperspektive und gleichberech- 
tigte Teilhabe von Frauen verbessert wer-
den könnten.

Menschenrechte

Die Menschenrechtssituationen in Syri-
en, Myanmar und in Iran waren alle-
samt durch fortgesetzte Menschen-
rechtsverletzungen verstörenden Aus- 
maßes geprägt. Gewalt gegen Zivilper-
sonen, Aushungern der Zivilbevölke-
rung, Massaker, willkürliche Inhaftie-
rungen und Hinrichtungen sowie außer- 
gerichtliche Tötungen umfasste die Lis-
te im Falle Syriens (A/RES/76/228). In 
den zehn Jahren seit Ausbruch des Kon-
flikts seien dort nachweislich 350 209 
Menschen getötet worden, davon über 
50 000 Frauen und Kinder. Ein Thema, 
das die Staatenvertreter intensiv be-
schäftigte, war das Schicksal und der 
Verbleib vermisster Personen. Im Falle 
Irans (A/RES/76/178) wurden neben der 
Diskriminierung von Frauen und Mäd-
chen willkürliche Festnahmen und In-
haftierungen, Praktiken des Verschwin-
denlassens und die hohe Zahl an 
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Henrike Landré
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Henrike Landré, Generalversammlung: 
75. Tagung 2020/2021, VN, 6/2021,  
S. 272ff., fort.)

verhängten Todesstrafen, auch gegen 
Minderjährige, angeprangert. Im Falle 
Myanmars (A/RES/76/180) wandte sich 
die Versammlung gegen die Ausrufung 
des Notstands am 1. Februar 2021 und 
die daraus resultierende Gewalt, die die 
Rückkehr der 600 000 staatenlosen mus-
limischen Rohingya aus dem Rakhaing-
Staat gefährde.

Spezielle Würdigung erfuhren in 
diesem Jahr alle Arten gesellschaftli-
cher Akteure, die Menschenrechte und 
Grundfreiheiten fördern und schützen 
(A/RES/76/174). Der Schutz von Men-
schenrechtsverteidigerinnen und -ver-
teidigern sei gerade im Kontext der 
Überwindung der COVID-19-Pande-
mie vonnöten, da diese zunehmend Ge-
walt, willkürlichen Inhaftierungen, Ein-
schüchterungen und Folter ausgesetzt 
seien. Im Kampf gegen Desinformation 
(A/RES/76/274), im Zuge der COVID-
19-Pandemie ein akutes Problem, nahm 
die Generalversammlung Online-Platt-
formen ins Visier und forderte die  
Betreiber zur Überprüfung ihres Ge-
schäftsmodells auf. Weiterhin setzte sie 
auf den Ausbau von Medienkompeten-
zen und Faktenchecker aus Medien und 
Zivilgesellschaft. 

Der Themenbereich Frauen kam am 
16. Dezember 2021 zur Sprache. Eine 
eher generell gehaltene Resolution (A/
RES/76/142) betonte mehrfach die Füh-
rungsrolle von UN Women; in punkto 
Geschlechterparität innerhalb der Or-
ganisation begnügte sich die Versamm-
lung mit dem knappen Vermerk, dass 
die Zielmarke von paritätischen Beset-
zungen noch nicht erreicht sei.

Eine weitere politische Erklärung 
widmete sich der Bekämpfung des Men-
schenhandels (A/RES/76/7). Auch hier 
habe die COVID-19-Pandemie für eine 
Verschärfung des Problems gesorgt; 
Frauen und Kinder seien unverhältnis-
mäßig betroffen. Die Mitgliedstaaten 
erklärten Prävention, Aufklärung und 
Sensibilisierung zu Prioritäten auf der 
Maßnahmenebene.

Umwelt

Zum Klimaschutz konnte die General-
versammlung am 17. Dezember 2021 
kaum Positives – und Neues – feststellen 

(A/RES/76/205). Der anhaltende Kon-
junkturrückgang infolge der COVID-
19-Pandemie beeinträchtige weiterhin 
die Umsetzung des Klimaübereinkom-
mens von Paris. Erneut wurde das Ver-
fehlen des 1,5-Grad-Celsius-Ziels bei der 
Erderwärmung gebrandmarkt, untermau-
ert von wissenschaftlichen Studien. Das 
Ziel, 100 Milliarden US-Dollar jährlich 
für Klimaschutzmaßnahmen und deren 
Umsetzung aufzubringen, hätten die Ver-
tragsparteien bislang verfehlt. An sie er-
ging der eindringliche Appell, dieses bis 
Ende des Jahres 2025 zu erfüllen. Auf 
die Ergebnisse der 26. UN-Klimakonfe-
renz (COP-26) im schottischen Glasgow 
im November 2021, konkret den dort 
verabschiedeten Klimapakt, wurde nicht 
näher eingegangen, vielmehr die COP-
27 im Jahr 2022 in Scharm El-Scheich, 
Ägypten, angekündigt.

Am 9. Dezember 2021 nahm die Ge-
neralversammlung die Leitlinien zum 
Schutz der Atmosphäre zur Kenntnis, 
die von der Völkerrechtskommission (In-
ternational Law Commission – ILC) 
ausgearbeitet worden waren (A/RES/ 
76/112). Um die langfristige Erhaltung 
der Qualität der Atmosphäre als natür-
liche Ressource zu sichern, erging der 
Aufruf an die Mitgliedstaaten, geeigne-
te Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Jus-
tiz- und sonstige Maßnahmen zur Ver-
hütung, Verringerung oder Eindäm- 
mung der Verunreinigung und Schädi-
gung der Atmosphäre zu ergreifen; fer-
ner sich zu verpflichten, diese nachhal-
tig, ausgewogen und angemessen nutzen. 

In einer ausgesprochenen Notlage be-
fänden sich die Ozeane, konstatierten die 
Staaten am 21. Juli 2022 (A/RES/76/ 
296). Die für das Jahr 2020 vorgesehe-
nen Zielvorgaben seien nicht erreicht 
worden. Weder Tempo noch Umfang 
der Maßnahmen könnten dem schnellen 
Voranschreiten beispielsweise beim An-
stieg des Meeresspiegels, der Erosion von 
Küsten, der Erwärmung, Versauerung 
und Verschmutzung der Meere, Überfi-
schung und Korallensterben Einhalt ge-
bieten. 

Haushalt und Verwaltung

Am 24. Dezember 2021 bewilligte die 
Generalversammlung 3,12 Milliarden 

US-Dollar für den ordentlichen Haus-
halt im Jahr 2022 (A/C.5/76/247A-C). 
Die Liquiditätskrise war im Jahr 2021 
laut Guterres weiterhin von großer Bri-
sanz (A/76/429). Im Jahr 2021 sei zwar 
eine leichte Entspannung bei den säu-
migen Beitragszahlungen festzustellen, 
dennoch erfolgten diese unvorhersehbar.

Die zahlreichen Empfehlungen zur 
Reform der Organisation, wie sie von 
Guterres im September 2021 in seinem 
Bericht ›Unsere gemeinsame Agenda‹ 
vorgestellt worden waren, trafen auf 
Zustimmung in der Generalversamm-
lung (A/RES/76/6). Ihm wurde aufge-
tragen, die Mitgliedstaaten zwecks Um-
setzung der Maßnahmen zu konsul- 
tieren, während der Präsident der Gene-
ralversammlung die Gesamtleitung des 
Prozesses übernehmen solle. 

Eine hochkontroverse institutionelle 
Neuerung ergab sich im Kontext der Re-
solutionen im Sicherheitsrat, die ab Fe- 
bruar 2022 den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine verurteilten und kon-
sequent von Russland per Veto blockiert 
wurden. Die Generalversammlung ver-
abschiedete am 26. April 2022 eine seit 
zwei Jahren von Liechtenstein vorberei-
tete Resolution (A/RES/76/262), die ein 
ständiges Mandat für eine Aussprache 
in der Versammlung vorsieht, wenn im 
Sicherheitsrat ein Veto eingelegt wird. 

Wahlen und Ernennungen

Die Wahl zum Präsidenten der 77. UN-
Generalversammlung konnte Csaba 
Kőrösi, ein ungarischer Diplomat, am  
7. Juni 2022 für sich entscheiden. Zuvor 
war er Direktor für ökologische Nach-
haltigkeit im Büro des Präsidenten von 
Ungarn. Am 10. Januar 2022 ernannte 
António Guterres Amina J. Mohammed 
aus Nigeria erneut zur stellvertretenden 
Generalsekretärin für die Dauer seiner 
zweiten Amtszeit.
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Im Jahr 2021 traf sich der Ausschuss 
für wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (Committee on Econo-

mic, Social and Cultural Rights – CESCR) 
für zwei Tagungen. Die 69. Tagung fand 
aufgrund der COVID-19-Pandemie und 
den daraus folgenden Einschränkungen 
virtuell statt, während die 70. Tagung 
persönlich in Genf mit der Möglichkeit 
der virtuellen Teilnahme abgehalten wur-
de (69. Tagung: 15.2.–5.3. und 70. Ta-
gung: 27.9.–15.10.2021).

18 unabhängige Sachverständige aus 
allen Regionalgruppen der UN bilden 
den Ausschuss. Sie überprüfen die Ein-
haltung und Verwirklichung des Inter-
nationalen Paktes über wirtschaft
liche, soziale und kulturelle Rechte 
(International Covenant on Economic, 
Social and Cultural Rights – ICESCR; 
Sozialpakt) durch die Vertragsstaaten. 
Im Jahr 1966 wurde der Pakt verab-
schiedet und trat im Jahr 1976 in Kraft. 
Die verbrieften Rechte des Sozialpakts 
werden für die Staaten durch Ratifizie-
rung verbindlich. Mit Ende der 70. Ta-
gung hatte sich die Zahl 171 Vertrags-
staaten im Vergleich zum Vorjahr nicht 
verändert. Die Vertragsstaaten berich-
ten dem Ausschuss in regelmäßigen Ab-
ständen über die Umsetzung der Rechte. 
Diese Berichte werden durch den Aus-
schuss überprüft und anhand der Über-
prüfungsergebnisse gibt das Sachver-
ständigengremium nicht bindende Emp- 
fehlungen, sogenannte Abschließende 
Bemerkungen ab. Am 15. Oktober 2021 
waren 32 Staatenberichte zur Bespre-
chung und Beurteilung durch den Aus-
schuss eingereicht. Dieser Rückstand ist 
durch die COVID-19-Pandemie erneut 
verstärkt worden.

Das am 5. Mai 2013 in Kraft getre
tene Fakultativprotokoll zum Pakt bein-
haltet ein Individualbeschwerde-, ein 
Untersuchungs- und ein Staatenbe-
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Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte  |  
69. und 70. Tagung 2021

n  Pandemie führt zu vermehrtem Rückstand bei Bearbeitung
n  Stellungnahmen zu gerechtem Zugang zu Impfstoffen
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schwerdeverfahren. Die Zahl der Rati
fikationen betrug am Ende der 70. Ta-
gung 26 Staaten. Im Jahr 2021 hat kein 
genereller Diskussionstag stattgefunden. 
Der Austausch zur Koordinierung mit 
anderen UN-Organisationen und UN-
Abteilungen sowie der Zivilgesellschaft 
wurde durchgeführt.

Die Vorbereitungsgruppe traf sich je-
weils für fünf Arbeitstage vor der Ta-
gung. Pandemiebedingt wurde die 69. 
Tagung virtuell abgehalten, während die 
70. Tagung in persönlichen Sitzungen in 
Genf vorbereitet wurde. Die Mitglieder 
der Vorbereitungsgruppe verfassten die 
zusätzlichen Fragen nach Einreichung 
des Staatenberichts oder auch vorberei-
tende Fragen für die Vertragsstaaten vor 
Einreichung des Staatenberichts, wie dies 
durch die Vereinfachung des Staatenbe-
richtsprozesses beschlossen worden war.

Individualbeschwerden

Bis zum Ende des Berichtszeitraums wur-
den insgesamt 230 Beschwerden seit In-
krafttreten des Fakultativprotokolls re-
gistriert. Im Berichtszeitraum wurden 
40 Beschwerden registriert.

Bisher wurden elf der eingereichten 
Individualbeschwerden entschieden – bei 
einer wurde keine Verletzung der Rech-
te aus dem Pakt festgestellt. 22 wurden 
als unzulässig zurückgewiesen und 55 
wurden zurückgezogen. 142 Individual-
beschwerden sind registriert aber noch 
nicht bearbeitet und entschieden.

Während der 69. Tagung wurde der 
Fall El Goumari et al. gegen Spanien 
(E/C.12/69/D/58/2018) entschieden. In 
dieser Entscheidung entwickelten die Aus-
schussmitglieder Rechtsprechung zum 
Anwendungsbereich des Artikel 2 be
zogen auf die Mindestanforderungen zu 
kurzfristiger Unterbringung. Im Fall 

Walters gegen Belgien (E/C.12/70/D/61/ 
2018) hat sich der Ausschuss mit dem 
Recht auf Wohnen und der Prävention von 
indirekter Diskriminierung gegen Ältere 
befasst und seine Rechtsprechung zum 
Recht auf Wohnen dahingehend gefestigt.

In der 69. Tagung hat der Ausschuss 
den Entwurf seiner überarbeiteten Verfah-
rensregeln für Kommentare veröffentlicht. 
Im Jahr 2022 wird er sich mit den einge-
gangenen Kommentaren befassen und die 
neuen Verfahrensregeln verabschieden.

Allgemeine Bemerkungen

In der 69. Tagung haben die Ausschuss-
mitglieder den Entwurf der Allgemei-
nen Bemerkungen zu Landrechten dis-
kutiert hinsichtlich des Rechts auf 
einen adäquaten Lebensstandard, auf 
Nahrung, auf Gesundheit und Nicht-
diskriminierung. Der überarbeitete 
Entwurf wurde in drei Sprachen für 
drei Monate für Kommentare online ge-
stellt. Zu dem Entwurf erhielt der Aus-
schuss mehr als 100 Eingaben, die in die 
weitere Bearbeitung einfließen werden, 
und der neuste Entwurf wird in der 71. 
Tagung erneut diskutiert werden. 

Ebenfalls während der 69. Tagung hat 
der Ausschuss regionale Konsultationen 
in Afrika und auf dem amerikanischen 
Kontinent zu seiner Allgemeinen Bemer-
kung zu nachhaltiger Entwicklung durch-
geführt. Die weiteren regionalen Konsul-
tationen werden im Jahr 2022 folgen.

Stellungnahmen

Während der Sitzungsperiode verfasste 
der Ausschuss eine Stellungnahme zu 
globalem und gerechten Zugang zu Impf-
stoff gegen COVID-19 (E/C/12/2020/2) 
sowie eine Stellungnahme zu Finanzier-
barkeit der COVID-19-Impfstoffe. Da-
bei verwies er auf die Entwicklungszu-
sammenarbeit sowie auf das geistige 
Eigentum (E/C.12/2021/1). Zudem macht 
der CESCR darauf aufmerksam, dass 
sowohl Entwicklungsländer im Allge-
meinen, aber auch benachteiligte Grup-
pen im Besonderen weltweit einen Zu-
gang zum Impfstoff gegen COVID-19 
bekommen müssten. Auf beide Stellung-
nahmen wurde in Diskussionen im UN-
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System häufig verwiesen. Bis zum Ende 
der Sitzungsperiode hatte der Ausschuss 
insgesamt 32 Stellungnahmen erlassen.

Staatenberichte

Allgemeines
Der Ausschuss befasste sich im Be-

richtszeitraum mit den Staatenberichten 
der Vertragsstaaten Aserbaidschan, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Finn-
land, Kuwait, Lettland und Nicaragua. 
Neun weitere Staatenberichte waren 
beim Ausschuss eingegangen, diese wer-
den satzungsgemäß in der Reihenfolge 
ihrer Einreichung bearbeitet. Aufgrund 
der COVID-19-Pandemie hatten sich 
die Ausschussmitglieder in der 69. Ta-
gung nur mit zwei Staatenberichten be-
fasst und dazu Abschließende Bemer-
kungen verfasst.

27 Vertragsstaaten hatten ihre Erst-
berichte nicht rechtzeitig eingereicht, 20 
der Vertragsstaaten sind bereits zehn 
Jahre in Verzug. Die Beauftragte für 
überfällige Staatenberichte führte Ge-
spräche mit sechs Staaten über die Her-
ausforderungen der Staatenberichtser-
stellung. Diese Praxis soll weitergeführt 
werden, um die Staaten bei der Erstel-
lung der Berichte zu unterstützen. Der-
zeit sind 32 Staatenberichte eingereicht 
und warten auf Bearbeitung, der Rück-
stau wird in der vorgesehenen Zeit nicht 
zu bewältigen sein.

Folgen der Pandemie
Der CESCR befasste sich intensiv mit 

den Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie auf die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte in den Vertrags-
staaten. Im Fokus stand, wie die Staaten 
mit der Pandemie umgegangen sind. 
Beispielsweise hat Bosnien und Herze-
gowina aus Sicht des Ausschusses zu 
wenig unternommen, um das SARS-
CoV-2-Virus einzudämmen. Speziell ging 
es um die Maßnahmen im Gesundheits-
system, die vorgenommen werden muss-
ten, um den besonderen Herausforde-
rungen in der Pandemie zu begegnen. 
Die Ausschussmitglieder interessierten 
sich ebenso für die Vorkehrungen, die 
zum Schutze von vermehrter Arbeitslo-
sigkeit und Armut ergriffen wurden. Ein 
anderes Thema, das mehrfach angespro-
chen wurde, war der Zugang und die 
Nutzung des Internets für Informatio-
nen und Versorgungsmaßnahmen. Auch 
der Zugang zu Bildung wurde erörtert. 
Finnland etwa wurde angesprochen, sein 
Gewicht in den UN einzusetzen, um sich 
für den globalen COVID-19-Impfstoff-
zugang stark zu machen.

Auswirkungen auf Unternehmen
Die Auswirkungen von Unternehmen 

auf die Rechte aus dem Pakt wurden in 
einigen Abschließenden Bemerkungen 
kritisch bewertet. In den Fällen Aserbai-
dschan, Finnland und Kuwait wurde 

dies angemerkt. Bezogen auf Bolivien 
und Nicaragua forderte der Ausschuss 
konkrete Maßnahmen zur Beteiligung 
und Zustimmung ein, um die Rechte in-
digener Völker zu Projekten in ihrem 
Territorium zu wahren.

Kulturelle Vielfalt
Der Ausschuss unterstrich in einer 

Reihe von Abschließenden Bemerkun-
gen die Bedeutung der kulturellen Viel-
falt. In diesem Zusammenhang erwähn-
ten die Sachverständigen Bedenken 
speziell bezogen auf die Rechte von 
sprachlichen Minderheiten, die zu Dis-
kriminierungen insbesondere in der 
Sprachpolitik von Lettland zu finden 
seien. Ebenso wurden die Anstrengun-
gen Finnlands bezogen auf den Unter-
richt in samischen Sprachen noch nicht 
als ausreichend angesehen. Hinzu ka-
men die fehlende Gleichstellung aller 
Sprachen und Alphabete in Bosnien und 
Herzegowina.

Weiterverfolgung
Bei acht Staaten wurde in einem Wei-

terverfolgungsverfahren überprüft, wie 
Argentinien, Deutschland, Estland, Ka-
merun, Kasachstan, Mauritius, Niger 
und Südafrika die Kernempfehlungen 
der Abschließenden Bemerkung umge-
setzt haben. Beispielsweise wurde für 
Deutschland positiv festgestellt, dass 
Verbesserung im Bereich der Altenpfle-
ge, der Kinderarmutsbekämpfung und 
der Bekämpfung von Wohnungslosig-
keit – teilweise mit großen Reformen – 
durchgeführt worden sind. Für die an-
deren sieben Staaten fiel die Überprüfung 
aus Sicht des Ausschusses nicht zufrie-
denstellend aus.

»Es reicht für uns alle« hieß das Motto einer Demonstration gegen Kinderarmut in Berlin im Mai 2018. 
Kinder, die in dieser Gesellschaft keine gleichen Chancen haben, werden der Gemeinschaft weniger 
zurückgeben können als Kinder mit vielen Möglichkeiten.   FOTO:  FLICKR.COM/PHOTOS/LINKSFRAKTION/
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Der Ausschuss zur Beseitigung ras-
sistischer Diskriminierung (Com-
mittee on the Elimination of  

Racial Discrimination – CERD) tagte  
im Berichtszeitraum dreimal (104. Ta-
gung: 9.–25.8.; 105. Tagung: 15.11.–
3.12.2021 und 106. Tagung: 11.–
29.4.2022): Während die 104. Tagung 
noch durch die COVID-19-Pandemie ein-
geschränkt war, fanden die 105. und die 
106. Tagung wieder in Präsenz statt und 
waren damit für zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen leichter zugänglich. Haupt-
aufgabe des Ausschusses ist die Über-
wachung der Umsetzung des Interna- 
tionalen Übereinkommens zur Beseiti-
gung jeder Form von rassistischer Dis-
kriminierung (International Conventi-
on on the Elimination of all Forms of 
Racial Discrimination – ICERD). Mit Ab-
schluss der 106. Tagung blieb die Zahl 
der Vertragsstaaten bei 182. Der CERD 
hat die Aufgabe, Mitteilungen gemäß 
Artikel 14 des Übereinkommens zu prü-
fen. Sie ermöglichen es Einzelpersonen, 
eine Verletzung des Übereinkommens 
durch jene Vertragsstaaten zu rügen, die 
die Prüfungskompetenz des Ausschus-
ses anerkannt haben. Insgesamt lassen je-
doch nur 59 Staaten dieses Individualbe-
schwerdeverfahren zu.

Frühwarnsystem

Erneut macht der CERD von der Mög-
lichkeit Gebrauch, auf bereits bestehen-
de oder drohende Übereinkommensver-
letzungen im Rahmen des Frühwarn- 
systems hinzuweisen. In seinem 104. Be-
richtszyklus verfolgte er die Situation 
von Indigenen in Brasilien, die durch 
die COVID-19-Pandemie hart getrof-
fen wurden. Außerdem erfragte er wei-
tere Informationen rund um einen Au-
tobahnbau im Bundestaat Mato Grosso 
sowie zweier Wasserkraftwerke am Rio 
das Mortes und Rio Cumbuco. Der Aus-

schuss forderte eine Konsultation mit 
den Indigenen der Xavantes und emp-
fahl, die Projekte von der Nationalen 
Stiftung für Indigene (FUNAI) und dem 
Umweltinstitut für erneuerbare Energi-
en untersuchen zu lassen.

An Indien sandte der Ausschuss einen 
Brief, der sich mit dem Verordnungsent-
wurf der Entwicklungsbehörde der Insel-
gruppe Lakshadweep aus dem Jahr 2021 
befasste. Hierbei legte der Ausschuss 
sein Hauptaugenmerk auf die Landrech-
te der sogenannten ›registrierten Stam-
mesgemeinschaften‹ der Lakshadweep-
Region. Er befasste sich mit den Vor- 
würfen, dass der Entwurf das Recht 
gebe, Land zu Beschlagnahmen ohne ein 
vorheriges Einverständnis der ansässi-
gen indigenen Bevölkerung einzuholen.

Schließlich widmete sich der Aus-
schuss der Situation der indigenen 
Anishinabe-Völker Minnesotas in den 
USA und den Auswirkungen einer Er-
weiterung der Ölsand-Pipeline. Er for-
derte den Vertragsstaat dazu auf, die 
Konsultationsrechte zu wahren, nachtei-
lige Auswirkungen des Bauprojekts auf 
die indigene Bevölkerung abzuwenden 
und effektive Abhilfe gegen Menschrechts-
verletzungen zu schaffen – vor allem ge-
gen die Gewaltausübung auf indigene 
Frauen und Mädchen, die sich bei großen 
Bauprojekten oft endemisch ausbreitet.

Im 105. Berichtszyklus versandte der 
CERD Briefe an Australien, Kasachstan 
und die USA, bei denen es erneut um deren 
Umgang mit Indigenen ging. In Bezug auf 
Australien setzte sich der CERD mit dem 
Gesetz über das Kulturerbe der Abori
gines auseinander, das der Regierung ei-
nen sehr hohen Ermessensspielraum ein-
räumt. Ein weiterer Brief ging an Ka- 
sachstan und befasste sich mit der Situa-
tion der Dunganen, die von Gewalt be-
droht sind. Im Fall der USA besorgte den 
CERD der Verstoß gegen das Prinzip der 
freien vorherigen informierten Zustim-
mung bei großen Bauvorhaben. 

Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung  |   
104. bis 106. Tagung 2021

n  Tagungen wieder in Präsenz möglich
n  Nutzung des Frühwarnsystems
n  Diskriminierung indigener Völker

Während seiner 106. Tagung gab 
der CERD eine Erklärung zur Un-
gleichverteilung von und dem diskrimi-
nierenden Zugang zu COVID-19-Impf-
stoffen ab.

Individualbeschwerdeverfahren

In der Rechtssache Kotor gegen Frank-
reich (CERD/C/105/D/65/2018) kam der 
Ausschuss zu dem Ergebnis, dass Frank-
reich seine Verpflichtungen unter Arti-
kel 6 des Übereinkommens verletzt habe, 
indem es versäumt habe, dem in Togo 
geborenen Franzosen Kotor einen wirk-
samen Schutz gegen rassistische Diskri-
minierung sowie wirksame Rechtsbe-
helfe durch die zuständigen nationalen 
Gerichte zu gewährleisten. Kotor hatte 
bei der französischen Automobilfirma 
Renault gearbeitet und warf dieser ras-
sistische Diskriminierung vor.

In der Rechtssache Nuorgam et al. ge-
gen Finnland (CERD/C/106/D/59/2016), 
in der 23 Angehörige der Minderheit 
der Samen gegen Finnland klagten, be-
fand der Ausschuss, dass die Klägerin-
nen und Kläger durch verschiedene Ur-
teile des höchsten Gerichts Finnlands in 
ihrem Recht auf politische Partizipa- 
tion verletzt wurden. Die Urteile hatten 
Versuche, die Wählerschaft des Samen-
Parlaments künstlich zu verändern, für 
rechtens befunden.

In Yaku Pérez Guartambel gegen 
Ecuador (CERD/C/106/D/61/2017) sah 
der Ausschuss eine Übereinkommens-
verletzung durch den Vertragsstaat, da 
dieser sich weigert, indigene Hochzeiten 
in das nationale Register einzutragen 
und so zu legalisieren.

Staatenbeschwerden

In der seit dem Jahr 2018 vorliegenden 
Staatenbeschwerde (CERD/C/100/5), 
die der Staat Palästina gemäß Artikel 11 
des ICERD gegen Israel angestrengt hat, 
wählte der Ausschuss nun in seiner 105. 
Tagung gemäß Artikel 12 b der ICERD 
in geheimer Wahl eine Ad-hoc-Vergleichs-
kommission, die aus fünf Ausschussmit-
gliedern besteht. Ihre Aufgabe liegt dar-
in, die beiden Staaten auf Grundlage der 
Achtung des Übereinkommens zu un-
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terstützen und zu einer gütlichen Beile-
gung der Streitsache zu gelangen.

Staatenberichte

Im Rahmen des Staatenberichtverfah-
rens bezog der Ausschuss zu den Berich-
ten der Staaten Libanon, Niederlande, 
Chile, Dänemark und Kamerun Stellung, 
auf die im Folgenden eingegangen wird. 
Darüber hinaus behandelte der CERD 
die Berichte der Länder Estland, Kasach-
stan, Luxemburg, Singapur, der Schweiz 
und Thailand.

Während seiner 104. Tagung befasste 
sich der Ausschuss unter anderem mit 
Libanon. Hierbei bemängelte er das Wei-
terbestehen des Kafala-Systems, das für 
ausländische Arbeitskräfte zu starken Ab-
hängigkeiten führt. Migrantische Haus-
angestellte sind ihren Arbeitgeberinnen 
oder Arbeitgebern ausgeliefert, da ihnen 
beispielsweise der Pass entzogen wird, 
und sie erleiden häufig körperliche und 
seelische Gewalt. Zudem sind migranti-
sche Hausangestellte besonders von Men-
schenhandel bedroht. Der Ausschuss for-
derte außerdem ein Geburtenregister, 
das auch nicht-libanesischen Paaren eine 
Registrierung ermöglicht. Notwendig sei 
auch eine Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts dahingehend, dass libanesi-
schen Frauen auch dann ihre Staatsange-
hörigkeit weitergeben können, wenn sie 
ein Kind mit einem Nicht-Libanesen oder 
staatenlosen Vater zu Welt bringen.

Außerdem beschäftigte sich der Aus-
schuss mit den Niederlanden. In Bezug 
auf die Menschenrechts- und Antidis-
kriminierungsmaßnahmen ermahnte der 
CERD den Vertragsstaat Gleichheitsda-
ten zu erfassen, um eine gerechte Reprä-
sentation zu ermöglichen und Diskrimi-
nierung sichtbar zu machen. Für die 
Gesetzgebung forderte der Ausschuss 
unter anderem die nationale Definition 
von rassistischer Diskriminierung dem 
Artikel 1 des Übereinkommens anzu-
gleichen und rassistische Motive im Straf-
recht zu berücksichtigen. Er forderte 
außerdem detaillierte Informationen über 
das Justizsystem, wie zum Beispiel In-
formation zu Gefängnisinsassen oder 
genauere Zahlen zu Hasskriminalität, 
Hassreden und Antisemitismus oder kon-
kreten Maßnahmen gegen Antiasiati-
schen Hass, der während der Pandemie 
zugenommen hat. Der Ausschuss kriti-
sierte die Diskriminierung beim Zugang 
zur Gesundheitsversorgung, Arbeit, Sport 
und in der Schule, die insbesondere zwei-
sprachig aufgewachsene Kinder sowie 
Roma-Kinder betrifft.

In seiner 105. Tagung setzte sich der 
Ausschuss mit Chile auseinander. Er un-
tersuchte – mit Blick auf den Verfas-
sungsprozess – die Beteiligung indigener 
Gruppen, Menschen afrikanischer Her-
kunft und Roma. Der Ausschuss befrag-
te den Vertragsstaat außerdem zur Si-
cherheitssituation von Menschenrechts- 
aktivistinnen und -aktivisten, Militari-
sierungstendenzen und dem Einfluss pri-

vater Unternehmen auf die Menschen-
rechtslage. Alarmiert zeigte sich der 
Ausschuss über die Situation von Ge-
flüchteten und Asylsuchenden, insbe-
sondere aus Haiti. Diese seien beson-
ders häufig von Menschenhandel, Ge- 
walt, der Verletzung des Nichtabschie-
bungsgrundsatzes sowie Einschränkun-
gen beim Zugang zu Arbeit und staatli-
cher Unterstützung bedroht.

Der Ausschuss ermutigte Dänemark 
dazu, das Übereinkommen in das staat-
liche Rechtssystem zu inkorporieren – 
insbesondere in Bezug auf die Färöer 
und Grönland. Besonderen Fokus legte 
der CERD hier auf das viel kritisierte so-
genannte ›Ghetto Package‹, mit dem 
Dänemark gegen die Bildung sogenann-
ter Parallelgesellschaften vorgehen will 
und etwa eine Obergrenze für Menschen 
»nichtwestlicher Herkunft« in einem be-
stimmten Wohnradius vorschreibt. Hier 
fragte der Ausschuss nach, was unter 
»nichtwestlicher Herkunft« zu verstehen 
sei. Zudem konzentrierte sich der CERD 
auch auf die Situation von geflüchteten 
Menschen. Hierbei fragte der Ausschuss 
nach dem Recht auf Bildung und nach 
Berichten von Beschlagnahmung ihrer 
Habseligkeiten und nach reproduktiven 
Rechten geflüchteter Frauen.

Während seiner 106. Tagung begrüß-
te der CERD in Kamerun die Einrich-
tung einer Menschenrechtskommission 
im Jahr 2019, kritisierte jedoch deren 
mangelnde personelle und finanzielle 
Ausstattung. Er mahnte einen Informa-
tionsmangel über die nationale Anwen-
dung des Übereinkommens an. Die Ge-
setze, die den Grundbesitz regeln, seien 
unzureichend, da sie die Traditionen in-
digener Gruppen nicht einbeziehen. Men-
schenrechtsaktivistinnen und -aktivisten, 
die zu Minderheiten arbeiten, seien ver-
stärkt von Gewalt, Verschleppung oder 
gar Ermordung bedroht. Schließlich be-
mängelte der CERD, dass es kein expli-
zites Verbot rassistischer Diskriminie-
rung im kamerunischen Gesetz gibt.

Aktivistinnen des Bündnisses für migrantische Hausangestellte in Libanon (Alliance of Migrant 
Domestic Workers in Lebanon) kämpfen gegen Unterdrückung und Ausbeutung in allen Belangen 
des Lebens als Frau und als Hausangestellte.   FOTO:  THE ALLIANCE OF MIGRANT DOMESTIC WORKERS IN LEBANON
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neuen Exekutivsekretär des 
Sekretariats des Rahmen
übereinkommens der 
Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen 
(UNFCCC). Noch vor dem 
Beginn der 27. UN-Klima-
konferenz in Sharm el-
Sheikh (COP-27) löste Stiell 
seine Vorgängerin Patricia 
Espinosa aus Mexiko ab 
(vgl. Personalien, VN, 
4/2016, S. 183). Der 
53-Jährige hatte in der Zeit 
von 2013 bis Juni 2022 
verschiedene Ministerpos-
ten in Grenada inne und 
war unter anderem fünf 
Jahre Minister für Klima
resilienz und Umwelt. Bevor 
er in die Regierung eintrat, 
war der ausgebildete 
Ingenieur 14 Jahre lang im 
Technologiesektor tätig. 
Stiell steht mit der Weltge-
meinschaft vor der Aufga-
be, die internationalen 
Klimaziele des Pariser 
Abkommens von 2015 in 
einer Zeit zunehmender 
geopolitischer Spannungen 
und einer weltweiten 
Energiepreiskrise zu 
erreichen.

Flucht

Z unehmende Konflikte, 
der Klimawandel, 
Pandemien sowie 

Energie- und Nahrungsmit-
telkrisen sind unter anderem 
Ursachen dafür, dass die 
Zahl der Flüchtlinge und 
Vertriebenen im Jahr 2022 
auf etwa 103 Millionen 
weiter gestiegen ist. Die 
derzeitige Entwicklung 
umzukehren und mit der 
internationalen Gemein-
schaft Lösungen zu finden, 
vor dieser Herausforderung 
steht der Italiener Filippo 
Grandi in seiner dritten 
Amtszeit als Hoher Flücht-
lingskommissar der Verein-
ten Nationen (UNHCR). 
Auf Empfehlung des UN-
Generalsekretärs hat die 
Generalversammlung im 
September eine weitere 
Amtszeit von zweieinhalb 
Jahren (1. Juli 2023 bis  
31. Dezember 2025) bestä-
tigt. Seit dem 1. Januar 2016 
hat Grandi dieses Amt inne. 
Er folgte dem heutigen 
UN-Generalsekretär 
António Guterres (vgl, Per- 
sonalien, VN, 1/2016, S. 39). 

Gesundheit

In Anbetracht der COVID-
19-Pandemie und ihrer 
Auswirkung auch auf 

andere Pandemien wurde 
Christine Stegling aus 
Deutschland am 5. Oktober 
2022 von UN-Generalsekre-
tär António Guterres als 
Beigeordnete Generalsekre-
tärin und stellvertretende 
Exekutivdirektorin der 
Abteilung Politik, Lobby-

Menschenrechte (OHCHR) 
in Genf an. Nach seiner 
Nominierung durch UN-
Generalsekretär António 
Guterres bestätigte die 
UN-Generalversammlung 
im September seine Ernen-
nung als Nachfolger von 
Michelle Bachelet aus Chile, 
deren Amtszeit nach vier 
Jahren endete (vgl. Persona-
lien, VN, 5/2018, S. 235). 
Türk ist seit 30 Jahren in 
hochrangigen Ämtern für 
die Vereinten Nationen tätig 
und setzt sich für die 
Förderung der Menschen-
rechte und den Schutz der 
am meisten gefährdeten 
Menschen ein. Zuletzt war 
er Untergeneralsekretär für 
Grundsatzpolitik im 
Exekutivbüro des General-
sekretärs, wo er die globale 
politische Arbeit koordi-
nierte (2019–2021). Darü-
ber hinaus koordinierte er 
die systemweite Umsetzung 
des ›Aufrufs des Generalse-
kretärs zum Handeln für 
die Menschenrechte‹. Von 
2015 bis 2019 war der 
Völkerrechtler Beigeordne-
ter Hoher Kommissar für 
Schutzfragen im Hohen 
Flüchtlingskommissariat der 
Vereinten Nationen  
(UNHCR) und an der 
Erstellung des Globalen 
Paktes für Flüchtlinge 
maßgeblich beteiligt.

Umwelt

UN-Generalsekretär 
Guterres ernannte am 
15. August 2022 

Simon Emmanuel Kervin 
Stiell aus dem karibischen 
Inselstaat Grenada zum 

arbeit und Wissen des 
Gemeinsamen Programms 
der Vereinten Nationen für 
HIV/AIDS (UNAIDS) 
ernannt. Stegling engagiert 
sich seit über 20 Jahren für 
die Bekämpfung von AIDS 
und leitete unter anderem 
Initiativen zur Prävention 
und Behandlung der Krank-
heit sowie zur sexuellen und 
reproduktiven Gesundheit. 
Zuletzt hat sie seit dem Jahr 
2016 als Exekutivdirektorin 
der britischen Organisation 
Frontline AIDS, ehemals 
International HIV/AIDS 
Alliance, bereits eng mit 
UNAIDS zusammengearbei-
tet, und leitete von 2013 bis 
2015 die ›International 
Treatment Preparedness Coa-
lition‹. Sie verbrachte einen 
Großteil ihres Berufslebens 
in Botswana und im südli-
chen Afrika und folgt 
Gunilla Carlsson aus 
Schweden in das Amt.

Menschenrechte

Am 17. Oktober 2022 
trat der 57-jährige 
Österreicher Volker 

Türk seinen neuen Posten 
als Hoher Kommissar für 

Zusammengestellt von Madelina 
Pipping und Monique Lehmann.

Simon Stiell   FOTO: UNFCCC/K. WORTH

Volker Türk   UN PHOTO/UNHCR 
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Ein Kaleidoskop der  
internationalen Politik

Heiko Meiertöns

Tobias Bunde und 
Benedikt Franke 
(Hrsg.)

Die Kunst der 
Diplomatie: 75 Blicke 
hinter die Kulissen 
der internationalen 
Politik

Berlin: Econ Verlag 
2022, 392 S.,  
78,00 Euro 

Die beiden Herausgeber schicken dem 
Werk augenzwinkernd – in Anlehnung 
an den belgischen Surrealisten René 
Magritte – die Aussage voraus: »Ceci 
n‘est pas une festschrift.« Allerdings 
ist das Buch dem langjährigen, ehema-
ligen Leiter der Münchner Sicherheits-
konferenz (MSC) und Vorgesetzten der 
Herausgeber, Botschafter a.D. Wolfgang 
Ischinger, zum 75. Geburtstag zugeeig-
net. Das Autorenverzeichnis liest sich 
dementsprechend wie ein ›Best of‹ der 
MSC-Teilnehmerliste. Wie der Unterti-
tel verspricht, gewähren darin 92 Au-
torinnen und Autoren – darunter am-
tierende und ehemalige Staatspräsiden- 
ten, Premierminister, Minister, Vorsit-
zende internationaler Organisationen, 
Wissenschaftler und Nachrichtendienst-
chefs – in kurzen Beiträgen von ein bis 
sechs Seiten Einblicke in ihre Erkennt-
nisse aus der diplomatischen Ar-
beitspraxis. So ist die Autorenliste ein 
beredtes Zeugnis des einzigartigen di-
plomatischen Netzwerks, das die MSC 
und deren Vorsitzender als privater di-
plomatischer Dienstleister in den ver-
gangenen Jahren schaffen konnte.

In den kurzen Beiträgen werden per-
sönliche Einblicke gegeben, die teils 
anekdotisch illustrieren, wie sehr Form 
und Inhalt im Bereich der Diploma- 
tie zusammenhängen. Die Gefahr des 
Anekdotischen besteht oft darin, dass 
substanzielle Fragen hinter um Ori- 
ginalität bemühten Erzählungen zu-
rücktreten. Nach dem Dichter Johann 
Gottfried Herder vermittelt die Anek-
dote, »an wie kleinen Umständen die 
größesten Begebenheiten und Erfolge« 
hängen, sie eignet sich aber auch durch 
die Hervorhebung situativer Besonder-
heiten, gerade um die Aufmerksamkeit 
der Leserschaft sicherzustellen. Teils 
sind es eher beiläufige Feststellungen, 
wie die der Parlamentarischen Staats-
sekretärin bei der Bundesministerin 

der Verteidigung, Siemtje Möller, dass 
eine Teezeremonie ein ideales Vehikel 
gewesen sei, sie und eine afghanische 
Kollegin zusammenzubringen. Teils fin-
den sich darin überraschende Infor- 
mationen: So berichtet der ehemalige 
Ständige Vertreter Deutschlands bei den 
Vereinten Nationen und nun der Vor-
sitzende der Münchner Sicherheitskon-
ferenz, Christoph Heusgen, in seinem 
Beitrag, dass er sich während der deut-
schen Präsidentschaft im April 2019 im 
UN-Sicherheitsrat bewusst für die Öff-
nung der Vorhänge in der Kammer und 
die Nutzung einer große Sanduhr zur 
sichtbaren Messung der Redezeit ent-
schieden hatte, um die Debatten wie-
der zu beleben.

Doch erschöpft sich der Inhalt des 
Buches keineswegs im Anekdotischen, 
sondern es bietet umfassend Substan-
zielles. Gebündelt in vier lose zusam-
menhängende Themenkomplexe – Ele-
mente, Herausforderungen, Episoden 
und Lehren – deckt es eine breite Palet-
te der internationalen Politik ab. Teils 
sind dabei Beiträge geschickt kontras-
tierend arrangiert, wie der des ehe- 
maligen chinesischen stellvertretenden 
Außenministers Fu Ying, gefolgt vom 
australischen Ex-Premierminister Kevin 
Rudd zur strategischen Rivalität zwi-
schen China und den USA und einem 
Beitrag des Direktors von Human Rights 
Watch, Kenneth Roth. So finden sich 
in den durchweg sehr lesbaren Beiträ-
gen eine Fülle an Denkanstößen zu 
verschiedenen Regionen und Themen. 
Ischinger kritisiert in seinem abschlie-
ßenden Beitrag beispielsweise die Pra-
xis von Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
sich bei Auslandsreisen stärker von ei-
genen Beratern begleiten zu lassen, an-
statt auf reguläre Diplomaten zu ver-
trauen. Das Ergebnis ist ein Buch, das 
ein wahres Kaleidoskop der internatio-
nalen Politik bietet.
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Buchbesprechungen

Pragmatische Ad-hoc- 
Zusammenarbeit

Helmut Volger

Die Beiträge der Autoren des Sammel-
bands ›Diplomacy and the Future of 
World Order‹ verdeutlichen es: Das in-
ternationale System der Staaten und in-
ternationalen Organisationen sieht sich 
seit einer Reihe von Jahren großen Pro-
blemen gegenüber, die eine wirksame 
Friedenssicherung und Konfliktschlich-
tung außerordentlich erschweren: Die 
Großmächte China und Russland beto-
nen mehr als je zuvor ihre nationalen 
Interessen in der Außenpolitik und zei-
gen wenig Interesse an multilateralen 
Friedenslösungen, was die Erfolgsaus-
sichten für Friedenssicherungsaktionen 
des UN-Sicherheitsrats erheblich verrin-
gert. Darüber hinaus offenbaren aber 
auch viele Staaten mittlerer Größe eine 
Tendenz zu einer nationalistischen Au-
ßenpolitik, die wenig Kompromissbe-
reitschaft bei Konflikten mit anderen 
Staaten erkennen lässt. 

Die Autoren konstatieren, dass es 
aktuell keinen tragfähigen Konsens im 
internationalen System über die Ziele 
und Mittel der Friedenssicherungs- und 
Konfliktschlichtungsdiplomatie gibt. Das 
bipolare System des Ost-West-Konflikts 
ist – nach einer kurzen Phase des Über-
gangs mit ausgeprägt unipolaren Ten-
denzen durch die Dominanz der USA – 
durch ein hochkomplexes, multipolares 
System ersetzt worden, in dem neben 
den einzelnen Staaten, den regionalen 
sowie den internationalen Organisatio-
nen eine Vielzahl von nichtstaatlichen 
Akteuren eine Rolle spielen. Was be-
deutet das für die Friedenssicherung und 
Konfliktschlichtung?

Herausgeber und Beitragsautoren ver-
suchen, auf diese Frage vorläufige Ant-
worten zu finden mit Hilfe von drei un-
terschiedlichen Szenarien: In der ersten 

Variante verfolgen die Staaten individu-
ell ihre jeweiligen Interessen unter Be-
tonung ihrer Souveränität bei geringer 
Neigung, multilaterale Lösungen anzu-
streben; in der zweiten Variante funk
tioniert das bisherige System der in
ternationalen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte weiter; 
in der dritten Variante kommt es auf ei-
ner pragmatischen Ad-hoc-Basis zu ei-
ner ergebnisorientierten Zusammenar-
beit einzelner Staaten.

Dabei bleibt es der Leserin und dem 
Leser überlassen, sich anhand von de-
taillierten Fallstudien aus den verschie-
denen Weltregionen, die das Buch sehr 
lesenswert machen, einen Eindruck dar-
über zu verschaffen, in welchem Mi-
schungsverhältnis die drei Varianten in 
der Praxis anzutreffen sind. Tatsächlich 
sind die drei Varianten in vergleichbarer 
Häufigkeit in der internationalen Politik 
anzutreffen: nationalistische Alleingän-
ge neben Kompromisslösungen auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte neben 
pragmatischen Ad-hoc-Kooperationen.

Die Fallstudien illustrieren, dass im 
Rahmen des multipolaren Systems den 
regionalen Organisationen eine größe-
re Bedeutung als bisher zukommt, die 
Vereinten Nationen jedoch weiterhin 
eine wichtige Funktion haben als Fo-
rum zur Koordination der diplomati-
schen Aktivitäten in der Friedenssiche-
rung, die im Vergleich zu früher er- 
heblich langwieriger und komplexer ge-
worden sind.

Es geht darum – und das veranschau-
licht das Buch überzeugend –, in der 
aktuellen Lage die Ziele der Friedenssi-
cherung pragmatisch zu formulieren, 
zu improvisieren und sich mit Ausdauer 
für ihre Umsetzung einzusetzen.

Chester A. Crocker/
Fen Osler Hampson/
Pamela Aall (Eds.)

Diplomacy and the 
Future of World Order

Washington, D.C.: 
Georgetown Univer- 
sity Press 2021,  
376 S.,  
36,95 US-Dollar 



282 		  VEREINTE NATIONEN  6/2022

Dokumente der Vereinten Nationen

In der folgenden Übersicht sind eine Auswahl der Resolutionen der Generalversammlung sowie die Resolutionen 
und Erklärungen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen mit einer kurzen Inhaltsangabe und den Abstim-
mungsergebnissen von September bis November 2022 aufgeführt. Die Auflistung erfolgt chronologisch  
(das älteste Dokument zuerst). Alle Dokumente sind im Volltext über die Webseite des Deutschen Übersetzungs-
dienstes zu finden: www.un.org/Depts/german

Dokumente der Vereinten Nationen

Sicherheitsrat

Thema UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Bosnien und 
Herzegowina

S/RES/2658(2022) 2.11.2022 Der Sicherheitsrat ermächtigt die Mitgliedstaaten, die durch die 
Europäische Union oder in Zusammenarbeit mit ihr tätig werden, 
für weitere zwölf Monate eine multinationale Stabilisierungstruppe 
(EUFOR ALTHEA) als Rechtsnachfolgerin der Stabilisierungstruppe 
(SFOR) unter gemeinsamer Führung einzurichten, die ihren Auftrag 
im Zusammenhang mit der Umsetzung von Anhang 1-A und 
Anhang 2 des Allgemeinen Rahmenübereinkommens für den 
Frieden in Bosnien und Herzegowina und der dazugehörigen 
Anhänge (S/1995/999, Anlage) in Zusammenarbeit mit der 
Hauptquartier-Präsenz der Nordatlantikvertrags-Organisation 
(NATO) durchführen wird. Er beschließt, die in Resolution 
2183(2014) erteilte Ermächtigung, auch weiterhin ein NATO-Haupt-
quartier als Rechtsnachfolger der SFOR unter gemeinsamer 
Führung aufrechtzuerhalten, um weitere zwölf Monate zu 
verlängern.

einstimmige  
Annahme

Generalversammlung

Thema UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Ukraine A/RES/ES-11/4 12.10.2022 Die Generalversammlung verurteilt die von Russland in Regionen 
innerhalb der international anerkannten Grenzen der Ukraine 
veranstalteten illegalen sogenannten Referenden und den auf diese 
Referenden folgenden Versuch der rechtswidrigen Annexion der 
ukrainischen Regionen Cherson, Donezk, Luhansk und Saporisch
schja. Sie fordert alle Staaten auf, eine Änderung des Status einer 
oder aller genannten Regionen durch Russland nicht anzuerkennen 
und verlangt, dass Russland seine Entscheidungen vom 21. Februar 
und 29. September 2022 sofort und bedingungslos rückgängig 
macht, da sie eine Verletzung der territorialen Unversehrtheit und 
Souveränität der Ukraine darstellen und mit den Grundsätzen der 
Charta der Vereinten Nationen unvereinbar sind.

+143;
–5 (Belarus, Nicaragua, 
Nordkorea, Russland, Syrien);

= 35

A/RES/ES-11/5 14.11.2022 Die Generalversammlung erkennt an, dass Russland für alle in der 
Ukraine begangenen oder gegen die Ukraine gerichteten Völker-
rechtsverletzungen sowie für alle Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen zur 
Rechenschaft gezogen werden muss und die rechtlichen Folgen aller 
ihrer völkerrechtswidrigen Handlungen tragen muss, so auch durch 
Wiedergutmachung der durch diese Handlungen verursachten 
Schäden. Sie erkennt außerdem an, dass in Zusammenarbeit mit der 
Ukraine ein internationaler Mechanismus für die Wiedergutmachung 
der Sach- und Personenschäden eingerichtet werden muss. Sie 
empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten ein internationales Schadensre-
gister einrichten, mit dem Ziel, Beweismaterial und Informationen 
über Schadenersatzansprüche für Sach- und Personenschäden 
dokumentarisch zu erfassen sowie die Sammlung von Beweismate
rial zu unterstützen.

+94;
–14 (Äthiopien, Bahamas, 
Belarus, China, Eritrea, Iran, 
Kuba, Mali, Nicaragua, 
Nordkorea, Russland, 
Simbabwe, Syrien, 
Zentralafrikanische Republik);

= 12

http://www.un.org/Depts/german
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Dokumente der Vereinten Nationen

Sicherheitsrat

Thema UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Haiti S/RES/2653(2022) 21.10.2022 Der Sicherheitsrat verlangt die sofortige Einstellung der Gewalt, der 
kriminellen Aktivitäten und der Menschenrechtsverletzungen, die 
den Frieden, die Stabilität und die Sicherheit Haitis und der Region 
untergraben. Er beschließt, dass für einen Anfangszeitraum von 
einem Jahr alle Mitgliedstaaten erforderliche Sanktionsmaßnahmen 
ergreifen werden, namentlich ein Reiseverbot für die von dem 
Sanktionsausschuss nach Ziffer 19 benannten Personen, das Ein- 
frieren von Vermögenswerten sowie ein gezieltes Rüstungsembargo. 

einstimmige  
Annahme

Kolumbien S/RES/2655(2022) 27.10.2022 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Verifikationsmission 
der Vereinten Nationen in Kolumbien bis zum 31. Oktober 2023 zu 
verlängern. Er ersucht den Generalsekretär, dem Rat detaillierte 
Empfehlungen darüber vorzulegen, wie die im Schreiben des 
Außenministers Kolumbiens vom 17. Oktober 2022 (S/2022/787) 
geforderten zusätzlichen Aufgaben zur Verifikation der Abschnitte 1 
und 6.2 des Endgültigen Abkommens durchzuführen wären, und 
ihn wissen zu lassen, welche etwaigen Auswirkungen dies auf die 
Konfiguration der Mission hätte.

einstimmige  
Annahme

Libyen S/RES/2652(2022) 29.9.2022 Der Sicherheitsrat verurteilt alle Handlungen zum Zweck der 
Migrantenschleusung und des Menschenhandels in, durch und aus 
dem Hoheitsgebiet Libyens und vor seiner Küste, die den Stabilisie-
rungsprozess weiter untergraben und Hunderttausende Menschen-
leben gefährden. Er beschließt, die in den Ziffern 7, 8, 9 und 10 der 
Resolution 2240(2015) erteilten Ermächtigungen zur Kontrolle von 
Schiffen, bei denen der Verdacht besteht, dass sie für die Schleu-
sung von Migranten und den Menschenhandel aus Libyen 
verwendet werden, um weitere zwölf Monate zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

S/RES/2656(2022) 28.10.2022 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Unterstützungsmis
sion der Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL) bis zum 31. Okto- 
ber 2023 zu verlängern und sie als integrierte besondere politische 
Mission zu beauftragen, ihr in Resolution 2542(2020) und in Ziffer 16 
der Resolution 2570(2021) festgelegtes Mandat durchzuführen. Der 
Rat begrüßt zudem die Ernennung von Abdoulaye Bathily zum 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Libyen und Leiter der 
UNSMIL. Er fordert alle Parteien auf, die Waffenruhevereinbarung 
vom 23. Oktober 2020 vollständig umzusetzen, einschließlich des 
von der Gemeinsamen 5+5-Militärkommission am 8. Oktober 2021 
in Genf vereinbarten Aktionsplans, der synchronisiert, abgestuft, 
schrittweise und ausgewogen umgesetzt werden soll.

einstimmige  
Annahme

Somalia S/RES/2657(2022) 31.10.2022 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat und die Aufgaben der 
Hilfsmission der Vereinten Nationen in Somalia (UNSOM), die in 
den Resolutionen 2158(2014) und 2592(2021) festgelegt sind, bis 
zum 31. Oktober 2023 zu verlängern. Der Rat vermerkt die 
Umweltstrategie (Phase II) der Hauptabteilung Operative 
Unterstützung der Vereinten Nationen, deren Schwerpunkt auf 
einem verantwortungsvollen Umgang mit den Ressourcen und 
einem positiven Vermächtnis der Mission liegt und in der das Ziel 
festgelegt ist, in Missionen verstärkt erneuerbare Energien 
einzusetzen, um die Sicherheit zu erhöhen, Kosten zu sparen, die 
Effizienz zu steigern und der Mission zu nutzen.

angenommen
+14;
–0;
=1 (China)

Westsahara S/RES/2654(2022) 27.10.2022 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten 
Nationen für das Referendum in Westsahara (MINURSO) bis zum  
31. Oktober 2023 zu verlängern. Er begrüßt die Initiativen des General- 
sekretärs, in der UN-Friedenssicherung eine Kultur der Leistung zum 
Standard zu machen, bekräftigt seine Unterstützung für die Ausarbei-
tung eines umfassenden leistungsbezogenen Grundsatzrahmens, der 
klare Leistungsstandards für die Evaluierung aller zivilen und 
uniformierten Kräfte benennt, um Rechenschaft für ungenügende 
Leistung und Anreize oder Anerkennung für herausragende Leistung zu 
gewährleisten. Der Rat fordert den Generalsekretär auf, diesen Grund- 
satzrahmen auf die MINURSO anzuwenden, und ersucht ihn, den 
Frauenanteil in der MINURSO zu erhöhen.

angenommen
+13;
–0;
=2 (Kenia, Russland)
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